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Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2025/2026 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

als Anlage übersende ich gemäß Artikel 93 Abs. 3 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt 

den von der Landesregierung am 17. September 2024 beschlossenen 

 

Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2025/2026 

 

mit der Bitte, die Beschlussfassung des Landtages von Sachsen-Anhalt herbeizuführen. 

 

Federführend ist das Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Dr. Reiner Haseloff 

Ministerpräsident 
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Entwurf 

Haushaltsbegleitgesetz 2025/2026. 

 

Artikel 1 

Änderung des Altlastenanstaltsgesetzes 

 

Dem § 8 Abs. 3 des Altlastenanstaltsgesetzes vom 25. Oktober 1999 (GVBl. LSA S. 336), zu-

letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Januar 2024 (GVBl. LSA S. 2), wird folgen-

der Satz 2 angefügt: 

 

„Im Hinblick auf die Nachhaltigkeitsberichterstattung kann durch die Satzung von den für 

große Kapitalgesellschaften geltenden Regeln abgewichen werden.“ 

 

 

Artikel 2 

Änderung der Schuldenordnung für das Land Sachsen-Anhalt 

 

Dem § 3 Abs. 2 der Schuldenordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom 21. Dezember 1992 

(GVBl. LSA S. 870), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24. März 2020 (GVBl. 

LSA S. 108, 109), wird folgender Satz 3 angefügt:  

 

„Im Falle der Begebung von elektronischen Wertpapieren kann die Ausstellung von Urkun-

den durch die Eintragung in ein elektronisches Wertpapierregister gemäß dem Gesetz über 

elektronische Wertpapiere vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1423), geändert durch Artikel 16 des 

Gesetzes vom 11. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 354, S.18), ersetzt werden.“ 

 

 

Artikel 3 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

 

Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. März 2024 (GVBl. 

LSA S. 34) wird wie folgt geändert: 

 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:  

„(1) Die Finanzausgleichsmasse beträgt abweichend von § 1 Abs. 2 Satz 2 

2 095 499 200 Euro für das Haushaltsjahr 2024, 2 135 290 900 Euro für das Haus-

haltsjahr 2025 und 2 136 086 700 Euro für das Haushaltsjahr 2026.“ 

 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 
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2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises wird für die 

Haushaltsjahre 2024 bis 2026 eine Auftragskostenpauschale in folgender Höhe gezahlt: 

 

 2024 2025 2026 

1. kreisfreie Städte 175 717 300 Euro 180 601 400 Euro 185 635 100 Euro 

2. Landkreise 280 473 100 Euro 287 780 400 Euro 295 290 400 Euro 

3. Verbandsgemeinden und 

Einheitsgemeinden 

153 700 700 Euro 159 202 000 Euro 164 902 700 Euro.“ 

 

3. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zur Milderung der Belastungen für die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem Ach-

ten Buch Sozialgesetzbuch wird für die Haushaltsjahre 2024 bis 2026 eine besondere Er-

gänzungszuweisung in folgender Höhe gezahlt: 

 

 2024 2025 2026 

1. kreisfreie Städte 46 710 700 Euro 46 385 600 Euro 46 824 100 Euro 

2. Landkreise 87 068 900 Euro 86 202 400 Euro 86 755 100 Euro.“ 

 

4. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zur Milderung der Belastungen für die Wahrnehmung der Aufgabe der Schülerbe-

förderung wird für die Haushaltsjahre 2024 bis 2026 eine besondere Ergänzungszuwei-

sung in folgender Höhe gezahlt: 

 

 2024 2025 2026 

1. kreisfreie Städte   3 981 000 Euro   3 912 100 Euro   3 907 100 Euro 

2. Landkreise 23 858 000 Euro 23 311 400 Euro 23 149 100 Euro.“ 

 

5. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Erledigung der Aufgaben des eigenen Wirkungskreises werden für die Haus-

haltsjahre 2024 bis 2026 Schlüsselzuweisungen in folgender Höhe gezahlt: 

 

 2024 2025 2026 

1. kreisfreie Städte 368 349 700 Euro 361 006 200 Euro 359 659 900 Euro 

2. Landkreise 269 364 300 Euro 324 195 100 Euro 338 728 100 Euro 

3. kreisangehörige Gemein-

den 

423 731 800 Euro 386 558 700 Euro 367 818 700 Euro.“ 
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6. § 17 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für den Ausgleichsstock werden für das Haushaltsjahr 2024 Mittel in Höhe von 

40 000 000 Euro, für das Haushaltsjahr 2025 Mittel in Höhe von 53 591 900 Euro und für 

das Haushaltsjahr 2026 Mittel in Höhe von 40 872 700 Euro bereitgestellt.“ 

 

 

Artikel 4 

Änderung der Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt 

 

§ 65 der Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt vom 30. April 1991 (GVBl. LSA 

S. 35), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. April 2023 (GVBl. LSA S. 201, 

204), wird wie folgt geändert:  

 

1. In Absatz 1 Nr. 4 werden nach dem Wort „werden“ ein Semikolon und folgende Wörter 

„hierbei richtet sich der Nachhaltigkeitsbericht von kleinen und mittelgroßen Unter-

nehmen allein nach dem Gesellschaftsvertrag, soweit nicht gesetzliche Vorschriften un-

mittelbar anwendbar sind“ eingefügt. 

 

2. Nach Absatz 6 wird folgender neuer Absatz 7 eingefügt: 

„(7) Die Führung eines Unternehmens, an dem das Land unmittelbar oder mittelbar mit 

Mehrheit beteiligt ist, erfolgt nach den jeweiligen unternehmensrechtlichen Vorschrif-

ten, die durch einen Public Corporate Governance Kodex des Landes ergänzt werden.“ 

 

3. Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. 

 

 

Artikel 5 

Änderung des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 

 

Das Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Au-

gust 2018 (GVBl. LSA S. 244), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Juni 2024 (GVBl. LSA 

S. 173), wird wie folgt geändert: 

 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Angabe zu § 16a werden nach dem Wort „Lehrkräfte“ das Komma und die 

Wörter „Schulleiterinnen und Schulleiter sowie Mitglieder der Schulleitung“ gestri-

chen. 

b) Nach der Angabe zu § 16a werden folgende Angaben eingefügt: 

„§ 16b Schulleiterinnen und Schulleiter sowie Mitglieder der Schulleitung 

§ 16c Evaluierung“. 

c) Nach der Angabe zu § 17 wird folgende Angabe eingefügt: 
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 „§ 17a Verordnungsermächtigungen“. 

d) In der Angabe zu § 18g werden die Wörter „und Neufestsetzung der Schülerkos-

tensätze“ angefügt. 

e) In der Angabe zu § 86 wird das Wort „Übergangsregelungen“ durch das Wort 

„Übergangsregelung“ ersetzt. 

f) Nach der Angabe zu § 87 wird folgende Angabe angefügt: 

 „Anlage“. 

 

2. § 16 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Einführung und Änderungen der Höhe des Schulgeldes sind der Schulbehörde 

anzuzeigen und im Internet zu veröffentlichen.“ 

 

3. § 16a erhält folgende Fassung: 

 

„§ 16a 

Lehrkräfte 

 

(1) Die Anforderungen an die wissenschaftliche Ausbildung der Lehrkräfte sind erfüllt, wenn  

 

1. diese über eine Befähigung zum Lehramt verfügen, 

2. diese über einen entsprechenden Abschluss nach dem Recht der Deutschen Demo-

kratischen Republik verfügen, 

3. die Voraussetzungen des § 30 Abs. 4 vorliegen oder  

4. diese über eine nach § 30 Abs. 7 oder 8 festgestellte Befähigung für ein Lehramt 

oder Lehrbefähigung für ein Unterrichtsfach verfügen.  

Die Anforderungen an die wissenschaftliche Ausbildung sind auch erfüllt, wenn eine fachli-

che und pädagogische Ausbildung sowie staatliche oder staatlich anerkannte Prüfungen 

nachgewiesen werden, die der Ausbildung und den Prüfungen der Lehrkräfte an entspre-

chenden öffentlichen Schulen im Werte gleichkommen, oder die wissenschaftliche und pä-

dagogische Eignung durch gleichwertige Leistungen nachgewiesen wird. 

 

(2) Ein Einsatz von Lehrkräften mit nichtakademischen Abschlüssen nach dem Deutschen 

Qualifikationsrahmen, Niveau 6, ist entsprechend den für den öffentlichen Schuldienst ge-

troffenen Regelungen unter der Voraussetzung der Erfüllung der verpflichtend vorgeschrie-

benen Qualifizierung möglich. 

 

(3) Der Schulträger darf nur Lehrkräfte sowie Schulleiterinnen und Schulleiter eigenverant-

wortlich im Unterricht einsetzen, die über die Voraussetzung nach den Absätzen 1 oder 2 

verfügen. 

 

(4) Der Schulträger prüft eigenverantwortlich, ob die in Absatz 1 und 2 genannten Anforde-

rungen erfüllt werden, ob und welche Nachqualifizierungen notwendig sind, und entscheidet 
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über den Einsatz im Unterricht. Abweichungen von den nach den Absätzen 1 und 2 zu erfül-

lenden Anforderungen sind möglich, wenn diese im öffentlichen Schuldienst zulässig sind. In 

begründeten Ausnahmefällen können die Träger auf Antrag bei der Schulbehörde feststellen 

lassen, ob die Voraussetzungen für einen Einsatz als Lehrkraft vorliegen. 

 

(5) Der Schulträger hat zur jederzeitigen Prüfung durch die Schulbehörde die vollständigen 

Unterlagen gemäß den Absätzen 1, 2 und 4 vorzuhalten. 

 

(6) Der Einsatz von Lehrkräften an genehmigten, an anerkannten allgemeinbildenden und 

berufsbildenden Ersatzschulen und Ersatzschulen nach § 18 Abs. 3 ist der Schulbehörde un-

verzüglich anzuzeigen. 

 

(7) Der Einsatz von Lehrkräften kann untersagt werden, wenn Tatsachen vorliegen, die bei 

öffentlichen Schulen einer Einstellung entgegenstehen oder eine Beendigung des Dienstver-

hältnisses rechtfertigen würden oder die Voraussetzungen nach Absatz 1 oder 2 nicht vorlie-

gen.  

 

(8) Träger anerkannter Ersatzschulen können ihren hauptberuflichen Lehrkräften, welche 

die laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für die Verwendung im öffentlichen Schuldienst 

erfüllen, für die Dauer der Beschäftigung an der Schule das Führen einer der Amtsbezeich-

nung vergleichbarer Lehrkräfte an öffentlichen Schulen entsprechenden Bezeichnung mit 

dem Zusatz „im Ersatzschuldienst, (i. E.)“ gestatten.  

 

(9) Lehrkräfte öffentlicher Schulen können mit ihrem Einverständnis für die Dauer von bis 

zu 15 Jahren für den Einsatz an einer Ersatzschule beurlaubt werden. Die Beurlaubung kann 

auf Antrag verlängert werden. Die Beurlaubung kann als Beurlaubung ohne Bezüge oder als 

Beurlaubung mit Bezügen ausgesprochen werden. Die Zeit der Beurlaubung ist bei Anwen-

dung beamtenrechtlicher oder arbeitsrechtlicher Vorschriften einer im öffentlichen Schul-

dienst des Landes Sachsen-Anhalt verbrachten Beschäftigungszeit gleichzustellen. Die Per-

sonalkosten für die mit Dienstbezügen beurlaubten Lehrkräfte werden auf die Finanzhilfe 

angerechnet.“ 

 

4. Nach § 16a werden folgende §§ 16b und 16c eingefügt: 

 

„§ 16b 

Schulleiterinnen und Schulleiter sowie Mitglieder der Schulleitung 

 

Wer zur Schulleiterin oder zum Schulleiter bestellt werden soll, muss über eine Qualifikation 

nach § 16a Abs. 1 verfügen und hat in der Regel eine mindestens dreijährige erfolgreiche Un-

terrichtstätigkeit an der Schulform, für die die Bestellung erfolgt, nachzuweisen. Die Schullei-

tung kann auch aus mehreren Mitgliedern bestehen (kollektive Schulleitung). Bei einer kol-

lektiven Schulleitung muss mindestens die Hälfte der Mitglieder über die Voraussetzungen 
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zur Bestellung als Schulleiterin oder Schulleiter nach Satz 1 verfügen. Die weiteren Mitglie-

der der Schulleitung sollen über einen geeigneten Hochschulabschluss oder eine mindestens 

dreijährige, einschlägige Berufserfahrung verfügen. Der Schulträger bestimmt ein Mitglied 

der kollektiven Schulleitung, das die Schule nach außen vertritt, soweit er sich die Vertretung 

nicht selbst vorbehält. § 16a Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden. 

 

§ 16c 

Evaluierung 

 

Das für Schulwesen zuständige Ministerium überprüft nach vier Jahren unter Einbeziehung 

der Schulen in freier Trägerschaft, inwieweit sich die Regelungen zu der Eigenverantwort-

lichkeit der Schulträger und der Qualifikation der Lehrkräfte sowie der Schulleiterinnen und 

Schulleiter, insbesondere im Hinblick auf die Qualitätssicherung, auf die Anforderungen nach 

§ 16 Abs. 3, § 16a Abs. 4 Satz 3 und auf die Verfahrenseffizienz bewährt haben.“ 

 

5. § 17 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird nach dem Wort „ununterbrochenem“ das Wort „beanstan-

dungsfreien“ eingefügt. 

 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

 

6. Nach § 17 wird folgender § 17a eingefügt: 

 

„§ 17a 

Verordnungsermächtigungen 

 

Die oberste Schulbehörde wird ermächtigt, durch Verordnung das Nähere 

 

1. zum Verfahren und zu den Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung für die 

Errichtung und den Betrieb, die Änderung und Erweiterung einer Ersatzschule, insbe-

sondere 

 

a) unter welchen Voraussetzungen die Schule in freier Trägerschaft als gleichwertig im 

Sinne von § 16 Abs. 1 anzusehen ist, 

b) unter welchen Bedingungen in der Schule in freier Trägerschaft eine Sonderung der 

Schülerinnen und Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert 

wird,  

c) zu den im Genehmigungsverfahren einzureichenden Unterlagen, 

d) zu den Formen und Fristen des Genehmigungsverfahrens und dem Verfahren bei 

Änderung von Genehmigungsvoraussetzungen, 



 

 

9 

e) unter welchen Voraussetzungen die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der 

Lehrkräfte genügend gesichert ist, 

f) zum Verfahren des Widerrufs der Genehmigung nach § 16 Abs. 5, 

g) das Verfahren zur Anzeige der Einführung und von Änderungen der Höhe des Schul-

geldes sowie der Veröffentlichung gemäß § 16 Abs. 6, 

2. zum Verfahren der Umwandlung einer genehmigten oder anerkannten Ersatzschule 

gemäß § 16 Abs. 3b, 

3. zu den Voraussetzungen nach § 16a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 4 und Satz 2 sowie Absatz 2; 

hierbei können zeitlich befristete Ausnahmeregelungen zu anzuerkennenden Leistungen 

getroffen werden, wenn diese notwendig sind, um den Lehrkräftebedarf der Ersatzschu-

len sicherzustellen, 

4. zu dem von den Schulträgern einzuhaltenden Prüfverfahren für den Einsatz von Lehr-

kräften sowie den Fristen und den zuständigen Behörden bei einem Antrag der Feststel-

lung des Vorliegens der Voraussetzungen für einen Einsatz nach § 16a Abs. 4 Satz 3, 

5. zum Verfahren der Prüfung, den zuständigen Schulbehörden und den nach § 16a Abs. 5 

vorzuhaltenden Unterlagen, 

6. zu den Verfahren der Anzeige nach § 16a Abs.6 und der Untersagung des Einsatzes einer 

Lehrkraft nach § 16a Abs. 7, 

7. zu der Überprüfung nach § 16c, insbesondere zu dem Verfahren, der Durchführung, 

dem Evaluierungsziel, den vorzuhaltenden und zu erhebenden Daten und den zugrunde 

zu legenden Parametern und 

8.  zum Verfahren der Anerkennung gemäß § 17 Abs. 1 und des Widerrufs der Anerken-

nung gemäß § 17 Abs. 2, insbesondere zu den einzureichenden Unterlagen, der zustän-

digen Schulbehörde und den Fristen 

 

zu regeln.“ 

 

7. § 18 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Das Land gewährt den anerkannten Ersatzschulen in freier Trägerschaft auf Antrag 

eine Finanzhilfe als Zuschuss zu den laufenden Personal- und Sachkosten. Grundlage ist 

eine mit einer Förderquote versehene Bemessungsgrundlage nach § 18a, die auf einer 

Kostenerhebung der dem Land und den Kommunen entstandenen Kosten für die öffent-

lichen Schulen beruht.“ 

 

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

 

„(2) Die Finanzhilfe kann, wenn der Träger einer Schule die Anerkennungsvoraussetzun-

gen an einer anderen allgemeinbildenden Schule derselben Schulform im Land Sachsen-

Anhalt bereits erbracht hat, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
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im Einvernehmen mit dem öffentlichen Schulträger vor Ablauf der Dreijahresfrist, je-

doch nicht vor Ablauf des ersten Schuljahres, gewährt werden. Im zweiten Schuljahr be-

trägt die Finanzierung 75 v. H., danach 100 v. H. der Finanzhilfe gemäß § 18a. Die Sätze 1 

und 2 finden auch Anwendung, wenn ein Träger die Anerkennungsvoraussetzungen für 

eine Ersatzschule, an der zusätzlich ein Abschluss eines Mitgliedstaates der Europäi-

schen Union oder ein von den Ländern als Hochschulzugangsberechtigung anerkannter 

internationaler Abschluss erreicht werden kann, bereits in einem anderen Bundesland 

erbracht hat.“ 

 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält folgende Fassung: 

 

„(3) Die Finanzhilfe erhalten auch Ersatzschulen, die die Gewähr dafür bieten, dass sie 

dauernd die Genehmigungsvoraussetzungen erfüllen. Bei gemäß § 16 Abs. 3 und 3a ge-

nehmigten Schulen ist davon nach einem dreijährigen ununterbrochenen und bean-

standungsfreien Betrieb auszugehen. Nach einer Unterbrechung des Schulbetriebes be-

ginnt die Frist nach Satz 2 neu zu laufen.“  

 

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 5. 

 

8. § 18a erhält folgende Fassung: 

 

„§ 18a 

Umfang der Finanzhilfe 

 

(1) Grundlage für die Berechnung der Finanzhilfe für allgemeinbildende und berufsbildende 

Schulen in freier Trägerschaft sind die für die öffentlichen Schulen aus dem Landeshaushalt 

und den kommunalen Haushalten ermittelten Kosten. Das betrifft: 

 

1. Personalkosten des Landes, 

2. Verwaltungsaufwandskosten und Sachkosten des Landes und 

3. Sachkosten der Kommunen. 

 

Dabei erfolgt einerseits eine Bereinigung um leistungs- und periodenfremde Positionen. Das 

betrifft diejenigen Ausgaben oder Auszahlungen und Einnahmen oder Einzahlungen, die 

nicht zu Aufwendungen führen oder keinen leistungsbezogenen Ressourcenverbrauch oder 

Erlöse darstellen. Andererseits ist eine Ergänzung von Kostenpositionen erforderlich, die in 

den Datengrundlagen nicht oder nur unzureichend abgebildet werden. Zur Bestimmung der 

tatsächlichen schulformbezogenen Personalkosten wird der tatsächliche Personaleinsatz der 

Beschäftigten zugrunde gelegt. 

 

(2) Die schulformbezogenen Kosten nach der Haushaltsrechnung des Landes und der Jahres-

rechnungsstatistik der Kommunen werden vollständig auf die für die Berechnung der Fi-
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nanzhilfe benötigten Schulformen und Bildungsgänge aufgeteilt. Die schulformübergreifen-

den Kosten werden den einzelnen Schulformen und Bildungsgängen zugeordnet. Dazu wer-

den die Unterrichtsbedarfe und die Schülerzahlen herangezogen. 

 

(3) Von den Kosten der öffentlichen Schulen sind diejenigen Kosten in Abzug zu bringen, die 

an Schulen in freier Trägerschaft nicht oder nicht im gleichen Umfang anfallen oder für die es 

keinen Anspruch auf Finanzhilfe gibt. Das betrifft insbesondere: 

1. Kosten für die Schülerbeförderung, 

2. Kosten für die eingesetzten Vollzeitäquivalente bei pädagogischen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern an Grundschulen sowie bei pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern und Betreuungskräften an Förderschulen, 

3. Verwaltungsaufwandskosten und Sachkosten des Landes sowie Sachkosten der Kom-

munen, 

4. Kosten für die Zusatzbedarfe, Anrechnungen, Stunden außerhalb der Stundentafel und  

5. Kosten für Beschäftigte in der Freistellungsphase. 

 

Weiter wird berücksichtigt, dass die unmittelbaren Kosten der verbeamteten Lehrkräfte ge-

ringer sind als die der tarifbeschäftigten Lehrkräfte und die Kosten für die Zeit nach dem ak-

tiven Schuldienst außer Betracht gelassen werden, da solche an Schulen in freier Träger-

schaft nicht anfallen. 

 

(4) Die Förderquote in Bezug auf die nach den Absätzen 1 bis 4 ermittelten Kosten beträgt 

für allgemeinbildende Schulen 90 v. H. und für berufsbildende Schulen 85 v. H. 

 

(5) Die jahresbezogenen Schülerkostensätze der öffentlichen Schulen setzen sich jeweils aus 

einem Personalkostenteil und einem Sachkostenteil zusammen. Grundlage für die Festset-

zung dieser Schülerkostensätze bilden die nach den Absätzen 1 bis 4 ermittelten Kosten. Für 

Schülerinnen und Schüler mit bestätigtem Anspruch auf sonderpädagogische Förderung im 

gemeinsamen Unterricht wird zusätzlich zu diesem Schülerkostensatz der besuchten Schul-

form ein Schülerkostensatz auf Grundlage der aus den Personalkosten der einzelnen Schulen 

herausgerechneten Kostenanteile für die Förderung, die ins Verhältnis zur jeweiligen Schü-

lerzahl im gemeinsamen Unterricht gesetzt werden, gewährt.  

 

(6) In der Anlage werden die auf der Grundlage von den Absätzen 2 bis 5 ermittelten jahres-

bezogenen Schülerkostensätze für die Schulformen und Bildungsgänge sowie den gemein-

samen Unterricht an Schulen in freier Trägerschaft erstmals für das Jahr 2023 festgesetzt. 

Dabei wird jeweils für  

 

1. die Grundschule und die Schuljahrgänge 1 bis 4 an Freien Waldorfschulen,  

2.  die Sekundarschulen, Sekundarstufe I an Gemeinschaftsschulen und die Schuljahrgänge 

5 bis 12 an Freien Waldorfschulen, 
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3. die Sekundarstufe II (Gymnasiale Oberstufe) an Gemeinschaftsschulen, Gesamtschulen 

und Gymnasien, 

 

ein gemeinsamer Schülerkostensatz festgesetzt. Für die Bildungsgänge an den Berufsbilden-

den Ersatzschulen werden Schülerkostensätze für die jeweilige Vollzeitform festgesetzt. Die 

Schülerkostensätze für die Teilzeitform ergeben sich aus dem anteiligen Verhältnis der Stun-

denzahlen aus Vollzeitform und jeweiliger Teilzeitform. 

 

(7) Die Fortschreibung der Schülerkosten erfolgt erstmalig ab dem Jahr 2024 und dann für 

jedes folgende Jahr bis zur Neufestsetzung. Für die Fortschreibung wird die Steigerungsrate 

aus einem Vomhundertsatz gebildet, der sich zu 80 v. H. aus der durchschnittlichen und ge-

rundeten Entwicklung der Bruttomonatsverdienste für die Entgeltgruppe 13 Stufe 5 nach 

dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder für einen im letzten Jahr vor dem 

Fortschreibungsjahr endenden Fünfjahreszeitraum und zu 20 v. H. aus dem durchschnittli-

chen und gerundeten Entwicklung des Verbraucherpreisindex - Gesamt nach Erhebungen 

des Landesamtes für Statistik Sachsen-Anhalt für einen im vorletzten Jahr vor dem Fort-

schreibungsjahr endenden Fünfjahreszeitraum gebildet.  

 

(8) Die Berechnung der Finanzhilfe erfolgt auf der Grundlage der schuljahresbezogenen 

Schülerkosten. Diese werden jeweils zu fünf Zwölftel aus dem Schülerkostensatz des An-

fangsjahres und zu sieben Zwölftel aus dem Schülerkostensatz des Folgejahres berechnet. 

Der Schülerkostensatz des Anfangsjahres wird gemäß Absatz 7 ermittelt. Für das Folgejahr 

wird ein Schülerkostensatz verwendet, der sich aus dem Schülerkostensatz des Anfangsjah-

res und der Steigerungsrate des Anfangsjahres ergibt. 

 

(9) Der Umfang der Finanzhilfe je Schule richtet sich nach der Zahl der Schülerinnen und 

Schüler, die diese Schule besuchen. Der Zuschuss wird je Schuljahrgang höchstens für die 

Zahl der Schülerinnen und Schüler gewährt, die das Produkt aus der Anzahl der Klassen des 

betreffenden Schuljahrgangs des Bildungsganges der Ersatzschule und der durchschnittli-

chen Klassenfrequenz der Schulstatistik des viert-, dritt- und zweitletzten Schuljahres an ent-

sprechenden öffentlichen Schulen um nicht mehr als 20 v. H. überschreitet. Die nach Satz 2 

ermittelte Zahl der Schülerinnen und Schüler ist auf einen ganzzahligen Wert abzurunden. 

Bei neu hinzukommenden Bildungsgängen wird die Klassenfrequenz des Schuljahres, in dem 

der Bildungsgang erstmalig angeboten wird, zugrunde gelegt. Für die folgenden Schuljahre 

gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend. 

 

(10) Ersatzschulen sind an Investitionsförderprogrammen für öffentliche Schulen angemes-

sen zu beteiligen. 

 

(11) Das für Schulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Verordnung die nä-

heren Bestimmungen zu erlassen über: 
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1. die Voraussetzungen für die Gewährung und Ausgestaltung der Finanzhilfe, 

2. das Antragsverfahren; dazu gehört die Ermittlung der zu berücksichtigenden Zahl der 

Schülerinnen und Schüler, 

3. die zugrunde zulegenden Parameter und die Festsetzung der Schülerkostensätze für die 

Bildungsgänge an Berufsbildenden Schulen sowie die zugrunde zulegenden Parameter 

und die Festsetzung für neu hinzugekommene Bildungsgänge,  

4. die Ermittlung der Klassenfrequenz gemäß Absatz 9, 

5. ein Zurückbehaltungsrecht der Finanzhilfe bei nicht fristgerechter Vorlage der erforder-

lichen Unterlagen und 

6. Maßgaben für die zweckentsprechende Verwendung der Finanzhilfe sowie deren Nach-

weis und Prüfung.“ 

 

9. In § 18f Abs. 1a Satz 1 wird das Wort „Altenpflegehilfe“ durch das Wort „Pflegehilfe“ er-

setzt. 

 

10. § 18g erhält folgende Fassung: 

 

„§ 18g 

Berichtspflicht der Landesregierung und Neufestsetzung der Schülerkostensätze 

 

Die Neufestsetzung der Schülerkostensätze erfolgt im Jahr 2030 für das Jahr 2029. Im Vor-

feld legt die Landesregierung dem Landtag einen Bericht über die Überprüfung der Ist-

Kostenentwicklung im Sinne von § 18a Abs. 1 bis 3 vor.“ 

 

11. § 86 erhält folgende Fassung: 

 

„§ 86 

Übergangsregelung für die Ersatzschulen 

 

Für das Schuljahr 2024/2025 sind für die Berechnung der Finanzhilfe die §§ 18, 18a, 86 

Abs. 4 in der bis zum Tag des Inkrafttretens des Artikels 5 des Haushaltsbegleitgesetzes 

2025/2026 geltenden Fassung weiter anzuwenden.“ 

 

12. Nach § 87 wird folgende Anlage angefügt: 
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Anlage 

 (zu § 18a Abs. 6) 

 

Festsetzung der jahresbezogenen Schülerkostensätze für die Schulformen und Bildungs-

gänge sowie den gemeinsamen Unterricht an Schulen in freier Trägerschaft 

 

Allgemeinbildende Schulen 

Schülerkostensatz 

2023 in Euro 

Grundschule und Schuljahrgänge 1 bis 4 an Freien Waldorf-

schulen  5 370,09 

Sekundarschule, Gemeinschaftsschule Sekundarstufe I und 

Schuljahrgänge 5 bis 12 an Freien Waldorfschulen 5 719,41 

Schuljahrgang 13 an Freien Waldorfschulen  7 395,05 

Gymnasium Schuljahrgänge Sekundarstufe I 5 654,34 

Gymnasiale Oberstufe alle Schulformen 9 135,75 

Integrierte Gesamtschule Schuljahrgänge 5 bis 11 6 873,77 

  Zusatzbetrag für Schüler im Gemeinsamen Unterricht 

 an Grundschulen und Schuljahrgänge 1 bis 4 an Freien Wal-

dorfschulen  5 193,51 

an Sekundarschulen, Gemeinschaftsschulen und Schuljahr-

gänge 5 bis 13 an Freien Waldorfschulen 6 253,13 

an Gymnasien 6 817,68 

an Gesamtschulen 6 729,68 

 

Förderschulen mit dem Schwerpunkt   

geistige Entwicklung      22 355,33 

Lernen      12 970,26 

emotional-soziale Entwicklung 18 922,69 

Sprache 14 366,10 

Hören 19 936,30 

körperlich-motorische Entwicklung 18 871,54 

Sehen 19 222,47 

  Berufsschule 2 541,24 

  Berufsfachschulen 

 Berufsfachschulen ohne beruflichen Abschluss (ein und zwei 

Jahre) 6 188,49 

Pflegehilfe (Berufsfachschulen ein Jahr mit beruflichem Ab- 6 469,09 
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schluss Vollzeit) 

Berufsfachschulen zwei und mehr Jahre mit beruflichem Ab-

schluss 

    Assistenz für Ernährung und Versorgung 6 071,83 

   Kosmetik 6 226,94 

   Medizinische Dokumentationsassistenz 5 968,42 

   Technische Assistenzberufe 7 002,48 

   Kinderpflege 6 692,27 

   Sozialassistenz 5 296,29 

   Kaufmännische Assistenz 6 588,86 

   Assistenz für Tourismus, Schwerpunkt Touristik 6 588,86 

   Medizinisch-technische Assistenz für Funktionsdiagnostik 6 157,84 

   Medizinisch-technische Laboratoriumsassistenz 4 754,48 

Berufsfachschulen für Gesundheitsfachberufe (Vollzeit) 

    Altenpflege Vollzeit 5 047,66 

   Diätassistenz 7 116,04 

   Ergotherapie 6 702,37 

   Masseur und medizinischer Bademeister 7 698,95 

   Physiotherapie 7 078,43 

   Pharmazeutisch-technische Assistenz 8 018,60 

   Logopädie 4 591,86 

  Fachoberschule 4 295,19 

  Fachschulen Vollzeit 

 Fachschule Technik Vollzeit 7 213,80 

Fachschule Wirtschaft Vollzeit 6 587,43 

Sozialpädagogik mit anschließendem Praktikum Vollzeit (Aus-

bildungsjahr 1 und 2) 6 378,65 

Sozialpädagogik mit anschließendem Praktikum Vollzeit (Prak-

tikum) 2 202,86 

Sozialpädagogik mit integriertem Praktikum Vollzeit 4 986,72 

Heilerziehungspflege Vollzeit 6 796,22 

Heilpädagogik Vollzeit 5 021,51 
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Artikel 6 

Aufhebung des Investitionsbank-Begleitgesetzes 

 

Das Investitionsbank-Begleitgesetz vom 18. Dezember 2003 (GVBl. LSA S. 371), zuletzt geän-

dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26. März 2013 (GVBl. LSA S. 134, 144), wird aufgeho-

ben. 

 

 

Artikel 7 

Aufhebung der Verordnung über die Errichtung der Investitionsbank Sachsen-Anhalt 

 

Die Verordnung über die Errichtung der Investitionsbank Sachsen-Anhalt in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 18. Juni 2012 (GVBl. LSA S. 235), geändert durch Verordnung vom 

29. Oktober 2016 (GVBl. LSA S. 346), wird aufgehoben. 

 

 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 mit Wirkung vom 1. Januar 2025 in Kraft.  

 

(2) Artikel 5 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

zum Haushaltsbegleitgesetz 2025/2026 

 

Begründung 

 

Zu Artikel 1  

(Änderung des § 8 Abs. 3 des Gesetzes über die Landesanstalt für Altlastenfrei-

stellung): 

 

Hier wird geregelt, dass der Verwaltungsrat in der Satzung für die LAF von einer Nachhaltig-

keitsberichterstattung nach den Regeln für große Kapitalgesellschaften abweichen kann. In 

der Satzung kann der Verwaltungsrat ein für die LAF passendes Maß festlegen oder ganz auf 

eine Nachhaltigkeitsberichterstattung verzichten. 

 

 

Zu Artikel 2  

(Änderung des § 3 Abs. 2 der Schuldenordnung für das Land Sachsen-Anhalt): 

 

Mit der vorgesehenen Änderung wird den neugeschaffenen Regelungen für die Begebung von 

elektronischen Wertpapieren durch das Gesetz über elektronische Wertpapiere (eWpG) 

(BGBl. I S. 1423) Rechnung getragen. Die vorgeschlagene Änderung soll klarstellen, dass das 

in § 3 Abs. 2 LSO normierte Formerfordernis auch durch die Begebung von elektronischen 

Wertpapieren gemäß dem Gesetz über elektronische Wertpapiere erfüllt wird. 

 

 

Zu Artikel 3  

(Änderung des Finanzausgleichsgesetzes) 

 

A. Allgemeiner Teil 

 

1. Einleitung 

Mit diesem Gesetzentwurf wird das Ergebnis der Überprüfung der Finanzausgleichsmasse für 

die Haushaltsjahre 2025 und 2026 auf der Grundlage der in § 2 Abs. 2 FAG geregelten Revi-

sionsklausel umgesetzt. Darüber hinaus wird eine Überprüfung der bei den Landkreisen be-

darfsmindernd angerechneten prognostizierten Kreisumlageeinzahlungen vorgenommen. Im 
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Ergebnis dieser Überprüfung erhalten die Landkreise für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 

einen Zuschlag, da die Kreisumlageeinzahlungen zu hoch angesetzt sind. Danach erhöht sich 

die Finanzausgleichsmasse der Landkreise für das Haushaltsjahr 2025 um 60.725.000 Euro 

und für das Haushaltsjahr 2026 um 83.158.400 Euro.  

 

Die Finanzausgleichmasse der kreisfreien Städte sinkt im Haushaltsjahr 2025 um 

2.853.400 Euro und steigt im Haushaltsjahr 2026 um 1.267.500 Euro. Die Finanzausgleichs-

masse der kreisangehörigen Gemeinden sinkt im Haushaltsjahr 2025 um 31.671.800 Euro und 

im Haushaltsjahr 2026 um 44.711.100 Euro. Der Ausgleichsstock wird für das Haushaltsjahr 

2025 um 13.591.900 Euro und für das Haushaltsjahr 2026 um 872.700 Euro erhöht. Die Fi-

nanzausgleichsmasse insgesamt beträgt somit 2.135.290.900 Euro für das Haushaltsjahr 

2025 und 2.136.086.700 Euro für das Haushaltsjahr 2026. 

 

2. Inhalt des Gesetzentwurfs 

Gemäß Artikel 88 Abs. 1 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt (Verf LSA) sorgt das 

Land dafür, dass die Kommunen über Finanzmittel verfügen, die zur angemessenen Erfüllung 

ihrer Aufgaben erforderlich sind. Des Weiteren schreibt Artikel 88 Abs. 2 Satz 1 Verf LSA vor, 

dass die unterschiedliche Finanzkraft der Kommunen auf Grund eines Gesetzes angemessen 

auszugleichen ist.  

 

Die Umsetzung dieses Verfassungsauftrags erfolgt durch das Finanzausgleichsgesetz. Nach 

Maßgabe dieses Gesetzes werden den Kommunen Finanzmittel in Ergänzung ihrer eigenen 

Einnahmen zur Erfüllung ihrer eigenen und der übertragenen Aufgaben zur Verfügung gestellt 

(§ 1 Abs. 2 Satz 1 FAG). Das Finanzausgleichsgesetz ist zuletzt durch das Fünfte Gesetz zur 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 14. Dezember 2023 (GVBl. LSA S. 672) geän-

dert worden. Danach beträgt die Finanzausgleichsmasse für die Haushaltsjahre 2024 bis 2026 

jeweils 2.095.499.200 Euro (§ 2 Abs. 1 FAG).  

 

Vor dem Hintergrund der volatilen wirtschaftlichen Lage und der damit einhergehenden gerin-

geren Belastbarkeit der angenommenen Prognosewerte ist mit dem vorgenannten Änderungs-

gesetz eine Revisionsklausel in das Finanzausgleichsgesetz aufgenommen worden (§ 2 Abs. 

2 FAG). Danach wird die Finanzausgleichsmasse für die Haushaltsjahre 2025 und 2026: 

 

1. unter Zugrundelegung der Frühjahrssteuerschätzung 2024 des Arbeitskreises Steuer-

schätzung und der darauf basierenden Regionalisierung und 

2. aufgrund der Prognose für die Entwicklung des Deflators des privaten Konsums für die 

Haushaltsjahre 2025 und 2026 in der Frühjahrsprojektion 2024 der Bundesregierung 
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überprüft. Ergibt die Überprüfung höhere Beträge, wird die Finanzausgleichsmasse für die 

Haushaltsjahre 2025 und 2026 erhöht. Ergibt die Überprüfung niedrigere Beträge, wird die 

Finanzausgleichsmasse für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 entsprechend verringert. 

 

Des Weiteren wurden die bei den Landkreisen bedarfsmindernd angerechneten prognostizier-

ten Kreisumlageeinzahlungen für das Jahr 2024 auf Basis der beschlossenen und genehmig-

ten Kreisumlagehebesätze und den zugrundeliegenden gesetzlichen Bemessungsgrundlagen 

überprüft. Im Ergebnis dieser Überprüfung erhalten die Landkreise für die Haushaltsjahre 2025 

und 2026 einen bedarfserhöhenden Zuschlag auf ihre berechnete Finanzausgleichsmasse, 

der in ihre Schlüsselzuweisungsmasse überführt wird.  

 

Danach ergeben sich – auch unter Berücksichtigung einer Aufstockung des Ausgleichs-

stocks – folgende Veränderungen an der Finanzausgleichsmasse insgesamt und je kommu-

naler Gruppe (siehe hierzu Begründung zu § 2 Abs. 1): 

 
Abbildung 1 

 

Durch die Veränderungen der Finanzausgleichsmasse für die einzelnen kommunalen Grup-

pen verändern sich auch die folgenden Teilmassen der Finanzausgleichsmasse: 

 Auftragskostenpauschale (§ 4 FAG), 

 Besondere Ergänzungszuweisungen für die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem 

Achten Buch Sozialgesetzbuch (§ 9 FAG), 

 Besondere Ergänzungszuweisungen für die Wahrnehmung der Aufgabe der Schülerbe-

förderung (§ 10 FAG) und 

 Schlüsselzuweisungen (§ 12 FAG). 

 

Die Teilmassen der Finanzausgleichsmasse und ihre Beträge für das Haushaltsjahr 2025 stel-

len sich nach Aufrundung der Teilmassen wie folgt dar:  

 Angaben in Euro
kreisfreie 

Städte
Landkreise

kreisan-

gehörige 

Gemeinden /

 GV

Ausgleichs-

stock
Insgesamt

FAG 2024 (Gesetz) 633.420.629 762.146.071 659.932.500 40.000.000 2.095.499.200

FAG 2025 (Revision) 630.567.229 822.871.071 628.260.700 53.591.900 2.135.290.900

FAG 2026 (Revision) 634.688.129 845.304.471 615.221.400 40.872.700 2.136.086.700
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Abbildung 2 

 

Die Teilmassen der Finanzausgleichsmasse und ihre Beträge für das Haushaltsjahr 2026 stel-

len sich nach Aufrundung der Teilmassen wie folgt dar:  

 
Abbildung 3 

 

3. Alternativen 

Zur Umsetzung der gesetzlichen Revisionsklausel werden keine Alternativen gesehen. Für 

den darüber hinaus erfolgten Zuschlag für die Landkreise wegen der zu hoch angesetzten 

FAG 2025

Angaben in Euro

kreisfreie 

Städte
Landkreise

kreisangehörige 

Gemeinden / GV
Insgesamt

Auftragskostenpauschale (§ 4 FAG) 180.601.400 287.780.400 159.202.000 627.583.800

Besondere Ergänzungszuweisungen 

SGB VIII (§ 9 FAG)
46.385.600 86.202.400 - 132.588.000

Besondere Ergänzungszuweisungen 

Schülerbeförderung (§ 10 FAG)
3.912.100 23.311.400 - 27.223.500

Besondere Ergänzungszuweisungen 

Unterhaltung der Kreisstraßen (§ 11 FAG)
604.600 31.939.100 - 32.543.700

Schlüsselzuweisungen (§ 12 FAG) 361.006.200 324.195.100 386.558.700 1.071.760.000

Investitionspauschale (§ 16 FAG) 37.500.000 40.000.000 82.500.000 160.000.000

Zuweisungen für Investitionen an 

Kreisstraßen (§ 16a FAG)
557.329 29.442.671 - 30.000.000

Ausgleichsstock (§ 17 FAG) - - - 53.591.900

Summe 630.567.229 822.871.071 628.260.700 2.135.290.900

FAG 2026

Angaben in Euro

kreisfreie 

Städte
Landkreise

kreisangehörige 

Gemeinden / GV
Insgesamt

Auftragskostenpauschale (§ 4 FAG) 185.635.100 295.290.400 164.902.700 645.828.200

Besondere Ergänzungszuweisungen 

SGB VIII (§ 9 FAG)
46.824.100 86.755.100 - 133.579.200

Besondere Ergänzungszuweisungen 

Schülerbeförderung (§ 10 FAG)
3.907.100 23.149.100 - 27.056.200

Besondere Ergänzungszuweisungen 

Unterhaltung der Kreisstraßen (§ 11 FAG)
604.600 31.939.100 - 32.543.700

Schlüsselzuweisungen (§ 12 FAG) 359.659.900 338.728.100 367.818.700 1.066.206.700

Investitionspauschale (§ 16 FAG) 37.500.000 40.000.000 82.500.000 160.000.000

Zuweisungen für Investitionen an 

Kreisstraßen (§ 16a FAG)
557.329 29.442.671 - 30.000.000

Ausgleichsstock (§ 17 FAG) - - - 40.872.700

Summe 634.688.129 845.304.471 615.221.400 2.136.086.700
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Kreisumlageeinzahlungen sowie für die Aufstockung des Ausgleichsstocks gibt es keine ge-

setzliche Verpflichtung. 

 

4. Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Die Finanzausgleichsmasse für die Jahre 2025 und 2026 erhöht sich wie folgt: 

 
Abbildung 4 

 

5. Anhörung 

Den kommunalen Spitzenverbänden ist Gelegenheit gegeben worden, sich zu dem Gesetz-

entwurf zu äußern. Es sind Stellungnahmen des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-An-

halt und des Landkreistages Sachsen-Anhalt eingegangen. 

 

Im Allgemeinen: 

 

Der Landkreistag führt aus, dass der vorliegende Gesetzentwurf der in § 2 Abs. 2 FAG vor-

gesehenen Überprüfung der Finanzausgleichsmasse für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 

diene. Gegenüber dem laufenden Haushaltsjahr 2024 erhöhe sich die für die Landkreise er-

mittelte Finanzausgleichsmasse erfreulicherweise um 20,9 Mio. Euro für 2025 und um weitere 

21,6 Mio. Euro für 2026. Dennoch müsse er den vorliegenden Gesetzentwurf ablehnen, weil 

den Landkreisen für die Jahre 2025 und 2026 erneut völlig unrealistische Kreisumlageeinnah-

men bedarfsmindernd angerechnet würden. 

 

Daneben sei die für die Landkreise ermittelte Finanzausgleichsmasse grundsätzlich zu niedrig, 

da eine „freie Spitze“ fehle, um Mehrbelastungen, die noch nicht in der Bedarfsberechnung 

berücksichtigt werden konnten, bzw. klagebedingte Einnahmeausfälle bei der Kreisumlage ab-

zufedern. 

 

Nach Einschätzung des Städte-und Gemeindebundes sei die Revisionsklausel grundsätzlich 

geeignet, die Höhe der Finanzausgleichsmasse zu überprüfen und fortzuschreiben. Seine im 

Gesetzgebungsverfahren geäußerte Kritik zur Revisionsklausel erhalte er jedoch grundsätz-

lich aufrecht, da weiterer Nachbesserungsbedarf und die Erforderlichkeit der Fortschreibung 

der Revisionsklausel gesehen werde. 

Angaben in Euro
Finanzausgleichs-

masse

Mehrkosten gegenüber bisheriger 

Gesetzesregelung

FAG 2024 (Gesetz) 2.095.499.200

FAG 2025 (Revision) 2.135.290.900 39.791.700

FAG 2026 (Revision) 2.136.086.700 40.587.500
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Nachfolgend sind die konkreten Forderungen der kommunalen Spitzenverbände bezogen auf 

den Gesetzentwurf ausgeführt. Auf eine Darstellung allgemeiner Hinweise und Ausführungen 

wurde verzichtet. 

 

Im Einzelnen: 

 

Erweiterung der Revisionsklausel: Berücksichtigung voraussichtlicher gemeindlicher 

Steuermindereinnahmen für 2025 und für 2026 durch Bundesgesetzgebung 

Der Städte- und Gemeindebund fordert die Anerkennung der bereits von der Bundesregie-

rung beschlossenen, aber bei der Mai-Steuerschätzung 2024 noch nicht mitberücksichtigten 

„umfangreichen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen“. Er sehe aktuell ein erhebliches 

Schätzrisiko hinsichtlich der Steuereinnahmen. Im Zusammenhang mit der Vorstellung der 

Bundesregierung zum Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2025 und des Finanzplans 

bis 2028 wurde am 5. Juli 2024 sei auch eine umfassende Wachstumsinitiative angekündigt 

worden. In diesem Zusammenhang seien z. T. umfassende Steuererleichterungen angekün-

digt worden, u. a. durch Tarifabsenkung bei der Einkommensteuer oder auch Verbesserung 

der Abschreibungsbedingungen. Teilweise würden die Vorschläge bereits im aktuellen Entwurf 

des Zweiten Jahressteuergesetzes 2024 aufgegriffen. Diese Maßnahmen könnten nach einer 

vorläufigen Schätzung zu gesamtstaatlichen Steuermindereinnahmen i. H. v. bis zu 23 Mrd. 

Euro in 2025 und 2026 führen. Davon wären auch die Kommunen in nicht unerheblichen Um-

fang betroffen. Insofern müsse die Revisionsklausel in § 2 Abs. 2 FAG weitergedacht werden. 

Sie müsse Vorsorge hinsichtlich der sich aufgrund gesetzlicher Änderungen ergebenden, er-

heblichen negativen Schätzabweichungen für 2025 und 2026 treffen; erst Recht, wenn nun 

erstmals in der Geschichte der FAG-Gesetzgebung eine Revision für volle zwei Jahre vorge-

nommen werde. 

 

Stellungnahme der Landesregierung 

Die Forderung des Städte- und Gemeindebundes nach einer erweiterten Betrachtung über die 

Revisionsklausel hinaus wird abgelehnt, da die geforderten Anpassungen nicht von der Revi-

sionsklausel umfasst sind. Im Übrigen sind die Gesetzgebungsverfahren der angesprochenen 

Bundesvorhaben zur Steuergesetzgebung derzeit noch nicht abgeschlossen. Die von der Bun-

desregierung genannten Volumen der Steuerminderungen sind somit noch nicht abschließend 

abgestimmt und können daher nicht im vorliegenden Gesetzentwurf berücksichtigt werden. 

Darüber hinaus wird bei den kreisangehörigen Gemeinden auch kein Bedarf für zusätzliche 

Entlastungen gesehen. Denn sie profitieren bereits dadurch, dass ihre prognostizierten 

Kreisumlageauszahlungen in den Jahren 2025 und 2026 um jeweils rd. 40 Mio. Euro zu hoch 
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angesetzt sind. Dies folgt im Umkehrschluss aus dem Ergebnis der Überprüfung der prognos-

tizierten Kreisumlageeinzahlungen bei den Landkreisen (siehe hierzu Begründung zu 

§ 2 Abs. 1). Eine Korrektur zulasten der kreisangehörigen Gemeinden erfolgt insoweit nicht. 

 

Letztlich ist auch zu berücksichtigen, dass im Finanzausgleichsgesetz ein 2-prozentiger Ab-

schlag auf die geschätzten Steuereinnahmen vorgesehen ist. Damit sollen Mehrbelastungen 

der Gemeinden, z. B. durch geringere Steuereinnahmen, abgefedert werden können („freie 

Spitze Steuereinnahmen“, siehe Gesetzesbegründung zum Entwurf eines Fünften Gesetzes 

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes, LT-Drs. 8/3046 vom 29.08.2024, S. 68 ff.). Die-

ser Abschlag wird im Rahmen der Revision auch für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 be-

rücksichtigt.  

 

Erweiterung der Revisionsklausel: Berücksichtigung der voraussichtlichen Absenkung 

der SGB II-SoBEZ in 2026 

Der Städte- und Gemeindebund fordert, die weitere Entwicklung der SGB II-Sonderbedarfs-

Bundesergänzungszuweisungen (SGB II-SoBEZ, § 11 Abs. 3 FAG/Bund) im FAG 2026 zu 

berücksichtigen. Die aktuelle Revisionsklausel biete nach seiner Ansicht keinen Schutz vor 

der nicht auszuschließenden weiteren Kürzung in 2026 aufgrund der alle drei Jahre stattfin-

denden Überprüfung auf Bundesebene.  

 

Stellungnahme der Landesregierung 

Die Forderung des Städte- und Gemeindebundes wird abgelehnt, da die geforderten Anpas-

sungen nicht von der Revisionsklausel umfasst sind. 

 

Fortschreibung Revisionsklausel für 2026 (§ 2 Abs. 2 FAG) 

Der Städte- und Gemeindebund spricht sich für eine Fortschreibung der Revisionsklausel für 

das Jahr 2026 aus. Während die Volatilität beim Prognosefaktor Preisentwicklung zurückge-

gangen sei, sehe er aktuell ein erhebliches Schätzrisiko hinsichtlich der Steuereinnahmen. Im 

Zusammenhang mit der Vorstellung der Bundesregierung zum Regierungsentwurf des Bun-

deshaushalts 2025 und des Finanzplans bis 2028 sei am 5. Juli 2024 auch eine umfassende 

Wachstumsinitiative angekündigt worden. In diesem Zusammenhang seien z. T. umfassende 

Steuererleichterungen angekündigt worden u. a. durch Tarifabsenkung bei der Einkommens-

teuer oder auch Verbesserung der Abschreibungsbedingungen. 

 

Die Anrechnung von 2 Prozent Inflation in 2025 und 2 Prozent in 2026 sei aus jetziger Sicht 

nachvollziehbar. Der Städte- und Gemeindebund bittet aber zu beachten, dass aktuell erst-

mals ein Revisionsverfahren durchgeführt werde, was nicht nur für das Folgejahr, sondern für 
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zwei Folgejahre die bisherige Bedarfsermittlung aktualisiert. Es liege in der Natur der Sache, 

dass weiter in die Zukunft gerichtete Prognosen durchaus mit einem höheren Schätzrisiko 

verbunden sind. Daher sollte, sofern sich die tatsächliche Entwicklung durch unvorhersehbare 

Ereignisse deutlich von der jetzt unterstellten Entwicklung unterscheide, auch ein Nachsteuern 

für das FAG Jahr 2026 ermöglicht werden.  

 

Stellungnahme der Landesregierung 

Die Bitte des Städte- und Gemeindebundes wird abgelehnt. Die in der Revisionsklausel gere-

gelte Überprüfung der Finanzausgleichsmasse für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 korres-

pondiert mit der Aufstellung eines Doppelhaushalts für die Jahre 2025 und 2026.  

 

Kreisumlageeinzahlungen / Kreisumlageauszahlungen im Rahmen der Fortschreibung 

der Bedarfsberechnung zum FAG 2025 und 2026 

Der Landkreistag fordert einen Ausgleich der für 2025 und 2026 bestehenden Deckungslücke 

bei den Landkreisen, da die Kreisumlageeinzahlungen zu hoch angesetzt seien. Die Anrech-

nung der Kreisumlageeinzahlungen sei überraschend und in der Sache nicht nachvollziehbar. 

Bereits für das Haushaltsjahr 2024 sei bekanntlich eine mit rd. 802 Mio. Euro deutlich zu hohe 

Anrechnung von Kreisumlageeinnahmen erfolgt, die mit einer einmaligen Entnahme aus dem 

Ausgleichsstock in Höhe von 35 Mio. Euro für 2024 zumindest teilweise ausgeglichen werde 

(§ 15 Abs. 7 Haushaltsgesetz 2024). 

 

In dem vor diesem Hintergrund geführten Gespräch der Kommunalen Spitzenverbände mit 

der Landesregierung am 13. Februar 2024, an dem neben Ministerpräsident Dr. Haseloff auch 

Finanzminister Richter sowie Staatsminister Robra und Innenministerin Dr. Zieschang teilge-

nommen haben, wäre seitens der Vertreter der Landesregierung in Aussicht gestellt worden, 

dass ab 2025 die Kreisumlageeinnahmen bei der Ermittlung der Finanzausgleichsmasse für 

die Landkreise nur noch in der tatsächlich zu erwartenden Höhe bedarfsmindernd angerechnet 

würden. 

 

Im Gesetzentwurf sehe der Landkreistag jedoch leider eine reine Fortschreibung der bisheri-

gen Berechnungssystematik auf der Grundlage der ungewöhnlich hohen Preissteigerungsra-

ten in den Jahren 2021, 2022 und 2023. Im Ergebnis würden den Landkreisen für das Jahr 

2025 fiktive Kreisumlageeinnahmen in Höhe von rd. 818 Mio. Euro angerechnet. Für das Jahr 

2026 erhöhe sich dieser Betrag nochmals auf rd. 835 Mio. Euro.  

 

Für das aktuelle Haushaltsjahr 2024 würden die Landkreise Einnahmen aus der Kreisumlage 

in Höhe von 724,7 Mio. Euro erwarten. Im Vergleich zum Jahr 2024 würden den Landkreisen 
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somit für 2025 rd. 94 Mio. Euro (+ 12,9 %) und für 2026 rd. 110 Mio. Euro (+ 15,2 %) höhere 

Kreisumlageeinnahmen bedarfsmindernd angerechnet, die – auch unter Berücksichtigung der 

in 2023 gestiegenen Steuereinnahmen der kreisangehörigen Gemeinden – in dieser Höhe 

nicht realisierbar seien. Selbst bei einer prognostischen Fortschreibung des Kreisumlagebe-

trages 2024 um jeweils +2 Prozent verbleibe für die Landkreise eine Differenz zwischen den 

voraussichtlichen Ist-Werten und den It. Gesetzentwurf bedarfsmindernd angerechneten Be-

trägen von rd. 79 Mio. Euro (2025) bzw. 81 Mio. Euro (2026). 

 

Eine entsprechende Anhebung der Kreisumlage sei angesichts der bekannten Rechtspre-

chung der Verwaltungsgerichtsbarkeit völlig unrealistisch, da die Landkreise danach zur Wah-

rung des finanziellen Gleichrangs die finanzielle Leistungsfähigkeit der kreisangehörigen Ge-

meinden zu berücksichtigen und sicherzustellen haben, dass drei Viertel der umlagepflichtigen 

Gemeinden imstande sind, die vorgesehene Kreisumlage ohne einen Eingriff in ihre verfas-

sungsrechtlich geschützte finanzielle Mindestausstattung zu erbringen. 

 

Der Städte- und Gemeindebund stellt fest, dass der aktuelle Gesetzentwurf das bei der ver-

gangenen FAG-Änderung höchstumstrittene Thema zur Höhe der Anrechnung der Kreisum-

lage in der FAG-Bedarfsermittlung nicht aufgreife. Sollte dies im weiteren Gesetzgebungspro-

zess thematisiert werden, plädiere er, wie 2024 geschehen, für eine Problemlösung außerhalb 

der FAG-Bedarfsermittlung. 

 

Stellungnahme der Landesregierung: 

Der Forderung des Landkreistages, die für die Jahre 2025 und 2026 bedarfsmindernd ange-

rechneten zu hohen Kreisumlageeinnahmen auszugleichen, wird nachgekommen. Nach Prü-

fung der vom Landkreistag vorgelegten Berechnungen kommt die Landesregierung jedoch zu 

einer geringeren Ausgleichssumme als vom Landkreistag geforderte Summe.  

 

Die Landesregierung hat die im Finanzausgleichsgesetz bedarfsmindernd angerechneten 

prognostizierten Kreisumlageeinzahlungen in Höhe von rd. 802 Mio. Euro für das Jahr 2024 

einer Überprüfung unterzogen. Basis dieser Überprüfung sind die für das Jahr 2024 von den 

Landkreisen festgesetzten Kreisumlagehebesätze und die in § 19 Abs. 2 FAG geregelten Be-

messungsgrundlagen für die Erhebung der Kreisumlage für das Haushaltsjahr 2024. Bemes-

sungsgrundlagen sind die Schlüsselzuweisungen der kreisangehörigen Gemeinden des jewei-

ligen vorvergangenen Haushaltsjahres und die Steuerkraftzahlen für das jeweils aktuelle 

Haushaltsjahr. Danach ergeben sich für die Kreisumlageeinzahlungen im Jahr 2024 die fol-

genden Beträge:   
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Abbildung 5 

 

Die detaillierte Berechnung ist in der Anlage 8 enthalten. 

 

Für das Haushaltsjahr 2024 würden die Landkreise danach statt der vom Landkreistag ge-

nannten 724,7 Mio. Euro insgesamt rund 763,3 Mio. Euro Kreisumlageeinzahlungen erwarten. 

 

Die Differenz gegenüber den Forderungen des Landkreistages beruht auf der Tatsache, dass 

der Landkreistag bei seinen Berechnungen der Kreisumlageeinzahlungen für den Landkreis 

Mansfeld-Südharz dessen Rückzahlungen von Kreisumlagen für die Haushaltsjahre 2017 bis 

2021 in Höhe von insgesamt 38,6 Mio. Euro mit einbezogen hat. Diese Berücksichtigung von 

Auszahlungen für Vorjahre ist nicht sachgerecht, da es sich nicht um periodengerechte Zah-

lungen handelt. Diese Auszahlungen haben keine Auswirkungen auf die Erhebung der 

Kreisumlage im Haushaltsjahr 2024 und sind daher nicht einzubeziehen.  

 

Im Übrigen würde auch die Berücksichtigung eines derartigen Sondereffektes in einem einzel-

nen Landkreis nicht dazu führen, dass dieser Landkreis in einem entsprechenden Umfang von 

diesem Sondereffekt profitiert. Ausgehend von den Bemessungsgrundlagen für das FAG 2024 

würde der Landkreis Mansfeld-Südharz von den einbezogenen 38,6 Mio. Euro nur rd. 3,1 Mio. 

auf 

Schlüssel-

zuweisungen

auf 

Steuerkraft-

messzahl

Schlüssel-

zuweisungen 

kreisangehörige 

Gemeinden 

FAG 2023

Steuerkraft

messzahlen 

kreisangehörige 

Gemeinden 

FAG 2024

LK Altmarkkreis Salzwedel 40,5000 40,5000 20.001.369 € 72.624.057 € 37.513.298 €

LK Anhalt-Bitterfeld 40,5000 40,5000 31.862.715 € 155.080.826 € 75.712.133 €

LK Börde 37,1300 37,1300 21.675.872 € 208.121.344 € 85.323.705 €

LK Burgenlandkreis * 37,0030 53.420.577 € 165.880.600 € 80.535.585 €

LK Harz 38,9000 38,9000 56.719.737 € 163.876.910 € 85.812.095 €

LK Jerichower Land 41,0000 41,0000 18.732.241 € 72.693.821 € 37.484.685 €

LK Mansfeld-Südharz 42,5900 42,5900 46.947.342 € 91.414.665 € 58.928.379 €

LK Saalekreis ** 39,0000 23.141.910 € 228.629.771 € 107.851.258 €

LK Salzlandkreis 37,9900 37,9900 53.962.658 € 157.857.897 € 80.470.629 €

LK Stendal 45,0000 45,0000 31.708.670 € 109.868.701 € 63.709.818 €

LK Wittenberg 34,8200 34,8200 28.786.213 € 114.840.781 € 50.010.919 €

SUMME 386.959.304 € 1.540.889.373 € 763.352.504 €

Umlagesatz Kreisumlage
Bemessungsgrundlagen

Summe je Landkreis

* der Burgenlandkreis hat für das Jahr 2024 unterschiedliche Hebesätze für die einzelnen Steuerkraftzahlen beschlossen.

(Grundssteuer A = 36,642; Grundsteuer B = 36,389; Gewerbesteuer = 38,987; Gemeindeanteil Einkommenssteuer = 32,987 und 

Gemeindeanteil Umsatzsteuer = 40,040)

* der Saalekreis hat für das Jahr 2024 unterschiedliche Hebesätze für die einzelnen Steuerkraftzahlen beschlossen.

(Grundssteuer A, Grundsteuer B, Gemeindeanteil Einkommenssteuer und Gemeindeanteil Umsatzsteuer jeweils 41,000; 

Gewerbesteuer = 45,000)

Name Kreisumlage
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Euro erhalten, da die Mittel auf alle Landkreise umlagekraftorientiert und einwohnerbezogen 

verteilt werden.  

 

Für die Kreisumlageprognose des Jahres 2024 ergeben sich danach folgende Differenzen: 

 
Abbildung 6 

 

Um diesen voraussichtlichen Fehlbetrag für die Jahre 2025 und 2026 zu finanzieren, wird ein 

pauschaler Ausgleichsbetrag für die Landkreise ermittelt und der Schlüsselzuweisungsmasse 

der Landkreise zugerechnet. Basis dieses Zuschlags ist der ermittelte Differenzwert für das 

Jahr 2024, der analog der Kreisumlageeinzahlungen mit dem Preisindex auf die Jahre 2025 

und 2026 fortgeschrieben wird. Danach ergeben sich folgende Zuschläge: 

 
Abbildung 7 

 

Mit diesem Vorgehen wird auch dem Wunsch des Städte- und Gemeindebundes, eine Prob-

lemlösung außerhalb der FAG-Bedarfsermittlung vorzunehmen, nachgekommen.  

 

Ermittlung Finanzausgleichsmasse der Landkreise: Fehlende Hinzurechnung einer sog. 

„freien Spitze“ 

Der Landkreistag fordert, auch für die Landkreise eine „freie Spitze Kreisumlage“ von 2 Pro-

zent zu berücksichtigen, um dem interkommunalen Gleichbehandlungsgebot gerecht zu wer-

den. 

 

Mit dem Finanzausgleichsgesetz 2024 werde den kreisfreien Städten und kreisangehörigen 

Gemeinden zum Ausgleich von Mehrbelastungen, die noch nicht in der Bedarfsberechnung 

berücksichtigt werden konnten, von den gemeindlichen Steuereinnahmen eine „freie Spitze“ 

von 2 Prozent nicht angerechnet. 

 

Kreisumlageeinzahlungen

Angaben in Euro
2024

Überprüfungsergebnis 763.352.504

Ansatz FAG 2024 802.363.938

Differenz -39.011.434 

Kreisumlageeinzahlungen

Angaben in Euro
Landkreise

Zuschlag für 

Landkreise gerundet

Fortschreibung mit Preisindex auf 2025 39.791.663 39.791.700

Fortschreibung mit Preisindex auf 2026 40.587.496 40.587.500
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Für die Landkreise hingegen sei eine entsprechende „freie Spitze“ bei den Kreisumlageein-

nahmen nicht vorgesehen. Gründe hierfür erschließen sich dem Landkreistag nicht, da auch 

die Landkreise bei vielen kostenintensiven Gesetzen Mehrbelastungen abzufedern hätten, die 

noch nicht in der Bedarfsberechnung berücksichtigt werden konnten. Dies stelle eine einseitige 

Benachteiligung der Landkreise dar. Es sei der Bedarfsermittlung immanent, dass in den lau-

fenden Haushaltsjahren Mehrbelastungen oder Mindereinnahmen entstehen, die vorab nicht 

berücksichtigt werden konnten. 

 

Stellungnahme der Landesregierung 

Die Forderung des Landkreistages wird abgelehnt, da die geforderten Anpassungen nicht von 

der Revisionsklausel umfasst sind. 

 

Erhöhung Ausgleichsstock (§ 17 FAG) 

Ausdrücklich begrüßt der Städte- und Gemeindebund, dass der Gesetzentwurf vorsehe, die 

rechnerisch ermittelten Minderbedarfe mittels einer entsprechenden Aufstockung des Aus-

gleichsstocks auszugleichen, so dass die FAG-Masse insgesamt unverändert bleibe. 

 

Trotzdem bittet er zu prüfen, ob statt einer Erhöhung des Ausgleichsstocks zumindest im FAG-

Jahr 2025 eine Verstärkung der Schlüsselzuweisungen der betroffenen Gebietskörperschafts-

gruppen erfolgen könnte. Einerseits könnte so insbesondere die mit der Revision einherge-

hende Belastung steuerschwacher kreisangehöriger Gemeinden abgemildert werden. Ande-

rerseits könnten bereits dadurch bisher in der maßgeblichen Frühjahrssteuerschätzung 2024 

nicht berücksichtigte Steuermindereinnahmen etwas kompensiert werden.  

 

Stellungnahme der Landesregierung 

Die Bitte des Städte- und Gemeindebundes wird abgelehnt. Mit der Aufstockung des Aus-

gleichsstocks soll die Möglichkeit geschaffen werden, in einem eingeschränkten Umfang auch 

im Jahr 2025 zusätzliche Bedarfszuweisungen wegen der seit dem 1. Januar 2024 geltenden 

veränderten Berechnungssystematik im Finanzausgleichsgesetz leisten zu können.  

 

 

B.  Besonderer Teil 

Zu Nummer 1 a) (§ 2 Abs. 1): 

Die Finanzausgleichsmasse wird unter Berücksichtigung der Revisionsklausel gemäß § 2 Abs. 

2 FAG überprüft. Zusätzlich erfolgt aufgrund der aktuellen Entwicklungen bei der Kreisumla-

gefestsetzung eine Überprüfung der prognostizierten Kreisumlageeinzahlungen.  
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Revisionsklausel  

 

Gemäß § 2 Abs. 2 FAG wird die Finanzausgleichsmasse für die Haushaltsjahre 2025 und 

2026: 

 

1. unter Zugrundelegung der Frühjahrssteuerschätzung 2024 des Arbeitskreises Steuer-

schätzung und der darauf basierenden Regionalisierung und 

2. aufgrund der Prognose für die Entwicklung des Deflators des privaten Konsums für die 

Haushaltsjahre 2025 und 2026 in der Frühjahrsprojektion 2024 der Bundesregierung 

 

überprüft. Ergibt die Überprüfung höhere Beträge, wird die Finanzausgleichsmasse für die 

Haushaltsjahre 2025 und 2026 erhöht. Ergibt die Überprüfung niedrigere Beträge, wird die 

Finanzausgleichsmasse für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 entsprechend verringert. 

 

Diese Revisionsklausel gilt getrennt für jede kommunale Gruppe, da die vorliegende Bedarfs-

berechnung für jede kommunale Gruppe getrennt vorgenommen wurde. Die Überprüfung ist 

nach dem Berechnungsschema zur Ermittlung der Finanzausgleichsmasse nach dem Entwurf 

eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (Gesetzentwurf der Lan-

desregierung, LT-Drucksache 8/3046 vom 29. August 2023) für jede kommunale Gruppe se-

parat erfolgt.  

 

Zu 1.) Frühjahrssteuerschätzung 2024 des Arbeitskreises Steuerschätzung 

Vom 14. bis 16. Mai 2024 fand die 166. Sitzung des Arbeitskreises Steuerschätzung statt. 

Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die Jahre 2024 bis 2028. Anhand der Regionali-

sierung unter Berücksichtigung des kommunalen Steueraufkommens des Haushaltsjahres 

2023 wurden die Ergebnisse der Steuerschätzung auf die einzelnen Bundesländer und deren 

Gemeinden heruntergebrochen. Danach werden für die Gemeinden in Sachsen-Anhalt: 

 

 für das Jahr 2025 Steuereinnahmen in Höhe von insgesamt 2.497.000.000 Euro und  

 für das Jahr 2026 Steuereinnahmen in Höhe von insgesamt 2.608.000.000 Euro 

 

erwartet. Gegenüber der Steuerschätzung Mai 2023, die im FAG 2024 bis 2026 herangezogen 

wurde, ergeben sich folgende Veränderungen: 
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Abbildung 8 

 

Das detaillierte Ergebnis der regionalisierten Steuerschätzung und die Aufteilung der ge-

schätzten Steuereinnahmen auf die kreisfreien Städte und kreisangehörigen Gemeinden vom 

Mai 2024 ist in der Anlage 1 dargestellt. 

 

Zu 2.) Frühjahrsprojektion der Bundesregierung 2024 

Nach der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung vom 26. April 2024 wird für die Jahre 2025 

und 2026 von einer Preissteigerungsrate für den Deflator des privaten Konsums von jeweils 

2,0 Prozent ausgegangen. Gegenüber der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung vom 

Frühjahr des Vorjahres ergeben sich bei dessen Höhe keine Veränderungen.  

 

Der Preisindex ist in der Anlage 2 dargestellt. Diese aktualisierten Werte des Deflators des 

privaten Konsums für die Jahre 2025 und 2026 wirken sich bei der Fortschreibung der Finanz-

ausgleichsmasse vom Haushaltsjahr 2024 auf die Haushaltsjahre 2025 und 2026 bei den fol-

genden Kennzahlen aus:  

 Kommunaler konsumtiver Finanzbedarf ohne Umlagen und ohne Personalauszahlun-

gen, 

 Abzugsposition des sonstigen Nettotransfers des Landes,  

 Abzugsposition der Kreis- und Verbandsgemeindeumlageeinzahlungen bei den Land-

kreisen und Verbandsgemeinden (wird bei den kreisangehörigen Gemeinden hinzuge-

rechnet). 

 

Auf die Fortschreibung der Kennzahl Personalauszahlungen hat der Deflator des privaten Kon-

sums für die Jahre 2025 und 2026 keine Auswirkungen. Diese Kennzahl wird mit der durch-

schnittlichen Entwicklung fortgeschrieben, die bereits der Berechnung der Finanzausgleichs-

masse für das Jahr 2024 zugrunde lag.  

 

gemeindliche Steuereinnahmen 

Angaben in Euro
2025 2026

Steuerschätzung Mai 2024 2.497.000.000 2.608.000.000

Steuerschätzung Mai 2023 2.499.000.000 2.609.000.000

Differenz Steuerschätzung Mai 2024 zum 

Vorjahresstichtag
-2.000.000 -1.000.000 
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Ergebnis der Umsetzung der Revisionsklausel: 

In Umsetzung der Revisionsklausel ergeben sich für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 fol-

gende Veränderungen bei den berechneten Finanzausgleichsmassen (ohne Aufrundungen 

der Teilmassen): 

 
Abbildung 9 

 

Aufgrund der positiven gemeindlichen Steuerentwicklung und des prognostizierten geringen 

Preisindexanstiegs sind die berechneten Finanzausgleichsmassen für die Jahre 2025 und 

2026 niedriger als die derzeitige gesetzliche Festlegung. Gleichzeitig kommt es zu deutlichen 

Veränderungen bei den drei kommunalen Gruppen.  

 
Abbildung 10 

 

Mit dem Fünften Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 14. Dezember 

2023 (GVBl. LSA S. 672) ist neben der Finanzausgleichsmasse vor allem auch die Verteilung 

der Schlüsselzuweisungen nach dem vorliegenden Gutachten zum horizontalen Finanzaus-

gleich 2023 umfassend geändert worden. Die kreisangehörigen Gemeinden, die hierdurch ab 

2024 weniger Schlüsselzuweisungen vom Land erhalten, als nach der Berechnungssystema-

tik des bis zum 31.12.2023 gültigen Finanzausgleichsgesetz festgesetzt worden wäre, erhiel-

ten für das Jahr 2024 eine zusätzliche Bedarfszuweisung aus dem Ausgleichsstock, um die 

mit diesen Veränderungen verbundenen finanziellen Belastungen abzufedern.  

 

Um die Möglichkeit zu schaffen, in einem eingeschränkten Umfang auch für das Jahr 2025 

einen Belastungsausgleich vornehmen zu können, werden die in Abbildung 9 ausgewiese-

nen Differenzbeträge für die Jahre 2025 und 2026 jeweils dem Ausgleichsstock zugeführt.  

Ergebnis Revisionsklausel

Angaben in Euro

Finanz-

ausgleichs-

masse

Mehr- /Minder-

kosten gegenüber 

bisheriger 

Gesetzesregelung

FAG 2024 (Gesetz) 2.095.499.200

FAG 2025 (Revision) 2.081.907.300 -13.591.900 

FAG 2026 (Revision) 2.094.626.500 -872.700 

Revision FAG 

ohne Aufstockung  

Ausgleichsstock

Angaben in Euro

kreisfreie 

Städte
Landkreise

kreisan-

gehörige 

Gemeinden /

 GV

Ausgleichs-

stock
Insgesamt

FAG 2024 (Gesetz) 633.420.629 762.146.071 659.932.500 40.000.000 2.095.499.200

FAG 2025 (Revision) 630.567.229 783.079.371 628.260.700 40.000.000 2.081.907.300

FAG 2026 (Revision) 634.688.129 804.716.971 615.221.400 40.000.000 2.094.626.500
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Nach Bildung der Teilmassen und deren Aufrundung auf 100 Euro entsprechend den Haus-

haltsansätzen sowie der Aufstockung des Ausgleichsstocks um die ermittelten Differenzbe-

träge und dessen Aufrundung auf 100 Euro (vgl. Begründung zu Nummer 2 bis 6 im Beson-

deren Teil dieser Gesetzesbegründung) ergeben sich folgende Finanzausgleichsmassen ins-

gesamt und je kommunaler Gruppe für 2025 und 2026: 

 
Abbildung 11 

 

Die detaillierte Berechnung ist für das Jahr 2025 in der Anlage 3 und für das Jahr 2026 in der 

Anlage 4 dargestellt. Danach bleibt die Finanzausgleichsmasse insgesamt für die Jahre 2025 

und 2026 unverändert.  

 

Überprüfung der Kreisumlageeinzahlungen bei den Landkreisen 

 

In der Bedarfsberechnung für das Finanzausgleichsgesetz 2024 bis 2026 (Gesetzentwurf der 

Landesregierung; LT-Drs. 8/3046 vom 29. August 2023) wurden bedarfsmindernde Kreisum-

lageeinzahlungen bei der Gruppe der Landkreise und entsprechende bedarfserhöhende 

Kreisumlageauszahlungen bei der Gruppe der kreisangehörigen Gemeinden für das Jahr 2024 

von insgesamt 802.363.938 Euro prognostiziert. 

 

Auf Basis der beschlossenen und genehmigten Kreisumlagesätze der Landkreise für das Jahr 

2024 und der Bemessungsgrundlagen nach § 19 Abs. 2 FAG ergeben sich im Haushaltsjahr 

2024 bei den Landkreisen voraussichtlich Einzahlungen in Höhe von 763.352.504 Euro. Ur-

sächlich für dieses Ergebnis sind die gegenüber dem Vorjahr auf Grundlage der Rechtspre-

chung des Oberverwaltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt vom 12. Dezember 2023 in 

fünf der elf Landkreise vorgenommenen Absenkungen der Kreisumlagehebesätze für das Jahr 

2024.  

 

 Revision FAG

mit Aufstockung 

Ausgleichsstock 

Angaben in Euro

kreisfreie 

Städte
Landkreise

kreisan-

gehörige 

Gemeinden /

 GV

Ausgleichs-

stock
Insgesamt

FAG 2024 (Gesetz) 633.420.629 762.146.071 659.932.500 40.000.000 2.095.499.200

FAG 2025 (Revision) 630.567.229 783.079.371 628.260.700 53.591.900 2.095.499.200

FAG 2026 (Revision) 634.688.129 804.716.971 615.221.400 40.872.700 2.095.499.200
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Bei einer Gegenüberstellung des Prognosewertes der Gesetzesbegründung zum FAG 2024 

bis 2026 und dem genannten Überprüfungsergebnis für die voraussichtlichen Kreisumlageein-

zahlungen der Landkreise 2024 ergibt sich folgende Differenz: 

 
Abbildung 12 

 

Die detaillierte Berechnung ist in der Anlage 8 enthalten. 

 

Danach sind in der Bedarfsberechnung für das FAG 2024 bis 2026 die Kreisumlageeinzahlun-

gen zu Lasten der Landkreise um rund 39 Mio. Euro zu hoch angesetzt. 

 

Für das Jahr 2024 wurde diese Differenz gegenüber den Landkreisen durch die bereits erfolgte 

pauschale Bereitstellung von 35 Mio. Euro aus den Restmitteln des Ausgleichsstocks für das 

Haushaltsjahr 2024 (Haushaltsgesetz 2024 - HG 2024 vom 18. Dezember 2023, GVBl. LSA 

S. 682) abgegolten. Ein weiterer pauschaler Ausgleich für das Jahr 2024 ist danach nicht mehr 

erforderlich. 

 

Für die Jahre 2025 und 2026 ist derzeit noch keine belastbare Entwicklung bei der Festsetzung 

der Kreisumlage festzustellen. Im bestehenden System der Bedarfsberechnung stellen die 

Kreisumlageeinzahlungen bei den Landkreisen gleichzeitig die Kreisumlageauszahlungen bei 

den kreisangehörigen Gemeinden dar. Eine belastbare neue Prognoseberechnung für die 

Jahre 2025 und 2026, die die Interessen der Landkreise und die ihrer kreisangehörigen Ge-

meinden gegeneinander ausgleicht, kann zum derzeitigen Zeitpunkt nicht vorgelegt werden. 

Gleichzeitig muss für den zukünftigen Finanzausgleich eine belastbare Ermittlung der Masse 

für jede kommunale Gruppe erfolgen, in der auch diese Problematik angemessen berücksich-

tigt wird. Zu diesem Ziel wird die aktuelle Rechtsprechung zur Kreisumlage im Rahmen des 

anstehenden Gutachtens zum vertikalen Finanzausgleich einbezogen. 

 

Die Bedarfsberechnung zur Ermittlung der Finanzausgleichsmasse bleibt danach zunächst 

unverändert. Die Landkreise erhalten aber einen bedarfserhöhenden Zuschlag auf ihre be-

rechnete Finanzausgleichsmasse, der in die Schlüsselzuweisungsmasse überführt wird. 

 

Kreisumlageeinzahlungen

Angaben in Euro
2024

Überprüfungsergebnis 763.352.504

Ansatz FAG 2024 802.363.938

Differenz -39.011.434 
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Basis dieses Zuschlags ist der ermittelte Differenzwert für das Jahr 2024, der analog der 

Kreisumlageeinzahlungen mit dem Preisindex auf die Jahre 2025 und 2026 fortgeschrieben 

wird. Danach ergeben sich folgende Zuschläge: 

 
Abbildung 13 

 

Ergebnis der Überprüfung der Finanzausgleichsmasse einschließlich der Berücksich-

tigung eines Kreisumlagezuschlags für die Landkreise 

 

Im Ergebnis der Überprüfung erhöht sich die Finanzausgleichsmasse für das Haushaltsjahr 

2025 auf 2.135.290.900 Euro und für das Haushaltsjahr 2026 auf 2.136.086.700 Euro. Die 

Verteilung auf die drei kommunalen Gruppen stellt sich wie folgt dar:  

 

 
Abbildung 14 

 

Zu Nummer 1 b) (§ 2 Abs. 2): 

Die in § 2 Abs. 2 geregelte Revisionsklausel für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 wird mit 

diesem Gesetzentwurf umgesetzt. Dadurch ist die Regelung obsolet geworden und wird daher 

aufgehoben.  

 

Zu Nummer 2 (§ 4 Abs. 1): 

In dem neu gefassten Absatz 1 wird die Höhe der Auftragskostenpauschale für die drei kom-

munalen Gruppen für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 neu festgelegt. Die Neufassung ist 

erforderlich, weil aufgrund der mit der Umsetzung der Revisionsklausel erfolgten Neuberech-

nung der Finanzausgleichsmasse auch die einzelnen Teilmassen für jede kommunale Gruppe 

Kreisumlageeinzahlungen

Angaben in Euro
Landkreise

Zuschlag für 

Landkreise gerundet

Differenz von berechneten 

Kreisumlageeinzahlungen in 2024 auf Basis von 

Umlagesätze und Bemessungsgrundlagen 

gegenüber Prognosewert FAG 2024 bis 2026

39.011.434

Fortschreibung mit Preisindex auf 2025 39.791.663 39.791.700

Fortschreibung mit Preisindex auf 2026 40.587.496 40.587.500

Angaben in Euro Insgesamt
kreisfreie 

Städte
Landkreise

kreis-

angehörige 

Gemeinden/

VbG

Ausgleichs-

stock

Gesetz 2024 bis 2026 2.095.499.200 633.420.629 762.146.071 659.932.500 40.000.000

FAG 2025 (Revision) 2.135.290.900 630.567.229 822.871.071 628.260.700 53.591.900

Differenz gegenüber FAG 2024 39.791.700 -2.853.400 60.725.000 -31.671.800 13.591.900

FAG 2026 (Revision) 2.136.086.700 634.688.129 845.304.471 615.221.400 40.872.700

Differenz gegenüber FAG 2024 40.587.500 1.267.500 83.158.400 -44.711.100 872.700
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neu zu bestimmen sind. Die neu berechneten Werte werden anhand der im Finanzausgleichs-

gesetz für die Jahre 2024 bis 2026 angewendeten Berechnungsmethode ermittelt. Die detail-

lierte Berechnung ist in der Anlage 5 dargestellt. 

 

Danach ergibt sich für die kommunalen Gruppen für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 fol-

gende Auftragskostenpauschale (aufgerundet auf 100 Euro): 

 
Abbildung 15 

 

Zu Nummer 3 (§ 9 Abs. 1): 

In dem neu gefassten Absatz 1 wird die Höhe der Besonderen Ergänzungszuweisungen für 

die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch für die kreisfreien 

Städte und für die Landkreise für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 neu festgelegt. Die Neu-

fassung ist erforderlich, weil aufgrund der mit der Umsetzung der Revisionsklausel erfolgten 

Neuberechnung der Finanzausgleichsmasse auch die einzelnen Teilmassen für die kreisfreien 

Städte und für die Landkreise neu zu bestimmen sind. Die neu berechneten Werte werden 

anhand der im Finanzausgleichsgesetz für die Jahre 2024 bis 2026 angewendeten Berech-

nungsmethode ermittelt. Die detaillierte Berechnung ist in der Anlage 6 dargestellt. 

 

Danach ergeben sich für die kreisfreien Städte und die Landkreise für die Haushaltsjahre 2025 

und 2026 Besondere Ergänzungszuweisungen für die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem 

Achten Buch Sozialgesetzbuch in folgender Höhe (aufgerundet auf 100 Euro): 

 
Abbildung 16 

 

Zu Nummer 4 (§ 10 Abs. 1): 

In dem neu gefassten Absatz 1 wird die Höhe der Besonderen Ergänzungszuweisungen für 

die Wahrnehmung der Aufgabe der Schülerbeförderung für die kreisfreien Städte und für die 

Landkreise für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 neu festgelegt. Die Neufassung ist erforder-

lich, weil aufgrund der mit der Umsetzung der Revisionsklausel erfolgten Neuberechnung der 

Finanzausgleichsmasse auch die einzelnen Teilmassen für die kreisfreien Städte und für die 

Auftragskostenpauschale § 4 FAG

Angaben in Euro

kreisfreie 

Städte
Landkreise

kreisangehörige 

Gemeinden / GV
Insgesamt

2025 180.601.400 287.780.400 159.202.000 627.583.800

2026 185.635.100 295.290.400 164.902.700 645.828.200

Besondere Ergänzungszuweisungen 

SGB VIII (§ 9 FAG)

Angaben in Euro

kreisfreie 

Städte
Landkreise Insgesamt

2025 46.385.600 86.202.400 132.588.000

2026 46.824.100 86.755.100 133.579.200
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Landkreise neu zu bestimmen sind. Die neu berechneten Werte werden anhand der im Fi-

nanzausgleichsgesetz für die Jahre 2024 bis 2026 angewendeten Berechnungsmethode er-

mittelt. Die detaillierte Berechnung ist in der Anlage 7 dargestellt. 

 

Danach ergeben sich für die kreisfreien Städte und die Landkreise für die Haushaltsjahre 2025 

und 2026 Besondere Ergänzungszuweisungen für die Wahrnehmung der Aufgabe der Schü-

lerbeförderung in folgender Höhe (aufgerundet auf 100 Euro): 

 
Abbildung 17 

 

Zu Nummer 5 (§ 12 Abs. 1): 

In dem neu gefassten Absatz 1 wird die Höhe der Schlüsselzuweisungen für die drei kommu-

nalen Gruppen für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 neu festgelegt. Die Neufassung ist er-

forderlich, weil aufgrund der mit der Umsetzung der Revisionsklausel erfolgten Neuberech-

nung der Finanzausgleichsmasse auch die einzelnen Teilmassen für jede kommunale Gruppe 

neu zu bestimmen sind. Die Höhe der Schlüsselzuweisungen für die kreisfreien Städte und für 

die Landkreise wird ermittelt, indem von der bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse (ohne 

Investitionspauschale) die Auftragskostenpauschale gemäß § 4 und die besonderen Ergän-

zungszuweisungen gemäß §§ 9, 10 und 11 abgezogen werden. 

 

Bei der Gruppe der kreisangehörigen Gemeinden ergibt sich die Höhe der Schlüsselzuwei-

sungen, indem von der bedarfsgerechten Finanzausgleichsmasse (ohne Investitionspau-

schale) die Auftragskostenpauschale gemäß § 4 abgezogen wird. 

 

Die detaillierte Berechnung ist in der Anlage 3 für das Jahr 2025 und in der Anlage 4 für das 

Jahr 2026 dargestellt. Unter Berücksichtigung des Zuschlags für die Landkreise für die voraus-

sichtlichen Mindereinzahlungen bei der Kreisumlage (siehe Abbildung 13) ergeben sich für 

die kommunalen Gruppen für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 folgende Schlüsselzuweisun-

gen (aufgerundet auf 100 Euro): 

 
Abbildung 18 

 

Besondere Ergänzungszuweisungen 

Schülerbeförderung (§ 10 FAG)

Angaben in Euro

kreisfreie 

Städte
Landkreise Insgesamt

2025 3.912.100 23.311.400 27.223.500

2026 3.907.100 23.149.100 27.056.200

Schlüsselzuweisungen (§ 12 FAG)

Angaben in Euro

kreisfreie 

Städte
Landkreise

kreisangehörige 

Gemeinden / GV
Insgesamt

2025 361.006.200 324.195.100 386.558.700 1.071.760.000

2026 359.659.900 338.728.100 367.818.700 1.066.206.700
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Zu Nummer 6 (§ 17 Abs. 1 Satz 1): 

Um die einzelfallbezogenen Leistungen aus dem Ausgleichsstock weiterhin sicherzustellen 

und gleichzeitig die Möglichkeit zu schaffen, in einem eingeschränkten Umfang auch für das 

Jahr 2025 einen Belastungsausgleich infolge der Umstellung der Verteilungskriterien für § 12 

FAG vornehmen zu können, werden in dem neu gefassten Absatz 1 die Mittel im Ausgleichs-

stock erhöht. 

 

Hierzu werden die jeweiligen Differenzbeträge zwischen den Ergebnissen der reinen Revisi-

onsklausel für die Jahre 2025 und 2026 und der für 2024 gesetzlich fixierten Finanzausgleichs-

masse dem Ausgleichsstock des jeweiligen Jahres zugeführt. Die Berechnung der Differenz-

beträge ist in Abbildung 9 enthalten. 

Danach ergeben sich für den Ausgleichsstock für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 folgende 

verfügbaren Beträge (aufgerundet auf 100 Euro): 

 
Abbildung 19 

 

 

Anlagen 1 bis 8 zur Begründung zu Artikel 3 

 

 

Ausgleichsstock (§ 17 FAG)

Angaben in Euro
insgesamt

2025 53.591.900

2026 40.872.700
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 Revision FAG 2025 und 2026 Anlage 1 
 StSch Mai 2024  
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 Revision FAG 2025 und 2026 Anlage 2 
Preisindex 

 

Jahr 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 

 

Preisindex IST lt. 

StaLA für ST 

 

0,4% 
 

3,5% 
 

8,3% 

    

Preisindex 

Prognose 

(Deflator des privaten 
Konsums) 

    
 

5,5% 

 
 

2,2% 

 
 

2,0% 

 
 

2,0% 

Quellen: 

Preisindex IST 2020 bis 2022: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt 

Prognosedaten 2023 und 2024: Frühjahrsprojektion der Bundesregierung vom 26.04.2023 

Prognosedaten 2025 und 2026: Frühjahrsprojektion der Bundesregierung vom 26.04.2024 
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 Revision FAG 2025 und 2026 Anlage 3, S. 1 
1. Bedarfsberechnung für das Jahr 2025 

ohne Zuschlag Kreisumlage für die Landkreise 
 

Kennzahl Insgesamt kreisfreie 

Städte 

Landkreise kreisangehörige 

Gemeinden/VbG 

Ausgangsbasis I: 

Kommunaler konsumtiver Auszahlungen ohne Umlagezahlungen und ohne 

Personalauszahlungen (KB 70)  abzüglich  direkt  zuzuordnender konsumti-

ver Einzahlungen ohne Umlagezahlungen 2024 

 
 

2.827.591.951 

 
 

1.055.738.869 

 
 

1.613.301.091 

 
 

158.551.991 

Fortschreibung auf 2025 mit prognostizierter Preisentwicklung 2.884.143.790 1.076.853.646 1.645.567.112 161.723.031 

Ausgangsbasis II: 
Kommunale Personalauszahlungen( KB 70) 2024 

 

2.263.855.685 
 

470.532.683 
 

604.213.288 
 

1.189.109.714 

Fortschreibung auf 2025 mit Ø Entwicklung 2020‐2022 2.345.460.939 488.318.818 624.273.169 1.232.868.952 

Zuschlag wg. Tarifergebnis für den öffentlichen Dienst der Kommunen von 

durchschnittlich  11,5% in 2024, fortgeschrieben  auf das Jahr 2025 Diffe-

renz von Fortschreibung und Ansatz Tarifergebnis 

 
178.738.150 

 
36.325.123 

 
49.424.647 

 
92.988.380 

Fortschreibung auf 2025 mit Ø Entwicklung 2020‐2022 plus Zuschlag wg. 

Tarifergebnis 

 

2.524.199.089 
 

524.643.941 
 

673.697.816 
 

1.325.857.332 

Neue Ausgangsbasis für die weitere Berechnung: 

Kommunaler konsumtiver Finanzbedarf nach Fortschreibung 

auf 2025 

 
5.408.342.878 

 
1.601.497.587 

 
2.319.264.928 

 
1.487.580.363 

Abzug des sonstigen Nettotransfers des Landes, Ø 2020‐2022; Anhebung 

auf Preisniveau 2022, Fortschreibung auf 2025 mit Preisindex 

 

‐1.358.674.889 
 

‐416.276.580 
 

‐863.610.392 
 

‐78.787.917 

Abzug der gemeindlichen Nettosteuereinnahmen 2025 nach Steuerschät-

zung Mai 2024, Aufteilung auf Basis 

Ø Nettosteuereinnahmen 2020‐2022 

 
‐2.497.000.000 

 
‐663.896.619 

 
0 

 
‐1.833.103.381 

Hinzurechnung einer sog. "freien Spitze" in Höhe von 2 % bei den Netto-

steuereinnahmen 2025 nach Steuerschätzung 

 

49.940.000 
 

13.277.932 
 

0 
 

36.662.068 

Abzug der Umlageeinzahlungen bei Landkreisen und Verbandsgemeinden, 

Ø 2020‐2022, Anhebung auf Preisnivau 2022, Fortschreibung auf 2025 mit 

Preisindex 

 
‐922.283.122 

 
0 

 
‐818.411.217 

 
‐103.871.905 

Hinzurechnung der Umlageauszahlungen bei den kreisangehörigen Ge-

meinden in Höhe der entsprechenden Einzahlungen bei Landkreisen und 

Verbandsgemeinden 

 
922.283.122 

 
0 

 
0 

 
922.283.122 

Ausgangsbetrag nach Fortschreibung bis 2025 1.602.607.989 534.602.320 637.243.320 430.762.349 

pauschaler Zuschlag auf Schlüsselzuweisung für weitere Aufgaben (Vertei-

lungsschlüssel der Investitionspauschale) 

 

40.000.000 
 

12.500.000 
 

0 
 

27.500.000 

Hinzurechnung der Mehrbelastungen nach § 3 des Gesetzes zur 
Umsetzung des Gebäudeenergiegesetzes 

206.291 48.937 143.035 14.319 

Hinzurechnung der Mehrbelastungen durch KdU nach dem SGB II 

nach Abzug der Bundesbeteiligung KdU gesamt 

ohne BuT nach § 46 Abs. 8 SGB II ("Blick nach vorn") 

 
18.158.233 

 
6.360.613 

 
11.797.620 

 
0 

Hinzurechnung der Mehrbelastungen durch die Absenkung der SGB II‐ 

SoBEZ ("Blick nach vorn") 

 

29.202.567 
 

10.229.553 
 

18.973.014 
 

0 

Hinzurechnung eines Tilgungsbeitrages, Ø 2020‐2022 (Ba-

sis Meldung Kommunen im Februar 2023) 

 

161.731.663 
 

28.768.325 
 

45.479.363 
 

87.483.975 

bedarfsgerechte Finanzausgleichsmasse 1.851.906.743 592.509.748 713.636.353 545.760.642 

Investitionspauschale 160.000.000 37.500.000 40.000.000 82.500.000 

Pauschale für Investitionen in Kreisstraßen 30.000.000 557.329 29.442.671 0 

Ausgleichsstock 40.000.000    

berechnete Finanzausgleichsmasse insgesamt nach Revision 2025 2.081.906.743 630.567.077 783.079.024 628.260.642 

 

FAG 2024 lt. Gesetz 2.095.499.200 633.420.629 762.146.071 659.932.500 

Zuschlag Ausgleichsstock 

Differenz zwischen Finanzausgleichsmasse 2025 (Revisionsklausel) zu FAG 

2024 lt. Gesetz 

 
13.591.900 

   

Finanzausgleichsmasse insgesamt mit Zuschlag für Ausgleichsstock 
nach Revision 2025 

2.095.498.643 630.567.077 783.079.024 628.260.642 
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Anlage 3, S. 2 
2. Teilmassen für das Jahr 2025 berechnet und gerundet 

ohne Zuschlag Kreisumlage für die Landkreise 
 

 

 

 

 

 

 

 

Teilmasse 

(berechnet) 

 

Insgesamt 
kreisfreie 

Städte 

 

Landkreise 
kreisangehörige 

Gemeinden/VbG 

§ 4 Auftragskostenpauschale 627.583.715 180.601.379 287.780.371 159.201.965 

§ 9 Besondere Ergänzungszuweisung 

SGB VIII 

132.587.848 46.385.532 86.202.316  

§ 10 Besondere Ergän-

zungszuweisung Schülerverkehr 

27.223.396 3.912.058 23.311.338  

§ 11 Besondere Ergän-

zungszuweisung Kreisstraßen 

32.543.588 604.583 31.939.005  

§ 12 Schlüsselzuweisungen 1.031.968.196 361.006.196 284.403.322 386.558.678 

§ 16 Investitionspauschale 160.000.000 37.500.000 40.000.000 82.500.000 

§ 16a Zuweisungen für Investitio-

nen an Kreisstraßen 

30.000.000 557.329 29.442.671  

§ 17 Ausgleichsstock 53.591.900    

Finanzausgleichsmasse insgesamt 2.095.498.643 630.567.077 783.079.024 628.260.642 

Teilmasse 

(gerundet) 

 

Insgesamt 
kreisfreie 

Städte 

 

Landkreise 
kreisangehörige 

Gemeinden/VbG 

§ 4 Auftragskostenpauschale 627.583.800 180.601.400 287.780.400 159.202.000 

§ 9 Besondere Ergänzungszuweisung 

SGB VIII 

132.588.000 46.385.600 86.202.400  

§ 10 Besondere Ergän-

zungszuweisung Schülerverkehr 

27.223.500 3.912.100 23.311.400  

§ 11 Besondere Ergän-

zungszuweisung Kreisstraßen 

32.543.700 604.600 31.939.100  

§ 12 Schlüsselzuweisungen 1.031.968.300 361.006.200 284.403.400 386.558.700 

§ 16 Investitionspauschale 160.000.000 37.500.000 40.000.000 82.500.000 

§ 16a Zuweisungen für Investitio-

nen an Kreisstraßen 

30.000.000 557.329 29.442.671  

§ 17 Ausgleichsstock 53.591.900    

Finanzausgleichsmasse insgesamt 2.095.499.200 630.567.229 783.079.371 628.260.700 
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 Revision FAG 2025 und 2026 Anlage 4, S. 1 
1. Bedarfsberechnung für das Jahr 2026 

ohne Zuschlag Kreisumlage für die Landkreise 
 

Kennzahl Insgesamt kreisfreie 

Städte 

Landkreise kreisangehörige 

Gemeinden/VbG 

Ausgangsbasis I: 
Kommunaler konsumtiver Auszahlungen ohne Umlagezahlungen und ohne 

Personalauszahlungen (KB 70)  abzüglich  direkt  zuzuordnender konsumti-

ver Einzahlungen ohne Umlagezahlungen 2025 

 
 

2.884.143.790 

 
 

1.076.853.646 

 
 

1.645.567.112 

 
 

161.723.031 

Fortschreibung auf 2026 mit prognostizierter Preisentwicklung 2.941.826.665 1.098.390.719 1.678.478.455 164.957.492 

Ausgangsbasis II: 
Kommunale Personalauszahlungen( KB 70) 2025 

 

2.345.460.939 
 

488.318.818 
 

624.273.169 
 

1.232.868.952 

Fortschreibung auf 2026 mit Ø Entwicklung 2020‐2022 2.430.014.837 506.777.269 644.999.038 1.278.238.529 

Zuschlag wg. Tarifergebnis für den öffentlichen Dienst der Kommunen von 

durchschnittlich  11,5% in 2024, fortgeschrieben  auf das Jahr 2026 Diffe-

renz von Fortschreibung und Ansatz Tarifergebnis 

 
185.174.110 

 
37.698.213 

 
51.065.545 

 
96.410.352 

Fortschreibung auf 2026 mit Ø Entwicklung 2020‐2022 plus Zuschlag wg. 

Tarifergebnis 

 

2.615.188.947 
 

544.475.482 
 

696.064.583 
 

1.374.648.881 

Neue Ausgangsbasis für die weitere Berechnung: Kommuna-

ler konsumtiver Finanzbedarf nach Fortschreibung 

auf 2026 

 
5.557.015.612 

 
1.642.866.201 

 
2.374.543.038 

 
1.539.606.373 

Abzug des sonstigen Nettotransfers des Landes, Ø 2020‐2022; Anhebung 

auf Preisniveau 2022, Fortschreibung auf 2026 mit Preisindex 

 

‐1.385.848.387 
 

‐424.602.112 
 

‐880.882.599 
 

‐80.363.676 

Abzug der gemeindlichen Nettosteuereinnahmen 2026 nach Steuerschät-

zung Mai 2024, Aufteilung auf Basis 

Ø Nettosteuereinnahmen 2020‐2022 

 
‐2.608.000.000 

 
‐693.409.044 

 
0 

 
‐1.914.590.956 

Hinzurechnung einer sog. "freien Spitze" in Höhe von 2 % bei den Netto-

steuereinnahmen 2026 nach Steuerschätzung 

 

52.160.000 
 

13.868.181 
 

0 
 

38.291.819 

Abzug der Umlageeinzahlungen bei Landkreisen und Verbandsgemeinden, 

Ø 2020‐2022, Anhebung auf Preisnivau 2022, Fortschreibung auf 2026 mit 

Preisindex 

 
‐940.728.784 

 
0 

 
‐834.779.441 

 
‐105.949.343 

Hinzurechnung der Umlageauszahlungen bei den kreisangehörigen Ge-

meinden in Höhe der entsprechenden Einzahlungen bei Landkreisen und 

Verbandsgemeinden 

 
940.728.784 

 
0 

 
0 

 
940.728.784 

Ausgangsbetrag nach Fortschreibung bis 2026 1.615.327.225 538.723.226 658.880.997 417.723.002 

pauschaler Zuschlag auf Schlüsselzuweisung für weitere Aufgaben (Vertei-

lungsschlüssel der Investitionspauschale) 

 

50.000.000 
 

12.500.000 
 

0 
 

27.500.000 

Hinzurechnung der Mehrbelastungen nach § 3 des Gesetzes zur 
Umsetzung des Gebäudeenergiegesetzes 

206.291 48.937 143.035 14.319 

Hinzurechnung der Mehrbelastungen durch KdU nach dem SGB II 

nach Abzug der Bundesbeteiligung KdU gesamt 

ohne BuT nach § 46 Abs. 8 SGB II ("Blick nach vorn") 

 
18.158.233 

 
6.360.613 

 
11.797.620 

 
0 

Hinzurechnung der Mehrbelastungen durch die Absenkung der SGB II‐ 

SoBEZ ("Blick nach vorn") 

 

29.202.567 
 

10.229.553 
 

18.973.014 
 

0 

Hinzurechnung eines Tilgungsbeitrages, Ø 2020‐2022 (Ba‐

sis Meldung Kommunen im Februar 2023) 

 

161.731.663 
 

28.768.325 
 

45.479.363 
 

87.483.975 

bedarfsgerechte Finanzausgleichsmasse 1.864.625.979 596.630.654 735.274.030 532.721.295 

Investitionspauschale 160.000.000 37.500.000 40.000.000 82.500.000 

Pauschale für Investitionen in Kreisstraßen 30.000.000 557.329 29.442.671 0 

Ausgleichsstock 40.000.000    

berechnete Finanzausgleichsmasse insgesamt nach Revision 2026 2.094.625.979 634.687.983 804.716.701 615.221.295 

 

FAG 2024 lt. Gesetz 2.095.499.200 633.420.629 762.146.071 659.932.500 

Zuschlag Ausgleichsstock 

Differenz zwischen Finanzausgleichsmasse 2026 (Revisionsklausel) zu FAG 

2024 lt. Gesetz 

 
872.700 

   

Finanzausgleichsmasse insgesamt mit Zuschlag für Ausgleichsstock 
nach Revision 2026 

2.095.498.679 634.687.983 804.716.701 615.221.295 
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Anlage 4, S. 2 
2. Teilmassen für das 2026 berechnet und gerundet 

ohne Zuschlag Kreisumlage für die Landkreise 

 

 

 

Teilmasse 

(berechnet) 

 

Insgesamt 
kreisfreie 

Städte 

 

Landkreise 
kreisangehörige 

Gemeinden/VbG 

§ 4 Auftragskostenpauschale 645.828.017 185.635.047 295.290.338 164.902.632 

§ 9 Besondere Ergänzungszuweisung 

SGB VIII 

133.579.160 46.824.062 86.755.098  

§ 10 Besondere Ergän-

zungszuweisung Schülerverkehr 

27.056.074 3.907.073 23.149.001  

§ 11 Besondere Ergän-

zungszuweisung Kreisstraßen 

32.543.588 604.583 31.939.005  

§ 12 Schlüsselzuweisungen 1.025.619.140 359.659.889 298.140.588 367.818.663 

§ 16 Investitionspauschale 160.000.000 37.500.000 40.000.000 82.500.000 

§ 16a Zuweisungen für Investitio-

nen an Kreisstraßen 

30.000.000 557.329 29.442.671  

§ 17 Ausgleichsstock 40.872.700    

Finanzausgleichsmasse insgesamt 2.095.498.679 634.687.983 804.716.701 615.221.295 

Teilmasse 

(gerundet) 

 

Insgesamt 
kreisfreie 

Städte 

 

Landkreise 
kreisangehörige 

Gemeinden/VbG 

§ 4 Auftragskostenpauschale 645.828.200 185.635.100 295.290.400 164.902.700 

§ 9 Besondere Ergänzungszuweisung 

SGB VIII 

133.579.200 46.824.100 86.755.100  

§ 10 Besondere Ergän-

zungszuweisung Schülerverkehr 

27.056.200 3.907.100 23.149.100  

§ 11 Besondere Ergän-

zungszuweisung Kreisstraßen 

32.543.700 604.600 31.939.100  

§ 12 Schlüsselzuweisungen 1.025.619.200 359.659.900 298.140.600 367.818.700 

§ 16 Investitionspauschale 160.000.000 37.500.000 40.000.000 82.500.000 

§ 16a Zuweisungen für Investitio-

nen an Kreisstraßen 

30.000.000 557.329 29.442.671  

§ 17 Ausgleichsstock 40.872.700    

Finanzausgleichsmasse insgesamt 2.095.499.200 634.688.129 804.716.971 615.221.400 
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 Revision FAG 2025 und 2026 Anlage 5 
§ 4 Auftragskostenpauschale 

 

 
Gebietskörperschaft 

Anteil über‐ 

tragener 

WK 

KFB 2025 + Kb 70 
ohne Umlagezahlungen 

für Kreis und VBG 

 
sonst. NT 2025 

Bedarf 2025 
ohne Umlagezahlungen 

für Kreis und VBG 

 

Auftragskosten‐ 

pauschale 2025 

Zuschlag nach 
§ 3 Gebäude‐ 

energiegesetz 

Auftragskosten‐ 

pauschale 2025 

einschl. Zuschlag 

kreisfreie Städte 15,23 1.601.497.587 ‐416.276.580 1.185.221.007 180.552.442 48.937 180.601.379 

Landkreise 19,76 2.319.264.928 ‐863.610.392 1.455.654.537 287.637.336 143.035 287.780.371 

Gemeinden 11,30 1.487.580.363 ‐78.787.917 1.408.792.445 159.187.646 14.319 159.201.965 

Summe  5.408.342.878 ‐1.358.674.889 4.049.667.989 627.377.424 206.291 627.583.715 

 

 
Gebietskörperschaft 

Anteil über‐ 

tragener 

WK 

KFB 2026 + Kb 70 
ohne Umlagezahlungen 

für Kreis und VBG 

 
sonst. NT 2026 

Bedarf 2026 
ohne Umlagezahlungen 

für Kreis und VBG 

 

Auftragskosten‐ 

pauschale 2026 

Zuschlag nach 
§ 3 Gebäude‐ 

energiegesetz 

Auftragskosten‐ 

pauschale 2026 

einschl. Zuschlag 

kreisfreie Städte 15,23 1.642.866.201 ‐424.602.112 1.218.264.089 185.586.110 48.937 185.635.047 

Landkreise 19,76 2.374.543.038 ‐880.882.599 1.493.660.439 295.147.303 143.035 295.290.338 

Gemeinden 11,30 1.539.606.373 ‐80.363.676 1.459.242.697 164.888.313 14.319 164.902.632 

Summe  5.557.015.612 ‐1.385.848.387 4.171.167.225 645.621.726 206.291 645.828.017 

 

 
Aufteilung § 3 des Gesetzes zur 

Umsetzung des Gebäudeener-

giegesetzes 

 
 

Einwohner 

31.12.2021 

Zuschlag nach 

des Gesetzes zur 

Umsetzung des 

Gebäudeenergie‐ 
gesetzes 

Summe 2.331.051 206.291 

kreisfreie Städte 552.980 48.937 

Landkreise 1.616.273 143.035 

kreisangehörige Gemeinden 

(Summe) 

 

161.798 
 

14.319 

davon: 

Köthen (Anhalt), Stadt 24.876 2.201 

Naumburg (Saale), Stadt 31.815 2.816 

Weißenfels, Stadt 39.745 3.517 

Zeitz, Stadt 27.003 2.390 

Stendal, Hansestadt 38.359 3.395 



Anlagen zur Begründung zu Artikel 3 - Änderung des FAG - 

Seite 29 von 125 
 

 Revision FAG 2025 und 2026 Anlage 6 
§ 9 Besondere Ergänzungszuweisungen SGB XIII 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

kommunaler Finanzbedarf 

minus NTL auf Preisniveau 

2022 

 
2020 

 
2021 

 
2022 

 
2020‐2022 

kreisfreie Städte 142.625.319 153.833.754 134.715.005 143.724.692 

Landkreise 272.041.671 281.130.765 255.402.828 269.525.088 

SUMME 414.666.989 434.964.519 390.117.833 413.249.780 

Fortschreibung 

2025 

Fortschreibung 

2026 

156.549.213 161.073.486 

290.929.178 298.435.151 

447.478.392 459.508.637 

KFB ohne Umlagen 

minus NTL 

PG 363 

 
2020 

 
2021 

 
2022 

kreisfreie Städte 127.241.219 142.044.094 134.715.005 

Landkreise 242.698.240 259.585.194 255.402.828 

SUMME 369.939.459 401.629.288 390.117.833 

Anteil Land 

2025 

Anteil Land 

2026 

29,63% 29,07% 

KFB insgesamt 

ohne Umlagen auf 

Preisniveau 2022 

 
2020 

 
2021 

 
2022 

kreisfreie Städte 1.414.928.723 1.416.642.418 1.416.546.323 

Landkreise 1.855.639.256 2.097.002.909 2.009.853.240 

SUMME 3.270.567.979 3.513.645.327 3.426.399.563 

BEZ § 9 
2025 

BEZ § 9 
2026 

46.385.532 46.824.062 

86.202.316 86.755.098 

132.587.848 133.579.160 
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 Revision FAG 2025 und 2026 Anlage 7 
§ 10 Besondere Ergänzungszuweisungen Schülerbeförderung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

kommunaler Finanzbedarf 

minus NTL auf Preisniveau 

2022 

 
2020 

 
2021 

 
2022 

 
2020‐2022 

kreisfreie Städte 12.677.610 13.130.218 11.723.340 12.510.390 

Landkreise 78.579.337 77.088.574 71.840.611 75.836.174 

SUMME 91.256.947 90.218.792 83.563.951 88.346.563 

Fortschreibung 

2025 

Fortschreibung 

2026 

13.202.074 13.441.031 

78.669.089 79.636.719 

91.871.163 93.077.750 

KFB ohne Umlagen 

minus NTL 

PG 241 

 
2020 

 
2021 

 
2022 

kreisfreie Städte 11.310.156 12.123.932 11.723.340 

Landkreise 70.103.476 71.180.585 71.840.611 

SUMME 81.413.632 83.304.517 83.563.951 

Anteil Land 

2025 

Anteil Land 

2026 

29,63% 29,07% 

KFB insgesamt 

ohne Umlagen auf 

Preisniveau 2022 

 
2020 

 
2021 

 
2022 

kreisfreie Städte 1.414.928.723 1.416.642.418 1.416.546.323 

Landkreise 1.855.639.256 2.097.002.909 2.009.853.240 

SUMME 3.270.567.979 3.513.645.327 3.426.399.563 

BEZ § 10 
2025 

BEZ § 10 
2026 

3.912.058 3.907.073 

23.311.338 23.149.001 

27.223.396 27.056.074 
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 Revision FAG 2025 und 2026 Anlage 8. S. 1 
 1. Berechnung voraussichtliche Kreisumlageeinzahlungen Stand: 29. August 2024 

 

 
 
 
 

AGS8 

 
 
 
 

Landkreis 

FAG 2024 nachrichtlich: Hebesatz 2024 * 
in Prozent 

Kreisumlage  
auf: 

 

Steuerkraft- 
messzahl 
FAG 2024 

 
(SKMZ FAG 2024) 

davon:  
Steuerkraftzahl 
Grundsteuer A 

 
(SKZ Grund A) 

davon:  
Steuerkraftzahl 
Grundsteuer B 

 
(SKZ Grund B) 

davon:  
Steuerkraftzahl 
Gewerbesteuer 
(netto) 
(SKZ GEW) 

Steuerkraftzahl 
Gemeindeanteil 
Einkommens- 
steuer 
(SKZ EST) 

Steuerkraftzahl 
Gemeindeanteil 
Umsatzsteuer 

 
(SKZ UST) 

Schlüssel-
zuweisungen 
2023 

 
(SLZ 2023) 

einheitlicher  
Hebesatz 2024 

(sonst Leer) 
in Prozent 

 
 
 

SKZ 
Grund A 

 
 
 

SKZ 
Grund B 

 
 
 

SKZ  
GEW 

 
 
 

SKZ  
EST 

 
 
 

SKZ  
UST 

 
 
 

SLZ 

 
 
 

SKMZ  
FAG 2024 

 

 
Schlüssel- 

zuweisungen 
Vorjahr 

Kreisumlage 

GESAMT 

2024 

08100000 Altmarkkreis Salzwedel 72.624.057 € 1.578.760 € 9.278.732 € 30.474.678 € 26.353.579 € 4.938.309 € 20.001.369 € 40,5000 40,5000 40,5000 40,5000 40,5000 40,5000 40,5000 29.412.743 € 8.100.554 € 37.513.298 € 

08200000 Anhalt-Bitterfeld 155.080.826 € 1.650.208 € 17.131.573 € 78.677.264 € 46.026.053 € 11.595.727 € 31.862.715 € 40,5000 40,5000 40,5000 40,5000 40,5000 40,5000 40,5000 62.807.734 € 12.904.400 € 75.712.133 € 

08300000 Börde 208.121.344 € 3.354.588 € 18.796.294 € 112.513.318 € 61.130.405 € 12.326.736 € 21.675.872 € 37,1300 37,1300 37,1300 37,1300 37,1300 37,1300 37,1300 77.275.454 € 8.048.251 € 85.323.705 € 

08400000 Burgenlandkreis 165.880.600 € 2.195.196 € 16.395.996 € 83.687.910 € 51.201.290 € 12.400.210 € 53.420.577 €  36,6420 36,3890 38,4080 32,9870 40,0400 37,0030 60.768.369 € 19.767.216 € 80.535.585 € 

08500000 Harz 163.876.910 € 2.495.012 € 20.972.142 € 60.700.668 € 64.787.885 € 14.921.201 € 56.719.737 € 38,9000 38,9000 38,9000 38,9000 38,9000 38,9000 38,9000 63.748.117 € 22.063.978 € 85.812.095 € 

08600000 Jerichower Land 72.693.821 € 1.149.541 € 8.861.772 € 28.194.809 € 29.360.744 € 5.126.955 € 18.732.241 € 41,0000 41,0000 41,0000 41,0000 41,0000 41,0000 41,0000 29.804.467 € 7.680.219 € 37.484.685 € 

08700000 Mansfeld-Südharz 91.414.665 € 1.924.282 € 13.131.319 € 34.337.797 € 34.460.873 € 7.560.393 € 46.947.342 € 42,5900 42,5900 42,5900 42,5900 42,5900 42,5900 42,5900 38.933.506 € 19.994.873 € 58.928.379 € 

08800000 Saalekreis 228.629.771 € 2.541.937 € 21.248.440 € 127.192.678 € 62.902.713 € 14.744.003 € 23.141.910 €  41,0000 41,0000 45,0000 41,0000 41,0000 39,0000 98.825.913 € 9.025.345 € 107.851.258 € 

08900000 Salzlandkreis 157.857.897 € 2.865.862 € 17.664.309 € 71.682.640 € 52.678.874 € 12.966.212 € 53.962.658 € 37,9900 37,9900 37,9900 37,9900 37,9900 37,9900 37,9900 59.970.215 € 20.500.414 € 80.470.629 € 

09000000 Stendal 109.868.701 € 2.101.209 € 10.328.752 € 60.067.371 € 31.041.551 € 6.329.820 € 31.708.670 € 45,0000 45,0000 45,0000 45,0000 45,0000 45,0000 45,0000 49.440.916 € 14.268.902 € 63.709.818 € 

09100000 Wittenberg 114.840.781 € 1.180.238 € 13.316.831 € 56.012.144 € 36.049.508 € 8.282.060 € 28.786.213 € 34,8200 34,8200 34,8200 34,8200 34,8200 34,8200 34,8200 39.987.560 € 10.023.359 € 50.010.919 € 

 SUMME 1.540.889.373 € 23.036.833 € 167.126.160 € 743.541.277 € 495.993.475 € 111.191.626 € 386.959.304 €        610.974.994 € 152.377.510 € 763.352.504 € 

 

* Quelle: veröffentlichten Zahlen der Landkreise bzw. Kommunalaufsicht der Landkreise 

im FAG 2024 zugrundegelegt: 802.363.938 € 

  

Differenz zur Prognose für FAG 

2024 zu voraussichtlichen IST 
- 39.011.434 € 

 

Fortschreibung mit Preisindex von jährlich 2% 

2025 -39.791.663 € 

  

2026 -40.587.496 € 
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 2. Bemessungsgrundlagen für Kreisumlagen 2024 Anlage 8, S. 2 

 – Steuerkraftmesszahlen kaG FAG 2024 – Stand: 29. August 2024 
 

 
 

Amtlicher 

Gemeinde- 

schlüssel 

 
 
 

Gemeindename 

Grundsteuer A Grundsteuer B Gewerbesteuer Gemeindeanteil an der  

Steuerkraft- 

messzahl 
 

Steuerkraft- 

zahl 

 
Steuerkraft- 

zahl 

 

Steuerkraft- 

zahl 

Einkommen- Umsatz- 

steuer  
Istaufkommen =  

Ausgangsbetrag = 
Steuerkraftzahl 

netto 

FAG 2024 FAG 2024 FAG 2024 FAG 2024 FAG 2024 
 

fixer HS 320,00 380,00 350,00    

 Summe Gem 23.036.833 167.126.160 743.541.277 495.993.475 111.191.626 1.540.889.373 
 

15081026 Apenburg-Winterfeld, Flecken 49.682 174.826 716.625 538.726 89.203 1.569.062 

15081030 Arendsee (Altmark), Stadt 188.683 779.907 1.554.241 1.729.043 397.005 4.648.879 

15081045 Beetzendorf 76.153 312.173 451.454 986.489 76.980 1.903.249 

15081095 Dähre 61.591 156.606 142.008 428.683 35.499 824.387 

15081105 Diesdorf, Flecken 74.407 224.907 485.010 763.918 62.026 1.610.268 

15081135 Gardelegen, Hansestadt 309.838 2.407.382 9.499.595 7.192.018 1.393.531 20.802.364 

15081225 Jübar 46.120 258.128 104.730 611.954 89.135 1.110.067 

15081240 Kalbe (Milde), Stadt 227.125 799.478 2.234.967 1.926.824 274.236 5.462.630 

15081280 Klötze, Stadt 201.833 1.146.812 2.096.216 3.725.669 488.698 7.659.228 

15081290 Kuhfelde 30.233 100.739 145.916 363.786 14.835 655.509 

15081440 Rohrberg 36.339 106.815 119.767 371.176 13.725 647.822 

15081455 Salzwedel, Hansestadt 238.093 2.724.157 12.504.298 7.433.534 1.955.041 24.855.123 

15081545 Wallstawe 38.663 86.802 419.851 281.758 48.395 875.469 

15082005 Aken (Elbe), Stadt 46.103 658.036 1.311.172 2.039.219 308.902 4.363.432 

15082015 Bitterfeld-Wolfen, Stadt 41.747 5.402.210 24.730.930 10.439.558 4.776.913 45.391.358 

15082180 Köthen (Anhalt), Stadt 150.072 2.340.274 7.551.279 6.472.037 1.931.650 18.445.312 

15082241 Muldestausee 50.749 965.547 1.423.740 4.147.096 250.947 6.838.079 

15082256 Osternienburger Land 234.551 742.336 1.459.783 2.381.373 224.442 5.042.485 

15082301 Raguhn-Jeßnitz, Stadt 61.125 744.942 1.406.029 2.906.394 296.089 5.414.579 

15082340 Sandersdorf-Brehna, Stadt 102.313 1.679.697 15.728.545 4.897.645 1.021.110 23.429.310 

15082377 Südliches Anhalt, Stadt 395.793 1.293.860 5.231.616 3.635.713 688.432 11.245.414 

15082430 Zerbst/Anhalt, Stadt 349.749 2.384.204 6.910.669 6.141.035 1.473.789 17.259.446 

15082440 Zörbig, Stadt 218.006 920.467 12.923.501 2.965.984 623.453 17.651.411 

15083020 Altenhausen 35.328 92.644 77.068 366.877 14.512 586.429 

15083025 Am Großen Bruch 117.947 157.409 240.971 572.921 28.707 1.117.955 

15083030 Angern 39.717 198.319 430.171 723.475 48.652 1.440.334 

15083035 Ausleben 92.119 134.513 136.627 454.951 26.240 844.450 

15083040 Barleben 46.088 1.180.294 22.226.545 4.213.673 1.542.912 29.209.512 

15083060 Beendorf 4.207 66.324 56.070 336.847 12.907 476.355 

15083115 Bülstringen 12.342 118.003 335.843 357.135 106.977 930.300 

15083120 Burgstall 34.435 169.269 334.176 491.834 73.373 1.103.087 

15083125 Calvörde 69.030 397.893 1.034.326 1.245.271 233.381 2.979.901 

15083130 Colbitz 22.337 319.345 875.934 1.376.677 85.448 2.679.741 

15083190 Eilsleben 116.381 331.324 1.067.279 1.159.749 168.065 2.842.798 

15083205 Erxleben 125.498 272.705 1.389.789 929.654 115.754 2.833.400 

15083230 Flechtingen 37.478 584.690 964.359 1.101.906 246.352 2.934.785 

15083245 Gröningen, Stadt 157.025 301.280 559.673 966.066 107.554 2.091.598 

15083270 Haldensleben, Stadt 94.045 2.344.278 11.283.258 6.415.269 2.694.847 22.831.697 

15083275 Harbke 6.684 174.641 514.150 483.503 82.794 1.261.772 

15083298 Hohe Börde 373.355 1.907.070 6.507.046 7.893.054 838.819 17.519.344 

15083320 Hötensleben 130.040 316.818 984.894 1.134.489 162.189 2.728.430 

15083323 Ingersleben 49.821 105.172 397.178 458.176 78.440 1.088.787 

15083355 Kroppenstedt, Stadt 109.491 132.631 475.519 389.046 78.277 1.184.964 

15083361 Loitsche-Heinrichsberg 26.618 234.461 11.656.444 343.968 159.180 12.420.671 

15083390 Niedere Börde 132.849 667.308 1.897.729 2.815.363 298.800 5.812.049 

15083411 Oebisfelde-Weferlingen, Stadt 182.868 1.318.363 2.622.355 5.288.640 416.578 9.828.804 
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15083415 Oschersleben (Bode), Stadt 425.400 1.868.209 5.094.321 5.269.157 1.500.883 14.157.970 

15083440 Rogätz 14.451 192.297 9.979.998 796.904 110.393 11.094.043 

15083485 Sommersdorf 39.248 111.435 173.976 475.106 16.676 816.441 

15083490 Sülzetal 267.850 1.974.435 9.326.892 3.572.160 1.152.779 16.294.116 

15083505 Ummendorf 32.837 63.418 153.952 308.429 19.753 578.389 

15083515 Völpke 37.813 123.220 255.997 388.979 61.605 867.614 

15083531 Wanzleben-Börde, Stadt 417.703 1.326.442 4.172.553 4.559.925 682.581 11.159.204 

15083535 Wefensleben 19.792 153.591 191.853 612.357 64.357 1.041.950 

15083557 Westheide 19.222 138.285 344.365 638.759 26.384 1.167.015 

15083565 Wolmirstedt, Stadt 52.547 1.093.171 3.458.857 4.195.400 542.118 9.342.093 

15083580 Zielitz 12.022 227.037 13.293.150 794.687 528.450 14.855.346 

15084012 An der Poststraße 66.793 139.842 760.743 436.678 121.011 1.525.067 

15084013 Meineweh 42.090 375.751 2.336.051 328.516 343.535 3.425.943 

15084015 Bad Bibra, Stadt 66.609 257.286 578.398 788.573 141.506 1.832.372 

15084025 Balgstädt 48.829 83.239 168.134 319.044 19.566 638.812 

15084115 Droyßig 29.436 175.493 226.490 670.737 36.357 1.138.513 

15084125 Eckartsberga, Stadt 46.542 179.904 375.920 594.083 45.084 1.241.533 

15084130 Elsteraue 122.485 728.320 3.871.186 2.660.712 415.794 7.798.497 

15084132 Finne 41.083 95.618 146.130 285.923 11.421 580.175 

15084133 Finneland 39.657 91.656 709.157 283.236 39.105 1.162.811 

15084135 Freyburg (Unstrut), Stadt 55.388 491.916 1.376.338 1.384.403 230.988 3.539.033 

15084150 Gleina 60.571 95.443 244.016 373.796 37.189 811.015 

15084170 Goseck 29.587 73.213 123.701 355.725 21.930 604.156 

15084207 Gutenborn 48.515 168.296 329.360 717.764 110.241 1.374.176 

15084235 Hohenmölsen, Stadt 107.828 794.492 2.891.336 2.979.554 297.372 7.070.582 

15084246 Kaiserpfalz 63.729 154.463 389.050 415.986 94.938 1.118.166 

15084250 Karsdorf 28.252 72.386 1.288.935 339.601 152.016 1.881.190 

15084275 Kretzschau 43.474 280.565 1.007.309 799.927 100.985 2.232.260 

15084282 Lanitz-Hassel-Tal 53.222 74.931 70.938 327.441 15.132 541.664 

15084285 Laucha an der Unstrut, Stadt 49.007 290.697 1.193.689 784.744 200.055 2.518.192 

15084315 Lützen, Stadt 206.466 823.108 23.650.392 2.741.061 2.282.403 29.703.430 

15084335 Mertendorf 53.839 158.492 915.031 549.005 179.110 1.855.477 

15084341 Molauer Land 63.809 83.242 239.481 313.333 12.618 712.483 

15084355 Naumburg (Saale), Stadt 183.573 3.026.007 8.757.168 9.437.550 1.894.451 23.298.749 

15084360 Nebra (Unstrut), Stadt 29.058 282.264 334.079 892.301 102.098 1.639.800 

15084375 Osterfeld, Stadt 37.449 278.697 1.366.879 718.772 273.947 2.675.744 

15084442 Schnaudertal 28.045 77.672 155.606 290.088 21.246 572.657 

15084445 Schönburg 24.629 102.264 976.005 382.664 189.434 1.674.996 

15084470 Stößen, Stadt 15.453 68.003 1.054.596 262.007 28.860 1.428.919 

15084490 Teuchern, Stadt 156.678 626.943 2.200.854 2.340.190 259.153 5.583.818 

15084550 Weißenfels, Stadt 201.738 3.421.426 16.031.626 10.985.674 2.539.693 33.180.157 

15084560 Wethau 10.390 94.039 119.184 296.471 22.731 542.815 

15084565 Wetterzeube 31.335 143.636 166.838 552.028 37.067 930.904 

15084590 Zeitz, Stadt 109.637 2.586.692 9.633.290 6.593.702 2.123.173 21.046.494 

15085040 Ballenstedt, Stadt 119.493 960.060 2.404.228 2.555.573 407.619 6.446.973 

15085055 Blankenburg (Harz), Stadt 146.128 1.942.647 3.127.781 5.922.494 918.063 12.057.113 

15085090 Ditfurt 50.583 114.259 183.752 449.577 41.498 839.669 

15085110 Falkenstein/Harz, Stadt 147.434 474.112 2.306.886 1.515.272 281.450 4.725.154 
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15085125 Groß Quenstedt 37.943 63.698 60.364 243.398 10.979 416.382 

15085135 Halberstadt, Stadt 274.903 3.652.559 10.759.486 10.886.850 2.681.838 28.255.636 

15085140 Harsleben 56.703 173.457 785.770 767.344 69.965 1.853.239 

15085145 Harzgerode, Stadt 76.287 863.030 2.962.967 2.086.380 503.272 6.491.936 

15085160 Hedersleben 42.321 107.214 401.520 362.107 39.101 952.263 

15085185 Huy 324.750 590.612 788.676 2.046.743 214.591 3.965.372 

15085190 Ilsenburg (Harz), Stadt 24.742 1.030.007 3.384.674 4.004.404 796.481 9.240.308 

15085227 Nordharz 200.955 578.924 1.177.623 2.832.293 172.727 4.962.522 

15085228 Oberharz am Brocken, Stadt 75.514 1.026.578 2.871.929 3.203.872 573.754 7.751.647 

15085230 Osterwieck, Stadt 348.656 1.033.449 3.048.084 3.635.780 510.419 8.576.388 

15085235 Quedlinburg, Stadt 138.763 2.428.660 6.601.085 6.869.347 2.056.516 18.094.371 

15085285 Schwanebeck, Stadt 74.228 207.606 1.491.966 669.797 241.224 2.684.821 

15085287 Selke-Aue 64.303 132.316 1.059.362 430.363 48.664 1.735.008 

15085330 Thale, Stadt 79.181 1.700.843 4.935.537 4.725.191 1.530.739 12.971.491 

15085365 Wegeleben, Stadt 125.775 201.801 664.869 675.709 84.041 1.752.195 

15085370 Wernigerode, Stadt 86.350 3.690.310 11.684.109 10.905.392 3.738.261 30.104.422 

15086005 Biederitz 44.947 808.408 1.597.262 3.950.860 513.191 6.914.668 

15086015 Burg, Stadt 129.528 2.243.730 7.346.045 6.266.194 2.122.101 18.107.598 

15086035 Elbe-Parey 78.945 530.704 895.467 1.721.048 157.330 3.383.494 

15086040 Genthin, Stadt 127.212 1.574.311 5.313.690 3.802.927 959.031 11.777.171 

15086055 Gommern, Stadt 195.807 1.073.763 3.831.681 3.769.336 438.927 9.309.514 

15086080 Jerichow, Stadt 170.186 565.207 782.289 1.947.180 203.465 3.668.327 

15086140 Möckern, Stadt 349.412 1.358.700 6.687.353 3.912.231 531.873 12.839.569 

15086145 Möser 53.504 706.949 1.741.022 3.990.967 201.038 6.693.480 

15087010 Ahlsdorf 6.480 107.253 40.117 449.644 17.107 620.601 

15087015 Allstedt, Stadt 216.704 718.692 1.680.587 1.943.082 238.097 4.797.162 

15087031 Arnstein, Stadt 232.186 544.325 1.327.305 1.743.084 162.905 4.009.805 

15087045 Benndorf 8.923 138.311 229.182 448.905 42.543 867.864 

15087055 Berga 28.583 264.923 1.241.973 454.011 180.918 2.170.408 

15087070 Blankenheim 17.771 85.972 222.314 361.233 20.251 707.541 

15087075 Bornstedt 14.413 56.222 38.294 160.294 4.398 273.621 

15087101 Brücken-Hackpfüffel 31.738 77.819 35.989 228.886 9.114 383.546 

15087125 Edersleben 13.962 87.294 420.538 284.378 43.960 850.132 

15087130 Eisleben, Lutherstadt 257.607 2.303.568 6.548.289 5.551.721 1.986.438 16.647.623 

15087165 Gerbstedt, Stadt 248.071 568.570 1.913.581 1.867.772 305.269 4.903.263 

15087205 Helbra 8.292 353.859 757.967 982.794 182.857 2.285.769 

15087210 Hergisdorf 11.380 101.469 39.084 377.223 6.573 535.729 

15087220 Hettstedt, Stadt 52.082 1.231.315 2.120.008 3.242.972 1.149.670 7.796.047 

15087250 Kelbra (Kyffhäuser), Stadt 57.640 315.449 408.732 771.778 78.462 1.632.061 

15087260 Klostermansfeld 12.076 209.051 548.531 641.446 82.103 1.493.207 

15087275 Mansfeld, Stadt 150.845 1.013.282 1.344.375 2.299.210 304.107 5.111.819 

15087370 Sangerhausen, Stadt 189.548 2.760.373 6.575.638 6.614.730 1.941.584 18.081.873 

15087386 Seegebiet Mansfelder Land 170.665 824.815 2.346.857 2.621.680 266.575 6.230.592 

15087412 Südharz 141.115 1.025.966 5.354.928 2.385.068 403.260 9.310.337 

15087440 Wallhausen 46.549 259.989 1.045.582 693.041 112.497 2.157.658 

15087470 Wimmelburg 7.652 82.802 97.926 337.922 21.705 548.007 

15088020 Bad Dürrenberg, Stadt 57.134 944.434 2.024.176 3.240.083 406.560 6.672.387 

15088025 Bad Lauchstädt, Goethestadt 217.748 764.035 2.180.689 2.991.109 304.492 6.458.073 
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15088030 Barnstädt 62.152 93.684 275.804 268.389 32.265 732.294 

15088065 Braunsbedra, Stadt 81.671 960.639 2.923.446 3.105.922 447.801 7.519.479 

15088100 Farnstädt 55.370 143.704 834.359 424.921 82.740 1.541.094 

15088150 Kabelsketal 71.575 1.318.526 10.557.713 3.587.746 967.369 16.502.929 

15088195 Landsberg, Stadt 241.994 2.692.184 13.484.328 6.193.504 2.428.963 25.040.973 

15088205 Leuna, Stadt 101.711 2.861.146 55.702.618 5.089.515 3.152.715 66.907.705 

15088216 Wettin-Löbejün, Stadt 249.358 1.005.676 2.583.249 3.019.460 327.891 7.185.634 

15088220 Merseburg, Stadt 72.914 3.002.152 9.575.416 10.105.063 2.501.606 25.257.151 

15088235 Mücheln (Geiseltal), Stadt 217.064 724.928 1.354.173 2.397.966 225.737 4.919.868 

15088250 Nemsdorf-Göhrendorf 44.415 74.165 308.325 268.725 47.206 742.836 

15088265 Obhausen 92.960 169.540 386.442 622.098 32.232 1.303.272 

15088295 Petersberg 180.787 884.661 3.238.343 3.775.652 355.625 8.435.068 

15088305 Querfurt, Stadt 209.573 1.165.467 2.539.872 2.879.454 762.686 7.557.052 

15088319 Salzatal 220.356 1.098.379 2.882.857 4.585.588 411.646 9.198.826 

15088330 Schkopau 94.577 1.727.551 12.387.071 4.515.182 1.529.374 20.253.755 

15088340 Schraplau, Stadt 14.238 97.626 254.559 296.739 41.410 704.572 

15088355 Steigra 71.782 124.929 532.673 363.316 73.578 1.166.278 

15088365 Teutschenthal 184.558 1.395.014 3.166.565 5.172.282 612.106 10.530.525 

15089005 Alsleben (Saale), Stadt 44.332 205.933 2.355.906 612.088 182.962 3.401.221 

15089015 Aschersleben, Stadt 359.007 2.459.585 9.436.171 7.231.185 2.197.612 21.683.560 

15089026 Barby, Stadt 213.130 725.698 1.461.870 2.324.336 351.314 5.076.348 

15089030 Bernburg (Saale), Stadt 203.589 2.984.711 21.591.937 9.623.441 3.011.163 37.414.841 

15089041 Bördeaue 50.093 179.520 488.869 446.822 92.138 1.257.442 

15089042 Bördeland 225.420 636.995 1.696.844 2.439.148 207.447 5.205.854 

15089043 Börde-Hakel 94.978 256.769 399.979 837.212 66.776 1.655.714 

15089045 Borne 43.545 84.346 285.127 377.558 25.729 816.305 

15089055 Calbe (Saale), Stadt 112.987 952.649 1.506.396 2.159.943 550.070 5.282.045 

15089075 Egeln, Stadt 61.795 350.483 2.060.349 804.092 199.456 3.476.175 

15089130 Giersleben 51.414 73.166 253.641 259.924 17.155 655.300 

15089165 Güsten, Stadt 85.545 332.778 779.876 1.081.080 151.430 2.430.709 

15089175 Hecklingen, Stadt 224.342 591.607 1.240.794 1.936.095 228.989 4.221.827 

15089185 Ilberstedt 33.528 91.616 660.740 254.482 61.420 1.101.786 

15089195 Könnern, Stadt 255.098 834.958 1.955.690 2.275.293 454.100 5.775.139 

15089235 Nienburg (Saale), Stadt 167.909 513.207 1.720.949 1.730.252 211.395 4.343.712 

15089245 Plötzkau 46.660 85.835 615.523 308.093 15.619 1.071.730 

15089305 Schönebeck (Elbe), Stadt 87.274 2.789.613 9.383.767 8.534.164 2.291.571 23.086.389 

15089307 Seeland, Stadt 150.740 932.381 1.300.378 2.415.098 685.123 5.483.720 

15089310 Staßfurt, Stadt 317.468 2.469.460 12.195.956 6.594.239 1.938.927 23.516.050 

15089365 Wolmirsleben 37.008 112.999 291.878 434.327 25.818 902.030 

15090003 Aland 79.247 126.911 207.191 302.584 20.802 736.735 

15090007 Altmärkische Höhe 84.292 156.627 364.999 476.651 35.364 1.117.933 

15090008 Altmärkische Wische 78.833 77.130 52.021 202.148 4.544 414.676 

15090010 Arneburg, Stadt 33.124 342.370 19.251.004 419.076 316.985 20.362.559 

15090070 Bismark (Altmark), Stadt 296.689 695.887 7.008.146 2.329.441 242.460 10.572.623 

15090135 Eichstedt (Altmark) 40.364 71.932 1.415.685 276.451 46.049 1.850.481 

15090180 Goldbeck 34.767 126.473 954.257 425.257 39.490 1.580.244 

15090220 Hassel 15.664 80.237 252.549 385.217 11.264 744.931 

15090225 Havelberg, Hansestadt 82.876 618.263 1.516.490 1.639.087 272.296 4.129.012 
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15090245 Hohenberg-Krusemark 84.750 107.270 187.390 386.897 41.128 807.435 

15090270 Iden 49.667 66.074 80.579 252.937 27.989 477.246 

15090285 Kamern 38.136 115.146 55.857 303.390 30.008 542.537 

15090310 Klietz 30.998 120.737 240.168 402.214 34.054 828.171 

15090415 Osterburg (Altm.), Hansestadt 234.353 981.928 6.857.987 2.582.446 592.070 11.248.784 

15090435 Rochau 42.771 87.832 135.287 354.851 27.172 647.913 

15090445 Sandau (Elbe), Stadt 13.342 71.627 130.793 231.171 27.985 474.918 

15090485 Schollene 16.375 86.366 99.209 269.867 25.961 497.778 

15090500 Schönhausen (Elbe) 55.097 174.629 344.448 549.072 69.673 1.192.919 

15090520 Seehausen (Altm.) Hansestadt 99.261 486.800 1.311.854 1.215.980 294.007 3.407.902 

15090535 Stendal, Hansestadt 264.167 3.374.375 13.146.321 11.298.537 3.084.917 31.168.317 

15090546 Tangerhütte, Stadt 188.496 980.395 2.537.626 2.990.236 500.411 7.197.164 

15090550 Tangermünde, Stadt 83.601 1.092.550 3.272.839 3.024.498 540.684 8.014.172 

15090610 Werben (Elbe), Hansestadt 56.892 92.066 67.202 197.446 10.236 423.842 

15090631 Wust-Fischbeck 60.454 120.965 538.497 315.953 22.585 1.058.454 

15090635 Zehrental 36.993 74.162 38.972 210.143 11.685 371.955 

15091010 Annaburg, Stadt 148.344 639.201 682.179 1.481.547 212.447 3.163.718 

15091020 Bad Schmiedeberg, Stadt 94.540 840.554 1.188.105 2.205.291 371.577 4.700.067 

15091060 Coswig (Anhalt), Stadt 139.847 1.367.867 4.082.239 3.437.193 775.667 9.802.813 

15091110 Gräfenhainichen, Stadt 41.167 1.166.737 3.368.213 3.316.065 522.758 8.414.940 

15091145 Jessen (Elster), Stadt 235.769 1.584.752 5.152.457 4.006.956 929.569 11.909.503 

15091160 Kemberg, Stadt 191.812 940.997 2.438.526 2.912.843 295.091 6.779.269 

15091241 Oranienbaum-Wörlitz, Stadt 71.113 798.958 1.369.298 2.475.897 531.426 5.246.692 

15091375 Wittenberg, Lutherstadt 167.046 5.094.897 35.096.054 13.489.451 4.318.860 58.166.308 

15091391 Zahna-Elster, Stadt 90.600 882.868 2.635.073 2.724.265 324.665 6.657.471 
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 Summe 386.959.304 
 

15081026 Apenburg-Winterfeld, Flecken -85.114 

15081030 Arendsee (Altmark), Stadt 536.925 

15081045 Beetzendorf 1.067.691 

15081095 Dähre 496.009 

15081105 Diesdorf, Flecken 585.657 

15081135 Gardelegen, Hansestadt 5.539.852 

15081225 Jübar 224.131 

15081240 Kalbe (Milde), Stadt 2.612.920 

15081280 Klötze, Stadt 1.810.844 

15081290 Kuhfelde 449.224 

15081440 Rohrberg 433.251 

15081455 Salzwedel, Hansestadt 6.438.596 

15081545 Wallstawe -108.617 

15082005 Aken (Elbe), Stadt 2.293.303 

15082015 Bitterfeld-Wolfen, Stadt 2.076.571 

15082180 Köthen (Anhalt), Stadt 11.211.638 

15082241 Muldestausee 3.937.450 

15082256 Osternienburger Land 2.673.761 

15082301 Raguhn-Jeßnitz, Stadt 2.984.005 

15082340 Sandersdorf-Brehna, Stadt -2.100.194 

15082377 Südliches Anhalt, Stadt 2.336.987 

15082430 Zerbst/Anhalt, Stadt 7.606.469 

15082440 Zörbig, Stadt -1.157.275 

15083020 Altenhausen 330.160 

15083025 Am Großen Bruch 691.585 

15083030 Angern 584.367 

15083035 Ausleben 787.167 

15083040 Barleben -3.699.398 

15083060 Beendorf 193.011 

15083115 Bülstringen -123.953 

15083120 Burgstall 214.752 

15083125 Calvörde -131.401 

15083130 Colbitz 219.153 

15083190 Eilsleben 688.894 

15083205 Erxleben 193.790 

15083230 Flechtingen -52.381 

15083245 Gröningen, Stadt 1.229.518 

15083270 Haldensleben, Stadt -1.238.061 

15083275 Harbke 766.087 

15083298 Hohe Börde 2.112.380 

15083320 Hötensleben 822.351 

15083323 Ingersleben -15.091 

15083355 Kroppenstedt, Stadt 97.276 

15083361 Loitsche-Heinrichsberg -123.747 

15083390 Niedere Börde 662.176 

15083411 Oebisfelde-Weferlingen, Stadt 4.129.347 

15083415 Oschersleben (Bode), Stadt 7.503.221 
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Anlage 8, S. 8 
 

 

Amtlicher  
Gemeinde- 
schlüssel 

 
Gemeindename 

 

Schlüssel- 

zuweisungen 

FAG 2023 

15083440 Rogätz 720.389 

15083485 Sommersdorf 527.028 

15083490 Sülzetal -1.314.306 

15083505 Ummendorf 366.784 

15083515 Völpke -75.488 

15083531 Wanzleben-Börde, Stadt 3.488.201 

15083535 Wefensleben 623.362 

15083557 Westheide 553.113 

15083565 Wolmirstedt, Stadt 1.200.343 

15083580 Zielitz -254.757 

15084012 An der Poststraße -57.894 

15084013 Meineweh -177.111 

15084015 Bad Bibra, Stadt 652.456 

15084025 Balgstädt 447.376 

15084115 Droyßig 787.812 

15084125 Eckartsberga, Stadt 1.066.001 

15084130 Elsteraue 67.199 

15084132 Finne 547.416 

15084133 Finneland 153.520 

15084135 Freyburg (Unstrut), Stadt 873.642 

15084150 Gleina 464.507 

15084170 Goseck 428.656 

15084207 Gutenborn 53.921 

15084235 Hohenmölsen, Stadt 2.180.815 

15084246 Kaiserpfalz 262.743 

15084250 Karsdorf -160.599 

15084275 Kretzschau 390.752 

15084282 Lanitz-Hassel-Tal 482.112 

15084285 Laucha an der Unstrut, Stadt -335.290 

15084315 Lützen, Stadt -2.546.558 

15084335 Mertendorf -216.334 

15084341 Molauer Land 209.004 

15084355 Naumburg (Saale), Stadt 15.472.065 

15084360 Nebra (Unstrut), Stadt 1.081.018 

15084375 Osterfeld, Stadt -151.627 

15084442 Schnaudertal 366.113 

15084445 Schönburg -118.103 

15084470 Stößen, Stadt 351.634 

15084490 Teuchern, Stadt 2.968.099 

15084550 Weißenfels, Stadt 16.542.517 

15084560 Wethau 246.496 

15084565 Wetterzeube 596.408 

15084590 Zeitz, Stadt 10.491.811 

15085040 Ballenstedt, Stadt 1.831.436 

15085055 Blankenburg (Harz), Stadt 5.921.142 

15085090 Ditfurt 327.752 

15085110 Falkenstein/Harz, Stadt -558.372 

15085125 Groß Quenstedt 388.724 

15085135 Halberstadt, Stadt 18.693.946 
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Anlage 8, S. 9 

 

Amtlicher 
Gemeinde- 
schlüssel 

 
Gemeindename 

 

Schlüssel- 
zuweisungen 

FAG 2023 

15085140 Harsleben 417.237 

15085145 Harzgerode, Stadt 448.814 

15085160 Hedersleben 305.002 

15085185 Huy 1.961.766 

15085190 Ilsenburg (Harz), Stadt 786.448 

15085227 Nordharz 1.901.636 

15085228 Oberharz am Brocken, Stadt 1.007.547 

15085230 Osterwieck, Stadt 1.630.189 

15085235 Quedlinburg, Stadt 9.380.692 

15085285 Schwanebeck, Stadt 294.453 

15085287 Selke-Aue 167.185 

15085330 Thale, Stadt 3.856.369 

15085365 Wegeleben, Stadt 600.927 

15085370 Wernigerode, Stadt 7.356.844 

15086005 Biederitz 1.714.340 

15086015 Burg, Stadt 5.237.695 

15086035 Elbe-Parey 2.827.972 

15086040 Genthin, Stadt 2.305.345 

15086055 Gommern, Stadt 1.472.890 

15086080 Jerichow, Stadt 1.706.716 

15086140 Möckern, Stadt 2.050.339 

15086145 Möser 1.416.944 

15087010 Ahlsdorf 780.307 

15087015 Allstedt, Stadt 2.374.900 

15087031 Arnstein, Stadt 2.096.699 

15087045 Benndorf 948.058 

15087055 Berga -125.690 

15087070 Blankenheim 400.463 

15087075 Bornstedt 479.266 

15087101 Brücken-Hackpfüffel 468.413 

15087125 Edersleben 196.373 

15087130 Eisleben, Lutherstadt 10.646.678 

15087165 Gerbstedt, Stadt 1.501.213 

15087205 Helbra 1.269.357 

15087210 Hergisdorf 747.661 

15087220 Hettstedt, Stadt 4.893.108 

15087250 Kelbra (Kyffhäuser), Stadt 1.446.286 

15087260 Klostermansfeld 581.940 

15087275 Mansfeld, Stadt 2.487.999 

15087370 Sangerhausen, Stadt 11.622.517 

15087386 Seegebiet Mansfelder Land 1.884.474 

15087412 Südharz 1.636.560 

15087440 Wallhausen 693.513 

15087470 Wimmelburg -82.753 

15088020 Bad Dürrenberg, Stadt 3.998.685 

15088025 Bad Lauchstädt, Goethestadt 2.026.566 

15088030 Barnstädt 54.154 

15088065 Braunsbedra, Stadt 2.936.414 

15088100 Farnstädt -157.405 
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Anlage 8, S. 10 
 

 

Amtlicher  
Gemeinde- 
schlüssel 

 
Gemeindename 

 

Schlüssel- 
zuweisungen 

FAG 2023 

15088150 Kabelsketal -1.356.105 

15088195 Landsberg, Stadt -2.606.185 

15088205 Leuna, Stadt -2.916.272 

15088216 Wettin-Löbejün, Stadt 1.716.874 

15088220 Merseburg, Stadt 14.940.410 

15088235 Mücheln (Geiseltal), Stadt 3.094.549 

15088250 Nemsdorf-Göhrendorf -92.932 

15088265 Obhausen 651.464 

15088295 Petersberg -479.456 

15088305 Querfurt, Stadt 1.781.498 

15088319 Salzatal 1.254.282 

15088330 Schkopau -2.216.592 

15088340 Schraplau, Stadt 20.704 

15088355 Steigra -44.670 

15088365 Teutschenthal 535.927 

15089005 Alsleben (Saale), Stadt -333.502 

15089015 Aschersleben, Stadt 9.167.193 

15089026 Barby, Stadt 2.438.518 

15089030 Bernburg (Saale), Stadt 7.972.234 

15089041 Bördeaue 671.582 

15089042 Bördeland 1.619.221 

15089043 Börde-Hakel 769.158 

15089045 Borne 380.381 

15089055 Calbe (Saale), Stadt 2.444.028 

15089075 Egeln, Stadt -366.459 

15089130 Giersleben 471.218 

15089165 Güsten, Stadt 1.274.071 

15089175 Hecklingen, Stadt 2.242.113 

15089185 Ilberstedt 227.191 

15089195 Könnern, Stadt 1.311.407 

15089235 Nienburg (Saale), Stadt 465.357 

15089245 Plötzkau 550.126 

15089305 Schönebeck (Elbe), Stadt 12.301.045 

15089307 Seeland, Stadt 726.216 

15089310 Staßfurt, Stadt 9.221.208 

15089365 Wolmirsleben 410.352 

15090003 Aland 570.236 

15090007 Altmärkische Höhe 605.264 

15090008 Altmärkische Wische 410.993 

15090010 Arneburg, Stadt -533.107 

15090070 Bismark (Altmark), Stadt 2.142.997 

15090135 Eichstedt (Altmark) -123.498 

15090180 Goldbeck 280.658 

15090220 Hassel 226.788 

15090225 Havelberg, Hansestadt 1.418.124 

15090245 Hohenberg-Krusemark 387.542 

15090270 Iden 180.389 

15090285 Kamern 548.426 

15090310 Klietz 742.302 
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Anlage 8, S. 11 

 

Amtlicher  
Gemeinde- 
schlüssel 

 
Gemeindename 

 

Schlüssel- 
zuweisungen 

FAG 2023 

15090415 Osterburg (Altmark), Hansestadt 1.837.867 

15090435 Rochau 263.058 

15090445 Sandau (Elbe), Stadt 263.652 

15090485 Schollene 422.515 

15090500 Schönhausen (Elbe) 754.629 

15090520 Seehausen (Altmark), Hansestadt 1.044.206 

15090535 Stendal, Hansestadt 13.868.974 

15090546 Tangerhütte, Stadt 2.326.774 

15090550 Tangermünde, Stadt 2.846.012 

15090610 Werben (Elbe), Hansestadt 462.961 

15090631 Wust-Fischbeck 401.031 

15090635 Zehrental 359.877 

15091010 Annaburg, Stadt 3.199.041 

15091020 Bad Schmiedeberg, Stadt 2.807.014 

15091060 Coswig (Anhalt), Stadt 1.357.855 

15091110 Gräfenhainichen, Stadt 2.633.021 

15091145 Jessen (Elster), Stadt 1.839.214 

15091160 Kemberg, Stadt 3.090.080 

15091241 Oranienbaum-Wörlitz, Stadt 1.262.007 

15091375 Wittenberg, Lutherstadt 10.833.046 

15091391 Zahna-Elster, Stadt 1.764.935 
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Zu Artikel 4  

(Änderung der Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt) 

 

A. Allgemeiner Teil 

1. Einleitung 

 

Am 14. Dezember 2022 wurde auf europäischer Ebene die „Richtlinie (EU) 2022/2464 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Verord-

nung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hin-

sichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen“ (sog. CSR-Richtlinie oder 

CSRD) beschlossen. Diese soll durch das „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Ände-

rung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 

2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen“ (sog. CSR-

Richtlinie-Umsetzungsgesetz oder CSR-RUG) in deutsches Recht umgesetzt werden. Das 

Gesetzgebungsverfahren hierzu ist noch nicht abgeschlossen. 

 

Mit der Umsetzung der CSRD im CSR-RUG werden u.a. die im HGB niedergelegten Regeln 

für die Lageberichterstattung von großen Kapitalgesellschaften erweitert. Diese sind danach 

verpflichtet ab dem Geschäftsjahr 2024 den Lagebericht um eine sehr umfangreiche Nachhal-

tigkeitsberichterstattung nach den „European Sustainability Reporting Standards (ESRS) zu 

ergänzen. 

 

Bisher sieht die LHO vor, dass das Land Sachsen-Anhalt sich nur an privatrechtlichen Unter-

nehmen beteiligen darf, wenn sichergestellt ist, dass diese ihren Jahresabschluss nach den 

Regeln für große Kapitalgesellschaften aufstellen. Diese Regelung der LHO gilt unabhängig 

von der Unternehmensgröße und betrifft auch mittelgroße, kleine und Kleinstkapitalgesell-

schaften mit Landesbeteiligung. 

 

Aufgrund ihrer Strukturen sind diese kleineren Gesellschaften nicht in der Lage die strengen 

und umfangreichen Anforderungen an eine Nachhaltigkeitsberichterstattung nach ESRS in ei-

nem wirtschaftlich sinnvollen Rahmen zu erfüllen. Seitens des europäischen Richtliniengebers 

und seitens des deutschen Gesetzgebers ist eine Berichtspflicht dieser kleineren Gesellschaf-

ten auch nicht angestrebt; sie ergibt sich jedoch reflexhaft aus der landeshaushaltsrechtlichen 

Verpflichtung zur Berichterstattung nach den Regeln für große Kapitalgesellschaften. 

Durch die angestrebte Änderung der LHO soll dem Land als Gesellschafter die Möglichkeit 

gegeben werden, im Gesellschaftsvertrag eine abweichende Regelung zu treffen und so ein 
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für die Größe und die Art des Geschäftsbetriebs angemessenes Nachhaltigkeitsberichtsformat 

festzulegen. 

 

Entsprechendes gilt für die Änderung des Gesetzes über die Landesanstalt für Altlastenfrei-

stellung (LAFG). Das LAFG verpflichtet die Landesanstalt für Altlastenfreistellung (LAF) zu 

einer Rechnungslegung nach den Regeln einer großen Kapitalgesellschaft. Nach den betrieb-

lichen Kennzahlen entspricht diese aber einer kleineren Größenklasse. Durch die Gesetzes-

änderung soll in der Satzung der LAF, die durch den Verwaltungsrat beschlossen wird, eine 

Abweichung ermöglicht werden. 

 

B. Besonderer Teil 

Zu Nummer 1 (§ 65 Abs. 1 Nr. 4): 

Hier wird geregelt, dass sich der Nachhaltigkeitsbericht bei mittelgroßen und kleinen Unter-

nehmen allein nach dem Gesellschaftsvertrag richtet. Die Kleinstkapitalgesellschaften sind 

nach der Systematik der §§ 267, 267a HGB ein Sonderfall der kleinen Kapitalgesellschaften. 

Dadurch kann in Bezug auf den Nachhaltigkeitsbericht bei diesen Unternehmen von den stren-

gen Vorgaben der Nachhaltigkeitsberichterstattung nach ESRS abgewichen werden. 

 

Im Public Corporate Governance Kodex des Landes (PCGK) sind hierzu einheitliche Richtli-

nien definiert. 

 

Zu Nummer 2 (§ 65 Abs. 7 neu): 

In dieser neu eingefügten Vorschrift wird eine gesetzliche Grundlage dafür geschaffen, dass 

sich die Unternehmensführung neben den gesellschaftsrechtlichen Voraussetzungen auch 

nach dem PCGK des Landes richtet. Hierdurch wird der PCGK auch gesetzlich als maßgebli-

ches Regelwerk für die Unternehmensführung des Landes anerkannt. 

 

Der PCGK des Landes wurde erstmals im Jahr 2013 durch die Landesregierung als Teil A des 

„Handbuchs für das Beteiligungsmanagement des Landes Sachsen-Anhalt“ beschlossen. Im 

Jahr 2019 erfolgte eine erste Überarbeitung. Im Jahr 2025 soll eine zweite Überarbeitung in 

Kraft treten. 
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Zu Artikel 5  

(Änderung des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt): 

 

A Allgemeiner Teil 

Schulen in freier Trägerschaft 

 

Die Novelle soll die Vorgaben aus dem Koalitionsvertrag sowie den Landtagsbeschluss vom 

11.06.2020, der die Landesregierung mit der Erarbeitung einer rechtssicheren und transpa-

renten Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft beauftragt hat, umsetzen. 

 

Auszug aus dem Koalitionsvertrag Sachsen-Anhalt 2020-2026: 

 

„Wir werden, unter Einbeziehung der Vertreter der freien Schulen, ein neues Finanzierungs-

modell für Schulen in freier Trägerschaft entwickeln, welches auskömmlich, rechtssicher, 

transparent und nachvollziehbar gestaltet wird. Als wichtiger Teil des Schulsystems werden 

die Schulen in freier Trägerschaft prozentual anteilig an allen Unterstützungsleistungen und 

Förderprogrammen des Landes, des Bundes und der EU berücksichtigt. Freie Schulträger 

sollen grundsätzlich selbst über den Lehrkräfteeinsatz entscheiden können. Hierfür werden 

die Genehmigungsverfahren zur Einstellung von Lehrkräften und zur Besetzung von Schul-

leitungspositionen an Schulen in freier Trägerschaft vereinfacht. Die Schulaufsicht führt 

stichprobenartige Überprüfungen bezüglich der Vergleichbarkeit der Einstellungsvorausset-

zungen an staatlichen Schulen durch. Im Rahmen der Sicherung der Lernerfolge Ihrer 

Schülerinnen und Schüler können die qualitätssichernden Maßnahmen an Schulen in freier 

Trägerschaft in Abstimmung mit den Trägern eingesehen werden. Zur Bekämpfung des 

Lehrkräftemangels können die Schulen in freier Trägerschaft auch weiterhin Lehrkräfte in 

der zweiten Phase der Lehramtsausbildung (Vorbereitungsdienst) ausbilden und für diese 

Möglichkeit innerhalb der ersten Ausbildungsphase werben. Daneben wird Schulen in freier 

Trägerschaft die Möglichkeit eingeräumt, LiVs über eine Tätigkeit an ihren Schulen zu in-

formieren.“  

 

Die Realisation der Vereinfachung der Genehmigungsverfahren und einer geänderten Ausge-

staltung der Finanzhilfe erfordert umfangreiche gesetzliche Neuregelungen.  

 

In Umsetzung resultieren daraus die folgenden wesentlichen Regelungsinhalte der Novelle: 
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I Vereinfachung der Genehmigungsverfahren 

Durch die in § 16a getroffenen Regelungen sollen die Genehmigungsverfahren für den Einsatz 

von Lehrkräften an Schulen in freier Trägerschaft vereinfacht werden. In Abkehr vom System 

der Erteilung von Unterrichtsgenehmigungen durch das Landesschulamt sollen die Schulträ-

ger zukünftig selbst über das Vorliegen der Voraussetzungen für einen Lehrkräfteeinsatz ent-

scheiden. Wenn der Schulträger nach Prüfung der gesetzlich zu erfüllenden Voraussetzungen 

zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die Lehrkraft die Voraussetzungen für einen Einsatz im 

Schuldienst erfüllt, bedarf es zukünftig nicht mehr der Bestätigung oder der Genehmigung zum 

Unterrichtseinsatz durch die Aufsichtsbehörde. Die von den Lehrkräften zu erfüllenden Vo-

raussetzungen werden im Gesetz eindeutig benannt. Die Schulträger sollen die Qualifikation 

der Lehrkräfte zukünftig eigenverantwortlich prüfen. Hierdurch wird ein schnellerer und ein auf 

längere Sicht planbarer Einsatz mit entsprechenden Vertragsgestaltungen ermöglicht. Den 

Schulträgern wird zudem ermöglicht, sich bei Vorliegen besonders schwer zu beurteilenden 

Qualifikationen und Ausbildungsnachweisen zur Klärung direkt an die zuständige Stelle im 

Landesschulamt zu wenden.  

 

Durch die gesetzliche Änderung erhöht sich die Verantwortung der Schulträger und auch der 

an den Schulen in freier Trägerschaft eingesetzten Schulleitungen. Wichtige Orientierungsvor-

gaben für von den Schulen in freier Trägerschaft durchzuführenden Prüfungen und Bewertun-

gen werden in die SchifT-VO aufgenommen und sind zudem von den Schulträgern in eigener 

Verantwortung den öffentlich zugänglichen Quellen, z.B. den veröffentlichten Einstellungsvo-

raussetzungen für den Schuldienst, zu entnehmen. Offene Fragen können direkt mit den Auf-

sichtsbehörden, z.B. im Ausnahmefall durch eine Prüfung zum Unterrichtseinsatz, geklärt wer-

den. Die Aufsichtsbehörde ist verpflichtet, Stichprobenprüfungen zur Überprüfung der Qualität 

durchzuführen als auch bei Bekanntwerden von Anhaltspunkten für einen nicht ordnungsge-

mäßen Unterrichtseinsatz schnellstmöglich schulfachliche Prüfungen zum Ausbildungsstand 

der eingesetzten Lehrkräfte vorzunehmen. Zur Regelung der Einzelheiten sind in der SchifT-

VO die notwendigen Bestimmungen aufzunehmen. 

 

Mit den Regelungen wird sichergestellt, dass die geänderten Einstellungsvoraussetzungen für 

Lehrkräfte in den öffentlichen Schuldienst auch von den Trägern der Ersatzschulen übernom-

men werden können. Dies betrifft nicht nur die Öffnungen im Schulgesetz, sondern auch die 

gegebenenfalls für Einstellungen in den öffentlichen Schuldienst geänderten Ausschreibungs-

vorgaben.  

 

Nicht vorgeschrieben ist die für das öffentliche Schulwesen vorgesehene Rangfolge der Qua-

lifikationen bei der Einstellung. 
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In § 16a Abs. 1 Satz 1 wird auf die Regelungen für den öffentlichen Schuldienst in § 30 Abs.4 

und Abs. 7 und 8 verwiesen und in Absatz 2 für den Einsatz Lehrkräften mit nichtakademischen 

Abschlüssen auf den öffentlichen Schuldienst.  

 

§ 16a Abs.4 Satz 2 enthält den Hinweis auf mögliche Abweichungen, wenn diese für den öf-

fentlichen Schuldienst möglich sind. Hiermit sollte eine Art „Auffangtatbestand“ vorhanden 

sein, um ggf. weitere Öffnungen nachzuvollziehen. 

 

II Rechtssichere und transparente Ausgestaltung der Finanzierungsregelungen 

Die Höhe der Finanzhilfe für Schulen in freier Trägerschaft ist seit vielen Jahren Gegenstand 

zahlreicher Diskussionen und gerichtlicher Auseinandersetzungen. Weitgehender Konsens 

besteht darüber, die Zuschüsse für Schulen in freier Trägerschaft an den Kosten für staatliche 

Schulen zu orientieren. 

 

Die sich aus Art. 7 Abs. 4 Grundgesetz und Artikel 28 der Verfassung des Landes Sachsen-

Anhalt ergebende staatliche Schutz- und Förderpflicht wird mit dem vorliegenden Gesetzent-

wurf nachgekommen.  

 

Erforderlich ist die Ausgestaltung der Pflicht zum Schutz und zur Förderung derart, dass Neu-

gründungen von Ersatzschulen möglich bleiben. Der Sinn der verfassungsrechtlich garantier-

ten Freiheitsgarantie und der damit ermöglichte schulische Pluralismus wären gefährdet, wenn 

Neugründungen von Schulen keinerlei Aussicht auf Förderung hätten. (BVerfG, Beschluss 

vom 9. März 1994 – 1 BvR 682/88 –, BVerfGE 90, 107-1 ,Juris).  

 

Die Verfassung gebietet keine vollständige Übernahme der Kosten des Ersatzschulwesens, 

vielmehr kann der Staat im Hinblick auf das Förderungsziel (Sicherung der Erfüllung der aus  

Art 7 Abs. 4 S. 3 u 4 GG erwachsenen Genehmigungsanforderungen) nur verpflichtet sein, 

einen Beitrag zu diesen Kosten zu leisten. Dabei darf er sich an den Kosten des öffentlichen 

Schulwesens orientieren (Orientierungssatz Nr.2,BVerfG, Beschluss vom 9. März 1994 – 1 

BvR 682/88–, BVerfGE 90, 107-1 unter Verweis vgl. BVerfG, 1987-04-08, 1 BvL 8/84, BVer-

fGE zur staatlichen Subventionierung privater Ersatzschulen 75, 40<68>, Juris).   

 

Der Gesetzgeber darf bei der Festlegung des Förderniveaus in Rechnung stellen, dass die 

Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft insgesamt auf einem sogenannten „Drei-Säu-

len-Modell“ beruht. Neben der staatlichen Finanzhilfe sind dies die – in den Grenzen des Art.7 

Abs.4 Satz 3 2. HS GG zulässigen – Schulgelder sowie die von den Schulträgern zu erbrin-

https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE002300314/format/xsl?oi=5sc6gPSYYc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE002300314/format/xsl?oi=5sc6gPSYYc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000211103/format/xsl?oi=5sc6gPSYYc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000211103/format/xsl?oi=5sc6gPSYYc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000211103/format/xsl?oi=5sc6gPSYYc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE002300314/format/xsl?oi=5sc6gPSYYc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE002300314/format/xsl?oi=5sc6gPSYYc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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genden Eigenleistungen. Diese können auf unterschiedliche Art und Weise erwirtschaftet wer-

den, etwa durch die Nutzung eigenen Vermögens, beispielsweise eines Schulgebäudes, durch 

den Einsatz aus Einnahmen von kostenpflichtigen Zusatzangeboten, durch Fördervereine, 

Stiftungen, Spenden und Ähnliches sowie - jedenfalls zur Überbrückung - auch durch die Auf-

nahme von Krediten (Thüringer Verfassungsgerichtshof, Urteil vom 21. Mai 2014 – 13/11 –, 

juris Rdnr. 136, BVerfGE 90, 128 [144]; BVerfG, Beschluss vom 4. März 1997 - 1 BvL 26/96 

u.a. – juris Rn. 29). 

 

Zur Umsetzung des Landtagsbeschlusses und der Aufträge aus dem Koalitionsvertrag hat das 

Bildungsministerium beschlossen, eine Erhebung der Kosten für eine Schülerin bzw. einen 

Schüler an einer öffentlichen Schule in Auftrag zu geben, um basierend auf diesen Daten Fi-

nanzierungsregelungen zu entwickeln. Mit dem Bericht „Erstellung einer Matrix für die Berech-

nung der Finanzhilfe für Schulen in freier Trägerschaft in Sachsen-Anhalt“ vom Kompetenz-

zentrum öffentliche Wirtschaft, Infrastruktur und Daseinsvorsorge e.V. (KOWID) wurde der 

oben beschriebene Auftrag umgesetzt. Er wurde dem Bildungsausschuss mit Schreiben vom 

15.05.2024 übersandt und im Bildungsausschuss als Vorlage „8/BIL/34v3 17.05.2025“ bera-

ten. 

 

Die Interessenvertretungen der Schulen in freier Trägerschaft wurden im Rahmen einer im 

Bildungsministerium gegründeten Arbeitsgruppe in die Vorbereitung der Auftragsvergabe und 

den Erstellungsprozess der Datenerhebung und der anschließenden Auswertung einbezogen. 

Gegenstand des vergebenen Auftrags war die Ermittlung der Kosten je Schülerin bzw. je Schü-

ler für die öffentlichen Schulen im Rahmen einer Vollkostenerhebung (Kosten von Land und 

Kommunen für staatliche Schulen) auf Grundlage von statistischen Daten. Unter Vollkosten 

werden sämtliche Kosten für das staatliche Schulwesen verstanden, die beim Land und den 

Kommunen anfallen, unabhängig davon, ob die einzelnen Positionen für die Ermittlung der 

maßgeblichen Finanzhilfe für Ersatzschulen relevant sind. Auf Grundlage dieser Erhebung 

wurden eine Matrix für die transparente Berechnung der Finanzhilfe für Schulen in freier Trä-

gerschaft in Sachsen-Anhalt erstellt. Im Zeitraum von Januar 2021 bis September 2023 fanden 

Beratungen im Rahmen der Arbeitsgruppe sowie ein schriftlicher Austausch von Argumenten 

statt. 

 

Im Rahmen der Beratungen bestand weitgehend Einigkeit über die Erhebung der Daten und 

die Eignung der Matrix als transparentes Arbeitsinstrument zur Berechnung der Finanzhilfe. 

Divergierende Auffassungen gab es hinsichtlich der in die Berechnung der Finanzhilfe einzu-

beziehenden Kosten. Seitens der Vertretungen der Schulen in freier Trägerschaft wird die Ein-

beziehung von Kosten gefordert, deren Einbeziehung seitens des Ministeriums für Bildung für 

https://www.juris.de/r3/document/NJRE000211685/format/xsl?oi=5sc6gPSYYc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000140318/format/xsl?oi=5sc6gPSYYc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000140318/format/xsl/anchor/rd_29?oi=5sc6gPSYYc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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nicht gerechtfertigt erachtet wird, da diese an den Schulen in freier Trägerschaft nicht oder 

wenn, nur in einem geringeren Umfang anfallen. Im Rahmen der Arbeitssitzung wurde den 

Mitgliedern der Arbeitsgruppe die Liste mit den Positionen des Bildungsministeriums vorge-

stellt. Einzelheiten hierzu werden im Rahmen der Begründung zu § 18a dargestellt. Auch so-

genannte Sonderbelastungen der Schulen in freier Trägerschaft sieht das Ministerium für Bil-

dung als nicht untersetzt an. Den Mitgliedern der Arbeitsgruppe wurde im Rahmen von Sitzun-

gen die Funktionsweise der Matrix erläutert und die Möglichkeit eingeräumt, an der übergebe-

nen Matrixdatei eigene Modellierungen vorzunehmen oder Modellierungen anzufragen, die 

dann in Anwesenheit der Vertretungen modelliert wurden. 

  

Die Matrix enthält eine Datensammlung aus öffentlich zugänglichen Quellen und ermöglicht 

eine transparente Nachvollziehbarkeit. Die Auswirkungen möglicher Modellierungen auf die 

Finanzhilfe lassen sich transparent darstellen.  

 

Auf Basis der Ermittlung sämtlicher Kosten von Land und Kommunen für das staatliche Schul-

wesen kann in der Matrix über eine Modellierungsfunktion der Anteil der einzelnen Kostenbe-

standteile festgelegt werden, der in die Bemessungsgrundlage für die Bestimmung der Schü-

lersätze einfließt. Als Schülersätze werden die (modellierten) Kosten einer öffentlichen Schü-

lerin/ eines öffentlichen Schülers bezeichnet. Dazu enthält die Matrix ein Tabellenblatt mit ei-

nem entsprechenden Steuerungsinstrument („Cockpit“), in dem zusammengefasst alle rele-

vanten Kostenarten für staatliche Schulen aufgeführt sind. Den einzelnen Kostenarten können 

dabei entsprechende Anteilwerte zugewiesen werden, anhand derer die jeweiligen Posten in 

der beabsichtigten Höhe in die Bemessungsgrundlage einfließen sollen (vollständig, anteilig 

oder gar nicht). Mit einer Veränderung der Parameter werden automatisch die Berechnungs-

ergebnisse angepasst. Weiterhin kann auf die sich daraus ergebenden Kostenwerte je Schü-

lerin bzw. Schüler eine allgemeine Förderquote angewandt werden, die den Teil der staatli-

chen Schülerkosten im Sinne der Bemessungsgrundlage abbildet, der über staatliche Zu-

schüsse finanziert wird. Der übrige Finanzmittelbedarf ist von den Schulen bzw. den Trägern 

über Schulgelder und ggf. Eigenleistungen zu decken. Für die Festlegung einer Förderquote 

enthält das Tabellenblatt „Cockpit“ ebenfalls entsprechende Modellierungsfelder, so dass 

diese auch variiert werden kann. Darüber hinaus können im „Cockpit“ der Berechnungsmatrix 

weitere Modellierungen im Zusammenhang mit der Kostenermittlung sowie der praktischen 

Ausgestaltung der Ersatzschulfinanzierung vorgenommen werden. Dazu gehören vor allem 

auch die Fortschreibung der Kosten je Schülerin bzw. Schüler sowie die Dynamisierung der 

Schülersätze. Als Orientierung für die Anwendung entsprechender Parameter dazu, werden 
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speziell die jährliche Entwicklung der Kosten je Schülerin bzw. Schüler im staatlichen Schul-

wesen sowie die Entwicklungen im TV-L und des Verbraucherpreisindex Sachsen-Anhalt ab-

gebildet.  

 

Hinsichtlich der Einzelheiten der erhobenen Daten, der angewandten Methode und der in dem 

Bericht aufgezeigten Möglichkeiten zur Modellierung eines Schülersatzes wird auf den Bericht, 

dessen Kurzfassung und die erfolgte Fortschreibung verwiesen.  

 

Die Festlegung der Schülerkostensätze im Gesetz und die gesetzliche Festlegung der Fort-

schreibung der Schülerkostensätze und schließlich die Maßgaben für die schuljährliche Fest-

legung als Schülerkostensätze für die Finanzhilfe bietet den Schulen in freier Trägerschaft 

Planungssicherheit. Bislang kam es aufgrund der im Gesetz festgelegten Parameter für die 

Berechnung der Finanzhilfe zu starken Schwankungen in der Finanzhilfe, die auch zu einer 

Absenkung der Finanzhilfe führte und für die Schulträger keine verlässliche Grundlage war 

(siehe Klassenfrequenz). Nunmehr kann aufgrund der gesetzlichen Festlegung der Werte 

nebst Fortschreibung die Finanzhilfe verlässlich geplant werden.  

 

 

B. Besonderer Teil 

Zu Nummer 2 (§ 16 Abs. 6): 

Die Frage der Schulgeldhöhe steht im Zusammenhang mit dem grundgesetzlich verankerten 

Sonderungsverbot. Die Veröffentlichung der aktuellen Schulgeldordnungen im Internet dient 

der Transparenz. Für Interessierte ist das Internet eine zeitgemäße Möglichkeit, sich über die 

Konditionen zu informieren. Daher soll die Veröffentlichung an einer Stelle erfolgen, an welcher 

die Dokumente leicht auffindbar sind. 

 

Zu Nummer 3  

(§ 16a Abs. 1 bis 3): 

Die in § 16a getroffenen Regelungen dienen der Umsetzung des im Koalitionsvertrag verein-

barten Ziels der Vereinfachung der Genehmigungsverfahren für die Einstellung von Lehrkräf-

ten an Schulen in freier Trägerschaft. Das nunmehr in § 16a geregelte Verfahren stellt eine 

Abkehr vom System der Unterrichtsgenehmigungen dar. Der Einsatz kann nunmehr erfolgen, 

wenn der Schulträger selbst das Vorliegen der Voraussetzungen für einen Einsatz geprüft hat 

und zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die Lehrkraft die Voraussetzungen für einen Einsatz 

erfüllt. 
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In Absatz 1 wird unverändert festgestellt, welche Ausbildungen unmittelbar die Anforderungen 

an eine wissenschaftliche erfüllen und welche diesen im Werte gleichkommen. 

Die für den Einsatz von Lehrkräften vorliegenden Voraussetzung werden im Gesetz benannt 

und sind durch die Schulträger einzuhalten. Verwiesen wird auch auf die in § 30 Abs. 4 eröff-

neten Möglichkeiten. Der Schulträger prüft eigenverantwortlich, ob die Lehrkräfte die genann-

ten Anforderungen erfüllen und entscheidet über den Einsatz im Unterricht. Dies betrifft auch 

den Einsatz nach § 30 Abs. 3. Hierdurch soll ein schnellerer und lauf längere Sicht planbarer 

Einsatz mit entsprechenden Vertragsgestaltungen zwischen Schulträger und Lehrkraft ermög-

licht werden. 

 

Gleichzeitig erhöht sich die Verantwortung der Schulträger und auch der an den Schulen in 

freier Trägerschaft eingesetzten Schulleitungen. 

 

Orientierungsvorgaben für die von den Schulen in freier Trägerschaft durchzuführenden Prü-

fungen und Bewertungen werden in die Verordnung über Schulen in freier Trägerschaft 

(SchifT-VO) aufgenommen. Diese Vorschrift schließt eine Beratung durch die Schulaufsicht 

nicht aus. Von den Voraussetzungen zum Einsatz der Lehrkräfte kann zu Gunsten der Schul-

träger abgewichen werden, wenn diese im öffentlichen Schuldienst auf Grundlage zulässig 

sind. 

 

In begründeten Ausnahmefällen können die Träger auf Antrag bei der Schulbehörde feststel-

len lassen, ob die Voraussetzungen für einen Einsatz als Lehrkraft vorliegen. 

 

Die wissenschaftliche Eignung einer Lehrkraft kann in Ausnahmefällen auch durch gleichwer-

tige Leistungen nachgewiesen werden. Für den Nachweis der Gleichwertigkeit der Ausbildung 

bzw. Leistung sind für den Schulträger größere Möglichkeiten eröffnet, weshalb der Nachweis 

nicht nur durch Zeugnisse und Abschlüsse, sondern auch durch sonstige, eine solche Eignung 

ausweisende Leistungen erbracht werden kann, etwa durch Magistergrade, Diplome oder Pro-

motionen in dem jeweiligen Fachgebiet (hierzu bereits VG Magdeburg, Beschluss vom 8. Sep-

tember 2014 - 7 B 133/14 -, juris Rn. 20, unter Hinweis auf Niehues/Rux, Schulrecht, 5. Aufl., 

Rdnr. 1168). Es genügten beliebige Leistungen, sofern sie nur den von Lehrern im öffentlichen 

Schulwesen im Rahmen ihrer Ausbildung zu erbringenden Leistungen gleichwertig sind (OVG 

NRW, Urteil vom 7. April 1992 - 19 A 3019/91). 

 

(§ 16a Abs. 4): 

In Absatz 4 Satz 1 wird festgelegt, dass der Schulträger die Prüfungen zur Qualifikation der 

Lehrkräfte eigenverantwortlich vornimmt.  
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Diese Verantwortung umfasst auch, die Notwendigkeit von Nachqualifikationen zu prüfen und 

zu veranlassen.  

Der derzeitige Lehrkräftemängel bedingt, dass hinsichtlich der Qualifikation der im öffentlichen 

Schuldienst eingesetzten Lehrkräfte unterschiedliche Ausbildungen, i.d.R. verbunden mit ver-

bindlich zu erbringenden Nachqualifikationen, zulässig sind. Die Voraussetzungen werden lau-

fend angepasst und gehen zum Teil über die Anforderungen hinaus, die für die Lehrkräfte an 

Schulen in freier Trägerschaft schon immer Geltung hatten. In Absatz 3 Satz 2 wird sicherge-

stellt, dass diese Erweiterungen auch auf die Schulen in freier Trägerschaft Anwendung fin-

den. Hierunter fällt auch der Einsatz von Lehrkräften mit nichtakademischen Abschlüssen nach 

dem Deutschen Qualifikationsrahmen, Niveau 6. 

 

Satz 3 ermöglicht es den Schulträgern, sich bei Vorliegen besonders schwer zu beurteilender 

Qualifikationen zur Klärung an das Landesschulamt zu wenden. 

 

Die Ausnahmeregelung in Absatz 3 Satz 3 dient der Unterstützung der Schulen in freier Trä-

gerschaft bei der Beurteilung der Qualifikation bei besonders komplizierten und unklaren Sach-

verhalten.  

 

(§ 16a Abs. 5): 

Das in Absatz 5 geregelte Vorhalten von Unterlagen zu der Qualifikation der eingesetzten 

Lehrkräfte zur jederzeitigen Prüfung ist Voraussetzung der weitgehenden Vereinfachungen 

bezüglich des Einsatzes der Lehrkräfte. Die Aufsichtsbehörde ist sowohl verpflichtet, Stichpro-

benprüfungen zur Überprüfung der Qualität durchzuführen als auch bei Bekanntwerden von 

Anhaltspunkten schnellstmöglich qualifizierte Prüfungen zum Ausbildungsstand der eingesetz-

ten Lehrkräfte vorzunehmen.  

 

Zur Regelung der Einzelheiten werden in der SchifT-VO die notwendigen Bestimmungen auf-

genommen.  

 

Die SchifT-VO wird des Weiteren zur Orientierung für die Schulen in freier Trägerschaft An-

haltspunkte für die durchzuführenden Prüfungen enthalten und anzulegenden Qualitätsmaß-

stäbe festschreiben.  
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(§ 16a Abs. 6): 

Die in Absatz 6 geregelte Verpflichtung zur unverzüglichen Anzeige des Einsatzes und des 

Ausscheidens der eingesetzten Lehrkräfte ist für die Wahrnehmung der aufsichtsrechtlichen 

Pflichten notwendig. 

 

(§ 16a Abs. 7): 

Absatz 7 legt fest, unter welchen Voraussetzungen der Einsatz einer Lehrkraft untersagt wer-

den kann.  

 

(§ 16a Abs. 8 und 9): 

Die neuen Absätze 8 und 9 entsprechen den bisherigen Absätzen 4 und 5. 

 

Zu Nummer 4 (§§ 16b und 16c): 

§ 16b entspricht der alten Regelung aus dem bisherigen § 16a Abs. 2 Sätze 3 bis 6. Bereits 

diese räumte den Schulträgern einen weitereichenden Gestaltungsspielraum zur Zusammen-

setzung des Schulleitungsgremiums, wie den Einsatz von Personen mit Verwaltungserfah-

rung. Zur Verbesserung der Übersichtlichkeit wird ein eigenständiger Paragraf geschaffen. In 

Satz 5 wurde klarstellend aufgenommen, dass des sich um eine Vertretung in Belangen der 

Schule handelt. Erweitert wurde die Voraussetzung einer dreijährigen Unterrichtstätigkeit um 

die Vorgabe der Schulform, für die die Bestellung erfolgen soll. Dieses Kriterium soll aufgrund 

der weiten Öffnungen für die Lehrkräftequalifikation sicherstellen, dass ausreichende Exper-

tise für die Schulform an der Schule vorhanden ist. Die Formulierung „in der Regel“ erlaubt in 

Einzelfällen bei guter Begründung Abweichungen. 

 

§ 16c dient der Umsetzung der aufsichtsrechtlichen Verpflichtung der Qualitätssicherung der 

Schulen in freier Trägerschaft. Die Neuregelung beinhaltet weitreichende Änderungen für die 

Schulträger. Deren Auswirkungen auf die Schulen in freier Trägerschaft im Hinblick auf die 

Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen müssen nach einem gewissen Zeitraum über-

prüft werden. 

 

Auswirkungen der Übertragung der Prüfung der Qualifikation sämtlicher Lehrkräfte, also auch 

der von Seiteneinsteigenden, wie auch die Prüfung und Begleitung notwendiger Nachqualifi-

zierungen und ein der Qualifikation entsprechender Einsatz sind im Hinblick auf die Qualitäts-

sicherung der im Grundgesetz, der Landesverfassung und im Schulgesetz vorgegebenen Ge-

nehmigungsvoraussetzungen zu prüfen. Überprüft werden sollen auch die Auswirkungen des 

Wegfalls der Regelung zur Vorlage von Arbeitsverträgen bei Änderungen. Es wird auch zu 
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prüfen sein, inwieweit Regelungen, die auch bedingt durch den Lehrkräftemangel getroffen 

wurden, weiterhin Bestand haben müssen. 

 

Zu Nummer 5  

Zu Buchstabe a) (§ 17 Abs.1): 

Aufgrund von Kontroversen bei der Anwendung der Norm wurde zur Klarstellung das Wort 

„beanstandungsfrei“ eingefügt.  

 

Zu Buchstabe b) (§ 17 Abs. 4): 

Weggefallen. Die Regelungen dieses Absatzes bilden nun den neuen § 17a.  

 

Zu Nummer 6 (§ 17a): 

Die bereits bestehenden Verordnungsermächtigungen wurden übersichtlicher gestaltet, in ei-

nem eigenen Paragrafen zusammengefasst und an die neue Rechtslage angepasst. Insbe-

sondere ist es notwendig, Ermächtigungen für das Verfahren aufzunehmen, in dem die Schul-

träger nun eigenverantwortlich handeln müssen. 

 

Nummer 1 Buchst. a bis e enthalten die Verordnungsermächtigungen aus dem bisherigen § 

17 Abs. 4 Nr. 1 Buchst. a bis e. Nummer 1 Buchst. f entspricht der bisher in § 17 Abs. 4 Nr. 7 

enthaltenden VO-Ermächtigung. Nummer 1 Buchst. g entspricht dem bisherigen § 17 Abs. 4 

Nr. 3 und wurde an den neuen Wortlaut des § 16 Abs. 6 angepasst. 

 

Die neue Nummer 2 enthält die bisherige Ermächtigung des § 17 Abs. 4 Nummer 8. 

 

Die neue Nummer 3 ersetzt hinsichtlich der Anforderungen an die wissenschaftliche Ausbil-

dung der Lehrkräfte die bisherige Nummer 2 des § 17 Abs. 4.  

 

Die neue Nummer 4 ermöglicht es, in der SchifT-VO Regelungen und Hinweise zu einzuhal-

tenden Standards hinsichtlich Ausbildung und Prüfungen von Lehrkräften zu treffen.  

 

Nummer 5 bezieht sich, wie die bisherige § 17 Abs. 4 Nr. 6, auf das Prüfverfahren und die von 

den Schulträgern vorzuhaltenden Unterlagen.  

 

Die neue Nummer 6 ermöglicht Regelungen des Anzeigeverfahrens zum Lehrkräfteeinsatz 

und des Verfahrens der Untersagung des Einsatzes von Lehrkräften. Diese Ermächtigung ist 

aufgrund des Wegfalls des Genehmigungsverfahrens notwendig.  
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Die Verordnungsermächtigung in Nummer 7 ermöglicht eine nähere Regelung zur vorgesehe-

nen Evaluierung nach § 16c.  

 

Die Ermächtigungsgrundlage in Nummer 8 entspricht der bisherigen Ermächtigungsgrundlage 

in Nr. 8 in § 17 Abs. 4 zur Anerkennung und deren Widerruf.  

 

Zu Nummer 7  

Zu Buchstabe a) und b) (§ 18 Absatz 1 und 2): 

Die Voraussetzungen für die Gewährung der Finanzhilfe in § 18 Abs. 1 Satz 1 werden ohne 

Änderung übernommen. Diese Regelung hat sich bisher bewährt und ist auch erforderlich, da 

eindeutig erkennbar sein muss unter welchen Voraussetzungen Finanzhilfe zu gewähren ist. 

Die Setzungen für die vorzeitige Finanzhilfe bleiben bis auf Anpassungen beim Adressaten-

kreis unverändert. Es wird ein neuer Satz 2 eingefügt, welcher die Grundlage, der die in § 18a 

Absätze 2 bis 4 näher definierten Setzungen für die Finanzhilfe beschreibt. 

 

Der bisherige Satz 2 wird mit Änderungen in einen eigenen Absatz 2 überführt. Änderungen 

sind in Bezug auf den Adressatenkreis der vorzeitigen Finanzhilfe erfolgt. Die bisherige Rege-

lung zur vorzeitigen Finanzhilfe ist weit gefasst. Nach aktuellem Stand verfügt Sachsen-Anhalt 

über eine ausreichende und vielfältige Schullandschaft der Schulen in freier Trägerschaft, ins-

besondere auch im Bereich der Berufsbildenden Schulen, sodass die Regelung zur vorzeitigen 

Finanzhilfe in dem bisherigen Umfang nicht mehr erforderlich ist. Daher erfolgt eine Einschrän-

kung dahingehend, dass zukünftig vorzeitige Finanzhilfe nur gewährt werden kann, wenn der 

Träger einer allgemeinbildenden Schule bereits eine anerkannte Schule derselben Schulform 

führt. Für allgemeinbildende Schulen, deren Träger bislang Träger einer anderen in § 3 Abs. 

2 Nr.1 aufgeführten Schulform sind und für Träger Berufsbildender Schulen entfällt damit die 

Möglichkeit zur Antragstellung für eine vorzeitige Finanzhilfe. 

 

In den Kreis der für eine Antragstellung berechtigten Schulträger werden Schulträger aufge-

nommen, die in einem anderen Bundesland eine anerkannte Ersatzschule führen, an der ein 

Abschluss eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder ein von den Ländern als Hoch-

schulzugangsberechtigung anerkannter internationalen Abschluss erreicht werden kann.  

Hiermit soll das Vorhalten eines attraktiven Schulangebotes für den erwarteten Anstieg des 

Anteils der internationalen Bevölkerung im Land gefördert werden. 

 

Für Ergänzungsschulen nach den §§ 18b ff ist weiterhin keine Gewährung von Finanzhilfe 

vorgesehen.  
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Zu Buchstabe c) (§ 18 Abs. 3): 

Die Regelungen des bisherigen § 18 Abs. 2 werden in Absatz 3 übernommen.  

Die Regelung des bisherigen Absatzes 2 hat sich bewährt. Die Sätze 1 und 2 werden unver-

ändert übernommen. Sollten genehmigte Ersatzschulen, die einen international anerkannten 

allgemeinen Schulabschluss anbieten, keine Anerkennung beantragen, wären auch diese 

nach dreijährigem ununterbrochenem beanstandungsfreiem Betrieb von der Regelung erfasst. 

Zu der Vermeidung von Missverständnissen hinsichtlich der Folgen eines unterbrochenen 

Schulbetriebes wurde zu der Voraussetzung „ununterbrochen“ in einen neuen Satz 3 aufge-

nommen, dass nach einer Unterbrechung die Frist von Neuem zu laufen beginnt. Mit der Er-

gänzung wird klargestellt, dass ein Bezug zwischen § 18 Abs.3 Satz 1 und Satz 2 besteht und 

somit für Schulträger, die den Betrieb mit Beanstandungen geführt haben oder der Betrieb 

unterbrochen wurde, kein Automatismus mit Anspruch auf Finanzhilfe nach Ablauf von drei 

Jahren eintritt. Dieses gilt auch, wenn ein Trägerwechsel stattfindet. In der SchifT-VO werden 

aufgrund der VO-Ermächtigung in § 18a Abs. 8 Satz 1 Nr.1 entsprechende Erläuterungen auf-

genommen. Der Betrieb muss im Sinne von Satz 1 in den drei Jahren beanstandungsfrei und 

ohne Unterbrechung erfolgt sein, um Finanzhilfe erhalten zu können.  

 

Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden unverändert die Absätze 4 und 5. 

 

Zu Nummer 8  

(§ 18a Abs. 1): 

In Satz 1 wird festgelegt, dass die Berechnung des Umfangs der Finanzhilfe für allgemeinbil-

dende und berufsbildende Schulen in freier Trägerschaft künftig auf der Grundlage bestimmter 

Daten aus der Schulstatistik, der Haushaltsrechnung des Landes und der Jahresrechnungs-

statistik der Kommunen erfolgen wird. In Satz 2 werden die einbezogenen Kosten benannt, im 

Satz 3 die notwendige Bereinigung leistungs- und periodenfremder Kosten geregelt und erläu-

tert. Satz 4 regelt die Ergänzung unzureichender Kostenpositionen. Satz 5 regelt, wie die tat-

sächlichen schulformbezogenen Personalkosten bestimmt werden. 

 

Das Ministerium für Bildung hat zur Förderung der Transparenz die zum Zeitpunkt der Auf-

tragsausführung vorliegenden Daten vom Kompetenzzentrum Öffentliche Wirtschaft, Infra-

struktur und Daseinsvorsorge e.V. (KOWID) zunächst in einer Matrix zusammenstellen lassen:  

 Jahresrechnung Landeshaushalt Einzelplan 07 Ministerium für Bildung Jahre 2018 bis 2021 

 Einnahmen und Ausgaben der kommunalen Schulträger für die Jahre 2011 bis 2020 

 Daten der Schulstatistik der Schuljahre 2017/2018 bis 2021/2022 
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Dem nachfolgenden Schema kann die Vorgehensweise im Zuge der Kostenermittlung ent-

nommen werden, die KOWID für die Erstellung der Matrix erarbeitet hat. 

 

 
 

Das Ministerium für Bildung hat die Datensammlung der Matrix nach Vorliegen der Daten für 

weitere Jahre fortgeschrieben: 

 Jahresrechnung Landeshaushalt Einzelplan 07 Ministerium für Bildung Jahre 2018 bis 2023 

 Einnahmen und Ausgaben der kommunalen Schulträger für die Jahre 2011 bis 2022 

 Daten der Schulstatistik der Schuljahre 2017/2018 bis 2023/2024 

 

Das Kompetenzzentrum Öffentliche Wirtschaft, Infrastruktur und Daseinsvorsorge e.V. (KO-

WID) wurde beauftragt, die Fortschreibung der Daten durch das Ministerium für Bildung zu 

prüfen, um eine verlässliche Grundlage für die Berechnungen zu haben. 

 

Die gemäß Satz 2 Nummer 1 zu berücksichtigenden Personalausgaben des Landes Sachsen-

Anhalt für Lehrkräfte, pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie das Betreuungs-

personal an öffentlichen Schulen, werden in den schulformbezogenen Kapiteln des Einzel-

plans 7 der Haushaltsrechnung ausgewiesen. Hinsichtlich der Kostenarten kann hier grund-

sätzlich eine Differenzierung zwischen den Kosten für verbeamtete Lehrkräfte, den Arbeitneh-

merentgelten sowie den sonstigen Personalkosten (z.B. Entgelte für Vertretungs- und Aus-

hilfskräfte, Honorarkräfte) vorgenommen werden. Zu den Einzelheiten der einbezogenen 
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schulformbezogenen Kapitel, erfassten und nicht erfassten Personalausgaben der Haupt-

gruppe 4 sowie dem Umgang mit dem Sondervermögen „Pensionsfonds des Landes Sachsen-

Anhalt“ wird auf Anlage 1 der Begründung verwiesen. 

 

Neben den Personalkosten des Landes werden gemäß Satz 2 Nummer 2 auch Sach- und 

Verwaltungsaufwandskosten (sogenannte Overheadkosten) berücksichtigt. Dazu gehören 

u.a. die Kosten für das Bildungsministerium (anteilig für den Schulbereich), das Landesschul-

amt, die Lehreraus- und Fortbildung sowie die Sachkosten für Schulen in Trägerschaft des 

Landes. Zu den Einzelheiten der einbezogenen schulformbezogenen und schulformübergrei-

fenden Kapitel sowie außerhalb des Einzelplans 7 entstehenden Verwaltungsaufwandskosten 

des Einzelplans 4, wird auf Anlage 2 der Begründung verwiesen. 

 

Nach Satz 2 Nummer 3 werden die Sachkosten der kommunalen Schulträger berücksichtigt. 

Die hierzu zählenden Positionen, die heranzuziehende Datengrundlage (Produktbereiche), die 

vorgenommene Unterscheidung zwischen schulformbezogenen und schulformübergreifenden 

Produktgruppen und die vorgenommene Aufbereitung der Daten können der Anlage 3 der 

Begründung entnommen werden. Des Weiteren kann der Anlage 3 ein Schema zur Berech-

nung des Zuschussbedarfs der laufenden Rechnung entnommen werden. 

 

Um die im Rahmen der Analyse erforderliche Kostenperspektive einnehmen zu können, ist 

daher in einem zweiten Schritt eine Umwandlung in Kostenpositionen erforderlich. Unter Kos-

ten wird dabei der Werteinsatz bzw. Werteverzehr zur Leistungserstellung innerhalb einer be-

stimmten Rechnungsperiode verstanden (= periodischer Ressourcenverbrauch). 

 

Nach dem Satz 3 bedarf es im Zuge der Umwandlung der Zahlungen in Kostenpositionen 

zunächst einer Bereinigung um leistungs- und periodenfremde Posten, d. h. um diejenigen 

Ausgaben/Auszahlungen und Einnahmen/Einzahlungen, die nicht zu Aufwendungen führen 

bzw. keinen leistungsbezogenen Ressourcenverbrauch oder Erlöse darstellen. 

 

Dieses erfolgt schulformbezogen. Schulformbezogen bedeutet, dass die in den Datengrund-

lagen ausgewiesenen Zahlungen bzw. Kosten einer spezifischen Schulform zugeordnet wer-

den können. Dagegen beziehen sich die sogenannten schulformübergreifenden Kosten auf 

mehrere oder alle Schulformen. In diesem Fall ist eine entsprechende Aufteilung im Rahmen 

der Modellierung vorzunehmen (horizontale Dimension). Für alle drei Komponenten werden 

im Folgenden die jeweiligen Datengrundlagen sowie die erforderlichen Berechnungsschritte 

im Zuge der Kostenermittlung dargestellt (siehe Anlage 4 der Begründung).  

 



 

Seite 58 von 125 
 

Gemäß Satz 5 ist eine Ergänzung von Kostenpositionen erforderlich, die in den verfügbaren 

Datengrundlagen nicht oder nur unzureichend abgebildet werden. Von zentraler Bedeutung 

sind dabei vor allem die Versorgungsleistungen für Beamte auf der Landesebene sowie die 

Immobilienkosten bzw. die sogenannten kalkulatorischen Kosten (z. B. Abschreibungen) auf 

der Ebene der kommunalen Schulträger. Für diese Kostenpositionen sind geeignete Berech-

nungsverfahren entwickelt worden. 

 

Satz 6 regelt, dass für die Bestimmung der tatsächlichen schulformbezogenen Personalkosten 

der tatsächliche Personaleinsatz der Beschäftigten je Schulform zugrunde zu legen ist. Damit 

wird ausgeschlossen, dass Planungsgrößen in die Berechnung der Schülersätze einfließen. 

 

(§ 18a Abs. 2): 

Die in Absatz 1 verwendeten Datenquellen (Haushaltsrechnung des Landes, Jahresrech-

nungsstatistik der Kommunen), weisen die Daten nur in einer relativ groben Untergliederung 

nach Schulformen aus, so dass für die Aufbereitung der Daten eine tiefergehende Ausdiffe-

renzierung der schulformbezogenen Kosten erforderlich ist. Daneben sind auch die schulform-

übergreifenden Kosten den einzelnen Schulformen und Bildungsgängen zuzuordnen. Ziel die-

ser Kostenaufteilung im Rahmen der sogenannten horizontalen Dimension ist damit praktisch 

die Abbildung der wesentlichen Struktur des staatlichen Schulsystems in Sachsen-Anhalt. Zu-

gleich soll dadurch eine zielgerichtete Zuordnung von Schülersätzen im Rahmen der Ersatz-

schulfinanzierung ermöglicht werden. Dabei ist speziell im Bereich der berufsbildenden Schu-

len die relativ große Heterogenität der Bildungsgänge zu beachten, die sich im Hinblick auf die 

verschiedenen Berufe und Fachrichtungen, die Ausbildungsdauer sowie die Voll- bzw. Teil-

zeitform ergibt. 

 

Absatz 2 regelt deshalb, dass die schulformbezogenen Kosten nach der Haushaltsrechnung 

des Landes und der Jahresrechnungsstatistik der Kommunen vollständig auf die für die Be-

rechnung der Finanzhilfe benötigten Schulformen und Bildungsgänge aufzuteilen sind. Die 

schulformübergreifenden Kosten sind den einzelnen Schulformen und Bildungsgängen zuzu-

ordnen. Dazu sind die Unterrichtsbedarfe und die Schülerzahlen heranzuziehen. 

 

Die Basis der Kostenaufteilung gemäß der Datengrundlagen, die Vorgehensweise im Rahmen 

der Kostenaufteilung, die Vorgehensweise zur Ermittlung des Personalkostenanteils und des 

Sachkostenanteils, die Differenzierung der Schulformen und Bildungsgänge, insbesondere die 

Aufteilung der schulformübergreifenden Kosten von Land und Kommunen einerseits und die 

Allgemeine Differenzierung der Schulformen auf Grundlage der Schulstatistik andererseits, 

können der Anlage 4 entnommen werden. 
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(§ 18a Absatz 3): 

In der neuen Fassung von Absatz 3 wird beschrieben, wie die vergleichbaren Kosten für die 

Finanzhilfe für Schulen in freier Trägerschaft bestimmt werden. Dazu werden von den Kosten 

der öffentlichen Schulen diejenigen Kosten in Abzug gebracht, die an Schulen in freier Träger-

schaft nicht oder nicht im gleichen Umfang anfallen oder für die es keinen Anspruch auf Fi-

nanzhilfe gibt. 

 

Das betrifft: 

1. Kosten für die Schülerbeförderung 

2. Kosten für die eingesetzten Vollzeitäquivalente bei pädagogischen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern an Grundschulen sowie bei pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern und Betreuungskräften an Förderschulen 

3. die Verwaltungsaufwandskosten von Land und Kommunen 

4. Kosten für die Zusatzbedarfe, Anrechnungen, Stunden außerhalb der Stundentafel  

5. Kosten für Beschäftigte in der Freistellungsphase 

 

Es erfolgt ein Kostenausgleich, der berücksichtigt, dass die unmittelbaren Kosten von verbe-

amteten Lehrkräften geringer sind als die von tarifbeschäftigten Lehrkräften und man die Kos-

ten für die Zeit nach dem aktiven Schuldienst außer Betracht lassen kann, da solche an Schu-

len in freier Trägerschaft nicht anfallen. 

 

Zu Satz 2 Nr. 1 

Die Kosten für die Schülerbeförderung gehen nicht in die vergleichbaren Kosten ein. Die 

Kosten der Schülerbeförderung betragen 2022 90.930.166 Euro. Diese Kosten sind im Bericht 

in den Sachkosten der Kommunen eingeordnet. 

 

Es handelt sich um Ausgaben, die sowohl den Schulen in öffentlicher Trägerschaft als auch 

den Schulen in freier Trägerschaft zugutekommen. Die eingesetzten Mittel sind deshalb bei 

den vergleichbaren Kosten für die Finanzhilfe nicht zu berücksichtigen. 

 

Das Statistische Bundesamt bezieht die Kosten der Schülerbeförderung bei den Ausgaben je 

Schülerin/Schüler von vornherein nicht ein, weil diese Kosten anderen Haushaltsbereichen als 

dem Bereich Schule zugeordnet werden. 
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Zu Satz 2 Nr. 2 

Es werden 80% der im vorangegangenen Schuljahr eingesetzten Vollzeitäquivalente bei pä-

dagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern (PM) an Grundschulen sowie bei pädagogi-

schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und Betreuungskräften an Förderschulen (BK) bei den 

vergleichbaren Kosten berücksichtigt. 

 

- PM an Grundschulen 

Für PM an Grundschulen beträgt die maximal mögliche durchschnittliche regelmäßige Arbeits-

zeit 34 Wochenstunden. Fast alle PM sind mit diesem Beschäftigungsumfang tätig. 

 

Im Folgenden geht man gedanklich davon aus, dass die PM nur mit 80% der Arbeitszeit von 

34 Wochenstunden, d.h. 27,2 Wochenstunden, zur Verfügung stehen. Zu den 27 Wochen-

stunden käme bei 6 Ferienarbeitstagen eine Ferienumlage von 3 Wochenstunden an den 

Schultagen und den 6 Ferienarbeitstagen hinzu. Weiter wird angenommen, dass die PM, wie 

in SN und TH bei dieser Arbeitszeit üblich, eine bis zwei Wochenstunden SN bzw. eine Wo-

chenstunde TH für individuelle Vor- und Nachbereitung erhalten. Dann ergibt sich an Schulta-

gen und an den 6 Ferienarbeitstagen eine Arbeitszeit von 

 

WoStd.

27 80% der Vollbeschäftigung mit 34 WoStd

 +3 Ferienumlage bei 27 WoStd regelmäßige wöchentl. Arbeitszeit und 6 Ferienarbeitstagen

 - 1 …2 individuelle Vor- und Nachbereitungszeit (SN 2, TH 1 WoStd)

= 28 … 29 mögliche Präsenszeit an Schultagen  
 

Das wären immer noch mehr Wochenstunden als die Öffnungszeit der Verlässlichen 

Grundschule von 5 Tage x 5,5 h = 27,5 h. 

 

ST: Ferienumlage: Bei der ganzjährigen Beschäftigung wird Arbeitszeit von Schulferientagen 

auf die Schultage auf der Grundlage einer Dienstvereinbarung umgelegt. Dabei werden 6 

Ferienarbeitstagen einbezogen und Jahresurlaub in den Ferien unterstellt. 

 

TH: 2021 wurden Möglichkeiten eröffnet, den individuellen Beschäftigungsumfang zu erhö-

hen. Ausweislich des Statistik im Landesportal des TKM beträgt im SJ 2023/23 der durch-

schnittliche Beschäftigungsumfang in Horten 78% (2023/24 GS: 2.914 TZB, 32 VB 2.300 

VZÄ). In der VVOrg 2023/24 findet sich folgende Festlegung: „Die regelmäßige Arbeitszeit der 

Erzieher an den Schulhorten der Grund- und Gemeinschaftsschulen beträgt bei Vollbeschäf-

tigung 40 Wochenstunden. Davon wird eine Wochenstunde für die persönliche Vor- und Nach-

bereitung angerechnet. Die verbleibende Arbeitszeit ist die Präsenszeit im Schulhort.“ 

 

SN: Nach Nr. 2.1 Vorwort zum EPI. 05 für 2019 „Zur weiteren Verbesserung der Qualität in 

der Kindertagesbetreuung wird ab dem 1. Juni 2019 jeder pädagogischen Fachkraft mit einer 

Wochenarbeitszeit von mindestens 34 Stunden ein wöchentliches Zeitbudget von zwei 

Stunden für mittelbare pädagogische Tätigkeit (Vor- und Nachbereitungszeit) gewährt sowie 
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jeder pädagogischen Fachkraft mit einer Wochenarbeitszeit von mindestens 22 Stunden ein 

wöchentliches Zeitbudget von einer Stunde. 

Das gilt auch weiterhin. Im Epl. 05 2023/24 erfolgt in Nr. 2.1 die finanzielle Absicherung des 

Zeitbudgets für die mittelbare pädagogische Tätigkeit. 

 

- PM und BK an Förderschulen 

Analog der vorstehenden Betrachtung: Geht man von 80% der Arbeitszeit von 40 

Wochenstunden bei Einbeziehung der Ferienumlage und einer Zeit für persönliche Vor- und 

Nachbereitung aus, dann ergibt sich an Schultagen und an den 6 Ferienarbeitstagen eine 

Arbeitszeit von  

 

WoStd.

32 80% der Vollbeschäftigung mit 40 WoStd

 + 4 Ferienumlage bei 32 WoStd regelmäßige wöchentl. Arbeitszeit und 6 Ferienarbeitstagen 

- 1 …2 individuelle Vor- und Nachbereitungszeit (SN 2, TH 1 WoStd)

= 34 … 35 mögliche Präsenszeit an Schultagen  
 
Auch mit der reduzierten Wochenstundenzahl könnten die PM und BK die schulische Arbeit 

ohne Einschränkungen wahrnehmen. 

 

Das Argument, man habe an Schulen in freier Trägerschaft eine andere Beschäftigungs-

situation, ändert nichts an der Betrachtung. Grundlage der Finanzhilfe ist der Einsatz der PM 

und BK an den öffentlichen Schulen. 

 

- Vorgesehene Regelung wird derzeit bereits angewendet 

Die Vorstellungen zur Berücksichtigung der Arbeitszeit der PM und BK bei der Finanzhilfe sind 

nicht neu und finden sich bereits bei der derzeitigen Berechnung der Finanzhilfe § 18a Abs. 4 

SchulG: 

„(4) Bei der Ermittlung des Personalkostenzuschusses für pädagogische Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter an Grundschulen sowie für pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Be-

treuungskräfte an Förderschulen wird jeweils ein Anteil von 80 v. H. der im vorangegangenen 

Schuljahr an den entsprechenden öffentlichen Schulen je Schüler eingesetzten Vollbeschäf-

tigteneinheiten zugrunde gelegt. Für die Ermittlung des Jahresentgeltes gilt die Regelung für 

Lehrkräfte entsprechend. Vom Jahresentgelt werden 92 v. H. berücksichtigt. Bei Grundschu-

len wird der Zuschuss nur gewährt, wenn ein Nachweis über den entsprechenden Personal-

einsatz erbracht worden ist.“ 

 

Zu Satz 2 Nr. 3 

Die Verwaltungsaufwandskosten von Land und Kommunen werden bei den vergleichbaren 

Kosten anteilig berücksichtigt. 

 



 

Seite 62 von 125 
 

Bei der Kostenbetrachtung ist jeweils die Frage zu beantworten, welche Kosten bzw. welche 

Kostenanteile in die vergleichbaren Kosten eingehen. Die einzelnen Schritte folgen der Syste-

matik des KOWID Berichtes. 

 

- Umfang der Overhead- und Sachkosten Land 

Eine sehr ausführliche Betrachtung und Bewertung von Overheadkosten in Verbindung mit 

Schule findet sich im Referentenentwurf zum Sächsischen Gesetz über Schulen in freier 

Trägerschaft (/1/ 2015). Die Rechtslage in Sachsen machte es erforderlich, die Sachkosten 

konkret zu ermitteln. Eine pauschale Berücksichtigung wurde durch Rechtsprechung des 

Sächsischen OVG verworfen, weil die schulgesetzlichen Regelungen der Sachkosten dies 

nicht zuließen (andere Ausgangslage in ST!). Zur Umsetzung der Rechtsprechung wurde 

seitens des SMK ein erheblicher Aufwand betrieben. 

 

Die Ergebnisse wurden einer unabhängigen gutachterlichen Bewertung (/2/)) unterzogen. Da-

nach sind verschiedene Veränderungen an den Berechnungen vorgenommen worden, 

erstmals mit den SKS 2021/22. Eine Beschreibung findet sich im Haushaltsbegleitgesetz 

2021/2022 im Artikel „Schulen in freier Trägerschaft" (/3/). 

 

Die Aktualisierung der Berechnungen ist eine ständige, umfangreiche Aufgabe, für die u.a. 

auch die Stellenausstattung im Statistischen Landesamt Sachsen erweitert wurde. 

 

Aufgrund gleichartiger Sachverhalte sind die Einschätzungen in den sächsischen 

Abhandlungen sehr gut geeignet, im Folgenden orientierend herangezogen zu werden. 

 

- Ministerium für Bildung (0701) 

„Das Sächsische Staatsministerium für Kultus erfüllt bildungspolitische 

Steuerungsaufgaben für das sächsische Schulwesen als Ganzes. Sowohl Schulen in 

öffentlicher als auch in freier Trägerschaft sind von dieser Aufgabe erfasst. Die 

diesbezüglichen Ausgaben sind bei der Berechnung des Gesamtbedarfes für Schulen in 

freier Trägerschaft nicht zu berücksichtigen (/1/)." 

 

Ergebnis: wie SN, vergleichbare Kosten = 0 

 

- Landesschulamt (0706 ohne Vorbereitungsdienst) 

Bei der unabhängigen gutachterlichen Bewertung hat es folgenden Vorschlag gegeben (/2/ 

Empfehlung 7): Die zu berücksichtigenden Ausgaben des Landesamtes für Schule und 

Bildung sollen im Verhältnis der Schülerzahl aufgeteilt werden. 
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Um eine kostenintensive, umfassende externe Betriebsuntersuchung zu vermeiden, die 

zudem auch regelmäßig wiederholt werden müsste, schließt sich das SMK dem Votum des 

Gutachters an. Auch die Landesarbeitsgemeinschaft von Schulen in freier Trägerschaft 

Sachsen bewertet diesen Vorschlag positiv. 

 

Ergebnis: Bei der Bestimmung des Anteils wird die Schülerzahl in ST umgerechnet auf 

2023 

 

ST 2023

Schüleranteil                                   

freie Schulen /Schulen gesamt in %
10,69

vergleichbare Kosten in % 89,31

 

- Vorbereitungsdienst 

Alle mit dem Vorbereitungsdienst verbundenen Personalkosten und Sachkosten kommen 

den öffentlichen Schulen und den Schulen in freier Trägerschaft gleichermaßen zugute. Sie 

sind in die vergleichbaren Kosten nicht einzubeziehen. 

Zwar leisten Schulen in freier Trägerschaft eine Ausbildungsbeteiligung bei der 

Lehramtsausbildung, jedoch wird dies durch den von Auszubildenden eigenständig erteilten 

Unterricht kompensiert. 

 

Ergebnis: wie SN, vergleichbare Kosten = 0 

 

- Schulen allgemein (0707) 

Der Großteil der Ausgaben kommt sowohl den öffentlichen Schulen als auch den freien 

Schulen zu Gute. Das sind u. a. Ausgaben für Lehr- und Lernmittel, Schulfahrten und den 

Schulsport. Sie werden deshalb nicht gesondert in die vergleichbaren Kosten aufgenom-

men. 

 

Ein weiterer Teil der Ausgaben hat mit Schulen im engeren Sinne nichts zu tun wie u.a. 

Leistungen nach dem Arbeitssicherheitsgesetz, Zuschüsse an verschiedene 

gemeinnützige Träger, Verwaltungsabkommen der KMK. 

 

Die Ausgaben für u. a. die Gestellungsgelder für kirchliche Lehrkräfte werden den 

vergleichbaren Kosten zugeordnet. 

 

Ergebnis: Vergleichbare Kosten geschätzt auf etwa 3,5 Mio. Euro 
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- Landesinstitut für Schulqualität und Lehrerbildung (0758) 

Aufgaben sind die Qualitätsentwicklung in Unterricht und Schule, Lehrerfort- und 

Lehrerweiterbildung sowie die Durchführung der externen Evaluation der Schulen. 

Insbesondere werden dort Lehrpläne und pädagogische Materialien erstellt. Dazu gehört 

auch die Teilnahmemöglichkeit von Lehrkräften an Fortbildungs- und Weiterbildungs-

maßnahmen, berufsbegleitenden Studiengängen und Weiterbildungskursen des Landes 

ohne Teilnahme- und Prüfungsgebühren. Die Leistungen kommen sowohl den öffentlichen 

Schulen als auch den Schulen in freier Trägerschaft zugute. 

 

Einzig der Bereich Evaluation ist auf öffentliche Schulen beschränkt. Die Leistungen werden 

als Spezifik des öffentlichen Schulwesens betrachtet und deshalb nicht in die 

vergleichbaren Kosten aufgenommen. 

 

Ergebnis: wie SN, vergleichbare Kosten = 0 

 

- Sachkosten an Schulen mit inhaltlichen Schwerpunkten und Landesbildungszen-

tren (0731 bis 0738) 

Hier soll zur Bestimmung der vergleichbaren Kosten der normale lfd. Sachaufwand der 

Schulen für die betreffenden Schülerinnen und Schüler einbezogen werden, nicht aber der 

an den speziellen Schulen erfolgte tatsächliche Aufwand. 

 

Das kann nur geschätzt werden. 

 

Ergebnis: Bei Zugrundelegung der Ausgaben je Schülerin und Schüler von 900 Euro für 

den laufenden Sachaufwand (/4/) und der Schülerzahl an öffentlichen Schulen in ST umge-

rechnet auf 2023 von 2.243 ergeben sich 

 

Pro-Kopf-Ausgaben Schülerzahl Gesamt/Euro

900 2.243 2.018.700  
 

- Bezügestelle 

Die Gesamtkosten der mit dem Schulbetrieb verbundenen Zahlfälle (aktive Lehrkräfte, 

pädagogische Mitarbeiter, Betreuungskräfte) sind abzuschätzen. Diese Kosten sind als 

vergleichbare Kosten zu betrachten. Nicht zu den vergleichbaren Kosten gehört der 

Aufwand für Pensionäre und deren Hinterbliebene. 

 

2023 betragen die Landesaufwendungen 9.021.852 Euro. Bei 224.690 Schülerinnen und 

Schülern 2023 ergibt das einen Schüleranteil von 40,15 Euro. Darin sind aber die Kosten 
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für Pensionäre und deren Hinterbliebenen in unbekannter Höhe enthalten. Deshalb ist diese 

Angabe zur Bestimmung der Vergleichskosten nicht geeignet. 

 

In SN geht man von folgenden Kosten aus: 

2021/2022: 15,97 Euro je Schüler für Landesamt für Steuern und Finanzen Sachsen (/3/, 

Artikel 5, dort Tabelle 2) 

2022/23: 19,43 Euro je Schüler, 2023/23: 19,37 Euro je Schüler (Mitteilung SMK) 

 

Ergebnis: Bei Zugrundelegung des sächsischen Pro-Kopf-Kosten und der Schülerzahl an 

öffentlichen Schulen in ST umgerechnet auf 2023 ergeben sich 

 

Pro-Kopf-Kosten Schülerzahl Gesamt/Euro

19,405 224.690 4.360.109  
 

- Zusammenfassung Vergleichbare Overhead- und Sachkosten Land 2023 

(Alle Kostenangaben in Euro)

Kosten öff Schüler mit 

"Versorgungszuschlag" 

20%

Anteilswert 

in %

Ministerium für Bildung 12.894.143 0 0

Landesschulamt ohne 

Vorbereitungsdienst
23.849.711 davon 89,31% 21.300.177 89,31

Vorbereitungsdienst 16.898.715 0 0

Schulen allgemein (0707) 44.583.409 geschätzt 3.500.000 7,85

LISA 20.046.256 0 0

Sachkosten Schulen mit 

inhaltlichen Schwerpunkten
8.349.940

lfd. Sachaufwand für 

"normale" Schulen
2.018.700 24,18

Sachkosten Berufsbildende 

Schulen (07 20, ohne TGr 61)
601.345 601.345 100

Serviceleistungen der 

Bezügestellen für aktive 

Lehrkräfte

9.021.852
berechnet mit 19,41 

Euro je Schüler
4.360.109 48,33

Summe 136.245.372 31.780.331

Vergleichbare Kosten 2023                                      

(Sichtweise MB)

Bei den Kostenangaben für die Einrichtungen wird mit der KOWID-Matrix das zugehörige verbeamtete Personal mit einem 

"Versorgungszuschlag" einbezogen.
 

Bei der Berechnung können aufgrund der Festsetzung der „Kommastellen“ Rundungsdifferen-

zen entstehen. 
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- Sachkosten Kommunen 2022 

- Laufenden Sachkosten 

Es sind u. a. folgende Aufgaben im Zusammenhang mit den freien Schulen zu 

berücksichtigen: 

• Abstimmung Schüleraufnahme an den Schulen im Territorium 

• Koordinierung der Schülerbeförderung 

• Abstimmung bei der Schulentwicklungsplanung 

Bei einem geschätzten Anteil von 1/3 des Schüleranteils an freien Schulen, ergibt sich für 

die Berücksichtigung ein Anteilswert von 100-(10,69/3 = 3,56) = 96,44% 

 

- Schülerbeförderung (laufende Kosten) 

Auf die bereits gegebene Begründung wird verwiesen. 

 

- Sachkostenzuschlag 

Das betrifft die Leistungen der kommunalen Ämter „hinter" dem Schulamt. Bei der Betrach-

tung werden rein fiktive Kosten zugrunde gelegt. Diese sind nicht in die vergleichbaren 

Kosten einzubeziehen. 

Auch in den sächsischen Betrachtungen findet sich eine solche Position nicht. 

 

- Investitionen/zusätzl. Immobilienkosten (10-J.-Durchschnitt) 

Diese Kosten sollen durch Teilhabe an den Investitionsförderprogrammen des Landes be-

rücksichtigt werden. Eine entsprechende Festlegung war bereits im derzeitigen Schulge-

setz enthalten und ist vergleichbar auch in den neuen § 18a in Absatz 10 aufgenommen 

worden. 

 

- Zusammenfassung Vergleichbare Sachkosten Kommune 2022 

(Alle Kostenangaben in Euro)

Kosten öff Schüler
Anteilswert 

in %

Laufende Sachkosten 256.009.426 246.895.490 96,44

Schülerbeförderung 90.930.166 0

Sachkostenzuschlag 38.300.308 0

Investitionen/                                              

zusätzl. Immobilienkosten                             

(10-J.-Durchschnitt)

180.067.840 0

Summe 565.307.740 246.895.490

Vergleichbare Kosten 

2022

0

Berücksichtigung über                  

§ 18a Abs. 10 SchulG

0

davon 96,44%

 
 

/1/ Gesetzentwurf Sächsischen Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft (SächsFrTrSchulG), Drs. LT 

SN 6/1246 vom 26.3.2015 
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/2/ Gutachten „Berichtsentwurf nach § 14 Absatz 6 Sächsisches Gesetz über Schulen in freier 

Trägerschaft“ von Moysies&Partner, IT-und Managementgesellschaft Hamburg vom 14. November 

2019  

 

/3/ Haushaltsbegleitgesetz 2021/2022 Artikel 5 „Änderung des Sächsischen Gesetzes über Schulen in 

freier Trägerschaft", Drs. LT SN 7/4901 vom 16.12.2020 

 

/4/ Statistisches Bundesamt; Statistischer Bericht zu Ausgaben für öffentliche Schulen je Schülerin und 

Schüler 2022, EVAS-Nummer 21711 vom 13.3.2024 

 

Zu Satz 2 Nr. 4 

Die Kosten des Landes für Zusatzbedarfe, Stunden außerhalb der Stundentafel, Ermäßigun-

gen/Anrechnungen/ Beurlaubungen/Einsatz in einer Behörde/Freistellungen werden bei den 

vergleichbaren Kosten anteilig berücksichtigt. Die Sachverhalte werden nachfolgend beschrie-

ben. 

 

Zur Beurteilung, ob ein Sachverhalt auch bei der Finanzhilfe zu berücksichtigen ist, wird auf 

§18a Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 SchulG hingewiesen: „3Darüber hinausgehende zusätzliche Stun-

den für Klassenteilungen, Lerngruppenbildungen und Zusatzbedarfe, sofern diese Stun-

den alle entsprechenden öffentlichen Schulen betreffen, werden durch eine festgesetzte 

Stundenpauschale abgegolten.“ Dieser Maßstab ist zwar dem derzeit gültigen Schulge-

setz entlehnt, erscheint dennoch geeignet, zur Beurteilung herangezogen zu werden.  

 

Die Sachverhalte und ihre Berücksichtigung sind der nachfolgenden Übersicht zu entnehmen. 

Die Kennzeichnung „0“ bedeutet, dass der Sachverhalt in den Berechnungen verbleibt und am 

Ende in die vergleichbaren Kosten eingeht. Die Kennzeichnung „1“ bedeutet, dass die mit dem 

Sachverhalt verbundenen Kosten aus der Berechnung entfernt werden. 

 

Im Einzelnen werden noch folgende Hinweise gegeben: 

a) Stunden außerhalb der Stundentafel 

Es wird auf die Übersicht verwiesen. 

 

b) Zusatzbedarfe 

Es wird auf die Übersicht verwiesen. 

 

Allgemeinbildende Schulen 

Die Stunden des APS Förderpools werden um die Stunden bereinigt, die für die Beschulung 

von GU-Schülern tatsächlich verwendet werden. Damit wird ein Schülerkostensatz berech-

net, der zusätzlich zum SKS der besuchten Schulform gewährt wird. Die bereinigten Stun-

den APS Förderpool verbleiben in der Berechnung. 
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Die Zusatzbedarfe „Mobile und ambulante Angebote“ und „Krankenhausunterricht“ sind in 

der Aufstellung nicht enthalten, weil sie im KOWID-Bericht bereits vorher in die 

Personalkostenbereinigung eingegangen sind und so einer späteren Nichtberücksichtigung 

entzogen sind. 

 

Berufsbildende Schulen 

In der Übersicht sind keine Zusatzbedarfe ausgewiesen.  

 

Die Zusatzbedarfe der Größe nach absteigend geordnet sind: 

1Teilungsstd. f. vollzeitschulische BG, 2Kontingent TZ-BS, 3Unterr. anstelle Ethik/Religion 

– BS, 4Deutsch als Zielsprache, 5Sozialpädagogische Betreuung, 6zusätzl. Std. für Erwerb 

Fachhochschulreife, 7Mehrbedarf an BbS (Genehmigung LSchA), 8Betreuungsstunden für 

die praktische Ausbildung, 9Einstiegsqualifizierung Plus, 10Fachschule ökologischer 

Landbau, 11Förderung an Fachgymnasien – Einführungsphase, 12zusätzl. Std. für 

Sondervereinbarungen, 13STB (Sondertatbestand Genehmigung MB), 14Einstiegs-

qualifizierung Plus, 15Förderung an Fachgymnasien – Qualifikationsphase, 16Unterr. 

anstelle Ethik/Religion – FOS. 

 

Alle Zusatzbedarfe sind in den Personalkosten verblieben – entgegen der o.a. Einschät-

zung. Einzig der Zusatzbedarf 2Kontingent TZ-BS wäre in die vergleichbaren Kosten auf-

zunehmen gewesen. 

 

Bei etwa 1.500 LWS (=60 VZÄ) ergeben sich etwa 5,5 Mio. Euro, die in der Matrix nicht 

von den Personalkosten abgezogen werden können. 

 

c) Ermäßigungen/Anrechnungen/Beurlaubungen/Einsatz in einer Behörde/  

Freistellungen 

Es wird auf die Übersicht verwiesen. 

 

Beim Sachverhalt ÖPR und örtliche SBV wird auf Folgendes hingewiesen. Diese Sachver-

halte verbleiben in der Berechnung. Anders bei der Betrachtung in SN (Haushaltsbegleit-

gesetz 2021/2022, Drs. 7/4901, dort S. 55 von 130). Mit der Begründung, dass beim Per-

sonalrat (einschließlich HPR, BPR und ÖPR) die Freistellungen aufgrund des nur für den 

öffentlichen Dienst geltenden § 46 SächsPersVG erfolgen, wird dieser Sachverhalt nicht 

berücksichtigt. Auf ein gleiches Herangehen wird verzichtet. 
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d) Zahlenmäßige Abbildung der Sachverhalte 

 

2023 

insgesamt
in den 

Vergleichskosten
Abzug

Stunden außerhalb der Stundentafel 2.074 0 2.074

Zusatzbedarfe 14.747 8.004 6.743

Anrechnungsstunden 32.433 26.186 6.247

insgesamt
in den 

Vergleichskosten
Abzug

Stunden außerhalb der Stundentafel 207 0 207

Zusatzbedarfe 0 0 0

Anrechnungsstunden 4.702 3.758 944

ABS

Lehrerwochenstunden

BBS

Lehrerwochenstunden

 
Ergebnis: Etwa 81% der Sachverhalte gehen in die vergleichbaren Kosten ein. 
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Übersicht über die Berücksichtigung der Sachverhalte (Auffassung MB) 

Allgemeinbildende Schulen Berufsbildende Schulen

Stunden außerhalb der Stundentafel Stunden außerhalb der Stundentafel

BLk Wahrnehmung der Aufgaben einer Bereichslehrkraft 1 KoE Personalhilfe in kommunalen Einrichtungen 1

Hau Hausunterricht 1 PgS Projekt gegen Schulverweigerung 1

KoE Personalhilfe in kommunalen Einrichtungen 1 Men Mentorentätigkeit 1

Men Mentorentätigkeit 1 ZAB Zusätzliche Arbeiten mit den SuS an BbS 1

PgS Projekt gegen Schulverweigerung 1 SeU Unterstützung Seiteneinsteiger 1

SeU Unterstützung Seiteneinsteiger 1

Sfö Sportförderunterricht 1

SSp Spezialsport an den Sportschulen 1

SKu Speziallehrkraft für Kunst 1

Zusatzbedarfe Zusatzbedarfe

1 APS Förderpool

   Grundschulen: APS Förderpool bereinigt um GU-Stunden0

2 Ganztagsschule 1

3 Deutsch als Zielsprache 1

4 Krankenhausunterricht Anrechnungsstunden

5 Schule mit inhaltl. Schwerpkt. - Musik 1 1 Altersermäßigung nach § 5 ArbZVO-Lehr 0

6 Bedarf gemeinsamer Unterricht 2 Schwerbehinderung § 6 ArbZVO-Lehr 0

7 Mobile und ambulante Angebote GD Vorübergehend geminderte Dienstfähigkeit

8 Ganztagsschule (manuelle Stundenzuweisung) 1 SL Anr.Std. für Schulleitungsaufgaben nach § 8 ArbZVO-Lehr 0

9 Lehrerstd. im Schülerwohnheim (nur Pforta) 1 MF Managementstd. für Förderzentr. und Kontingent b. FÖS 1

10 Mehrbedarf an allgemeinbildenden Schulen 1 5 Besondere Belastungen nach § 10 ArbZVO-Lehr 0

11 Einzelunterricht 1 6 Abendsekundarschule/Abendgymnasium 1

12 Schule mit inhaltl. Schwerpunkt - Sport 1 7 Fachseminarleiter 1

13 Schule mit inhaltl.Schwerpkt - Naturwissrnschaften 1 8 Bildstellenarbeit/Medienpädagogischer Barater 1

14 Fortführung 2. FS nach Klassenzusammenlegung 1 9 RRL/EPA 1

15 Sekundarschüler ohne 2. Fremdsprache 1 10 Modellversuch 1

16 Schule mit inhaltl. Schwerpkt. - Sprachen 1 12 KMK-Initiative 1

17 STB (Sondertatbestand Genehmigung MB) 1 13 Betreuung von Studiengruppen in 1. Phase 1

18 bilingualer Unterricht Sjg. 5 und 6 1 14 Weiterbildung 1

19 2. Fremdsprache für Wiederholer - Russisch 1 15 Fachmoderator/Schulentwicklungsplaner 1

20 bilingualer Unterricht Geschichte 1 19 Fachbetreuer an BbS 1

21 Förderung abschlussgefährdeter Schüler 1 20 Lokale Lehrerfortbildung 1

22 Schule mit inhaltl. Schwerpunkt - Kunst 1 25 Besondere. päd. Aufg. in Abendkl. an Sekundarschulen 1

23 2. Fremdsprache für Wiederholer - Frz 1 26 Betreuung von Referendaren 1

24 2. Fremdsprache für Wiederholer - Lat 1 30 Nichtschülerprüfung 1

25 Fortf. Wahlpfl. Sjg.10 nach Kl.zusammenlegung 1 33 Fortbild. m. Gewährung v. Anrechnungsstd. 1

26 bilingualer Unterricht Sozialkunde 1 35 Erstellung von Prüfungsaufgaben 1

27 bilingualer Unterricht Biologie 1 38 Zertifikatskurs "Schule leiten und gestalten" 1

28 bilingualer Unterricht Geographie 1 39 Didaktische Mentoren (IK-Fortbildung) 1

29 bilingualer Unterricht Wirtschaftslehre 1 40 Unterricht in der QP 0

31 Ausgleich besonderer Bedarfslagen 1 41/4N Auszugleichender Unterricht (Mehrunterricht) 1

41 Auszugleichender Unterricht (Minderunterricht) 1

Anrechnungsstunden 42 Koordinierung Schwimmunterricht 1

1 Altersermäßigung 0 43 Koord. Technikzentr. 1

2 Schwerbehinderung 0 44 Koordinierung Betriebspraktikum 1

SL Schulleitungsaufgaben 0 50 Beurlaubung für Studium/Promotion 1

5 besondere Belastungen (§ 10) 0 51 Elternzeit

6 Lehrkraft an Abendschulen 1 52 Einsatz in einer Behörde

7 Fachseminarleitertätigkeit 1 53 Mutterschutzfrist

8 Medienstellenarbeit 1 54 Auslandsschuldienst

9 RRL/EPA 1 55 Tätigkeit an einer Schule in freier Trägersch. 1

10 KMK-Initiative 1 56 Andere Beurlaubung 1

14 Weiterbildung/Fortbildung 1 57 Beurlaubung zur Kinderbetreuung 1

15 Fachmoderatoren 1 58 Beurlaubung PSC-Maßnahme 1

19 Fachbetreuer an Gymnasien/BbS 1 59 Lehrkräfteaustausch 1

25 besondere pädagogische Aufgaben in Abendklassen an Sekundarschulen1 5B Beschäftigungsverbot

33 Fortbildung mit gewährung von Anrechnungsstunden 1    davon Beamte

35 Erstellung v. Prüfungsaufgaben 1 5L Einsatz im LISA

40 Abminderung Regelstunden für Unterricht i.d. Kursstufe 0 5M Einsatz im MK/MB

42 Koordinatorentätigkeit im Schwimmzentrum 1 5S Einsatz im LSchA

44 Koordinatorentätigkeit des Schülerbetriebspraktikums 1 5V Einsatz im LVwA

50 Beurlaubung zum Studium/zur Promotion 1 61 Schulpersonalrat 0

51 Elternzeit 62 Lehrerbezirkspersonalrat 1

52 Einsatz in einer Behörde 63 Lehrerhauptpersonalrat 1

53 Mutterschutzfrist 64 Örtliche Schwerbehindertenvertretung 0

54 Auslandsschuldienst 65 Hauptschwerbehindertenvertretung 1

55 Beurlaubung f. Tätigkeit an einer Ersatzschule 1 66 Schwerbehindertenvertretung LSchA 1

56 sonstige Beurlaubung 1 67 Gleichstellungsbeauft. SSA 1

57 Kinderbetreuung 1 71 Verfügungsstunde für Klassenleiter 1

58 PSC-Maßnahme 1 72 IT-Betreuer an Schulen 1

59 Lehrkräfteaustausch 1 73 Referent in der Weiterbildung 1

5B vorr. Beschäftigungsverbot 74 Landesbauftragte/Landeskoordinatoren 1

   davon Beamte 78 Projekt zur Vermeidung von Schulversagen 1

5L Einsatz im LISA 79 Modellversuch BVJ 1

5M Einsatz im MK 7A Landesbeauftragte/-koordinatoren Projekt A 1

5S Einsatz im LSchA 82 Mehr- oder Minderstunden im lfd. Jahr 1

5V Einsatz im LVwA AS Aufgaben außerhalb der Stundentafel (nur BbS) 1

61 Schulpersonalrat 0 BV Beratungslehrer im BVJ 1

62 Lehrerbezirkspersonalrat 1 EQ Verwaltungsaufwand Einstiegsqualifizierung 1

63 Lehrerhauptpersonalrat 1 GQ Ganzheitliches Qualitätsmanagement an BbS 1

64 örtliche Schwerbehindertenvertretung 0 KA KALSA-Lernplattformen 1

65 Hauptschwerbehinderten-
vertretung 1 NP Nichtschülerprüfung FS Sozialpädagogik 1

66 Schwerbehindertenvertretung-Ebene LVwA 1 LM Modellprojekte an BbS 1

74 Landesbeauftragte/Landeskoordinatoren 1 VD Vorbereitungsdienst für Seiteneinsteiger 1

BF kollegiale Beratung in Basisförderschule 1 VK Vorkurs für Seiteneinsteiger 1

GD vorübergehend geminderte Dienstfähigkeit

KH Organisation des Krankenhausunterrichts 1 Besonderheiten Beamte (teilweise abweichendes Vorgehen)

VD Sonderregelung Ausbildung von Seiteneinsteigern 1 Abordnungen an Behörden und Auslandsschuldienst 

VK Vorkurs für Seiteneinsteiger (vor Dienstaufnahme an der Schule)1 (werden bereits an anderer Stelle bereinigt)

WH AnrStd. für SL von Landesschulen mit Wohnheim 1 Weitere nachrichtliche Sachverhalte 

Eintragung folgt Begründung Sachsen
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Zu Satz 2 Nr. 5 

Die Kosten des Landes für Zahlungen an Beschäftigte in der Freistellungsphase der Altersteil-

zeit gehen nicht in die vergleichbaren Kosten ein. 

 

Die Beschäftigten in der Freistellungsphase der Altersteilzeit erhalten eine Vergütung, ohne 

dass in dem Zeitraum eine Arbeitsleistung erbracht wird. Die finanziellen Leistungen sind dem-

nach nicht in die vergleichbaren Kosten aufzunehmen. Dass die finanziellen Leistungen mit 

Arbeitsleistungen verbunden sind, die zu einem früheren Zeitpunkt erbracht worden sind, spielt 

bei dieser Betrachtung keine Rolle. 

 

Es kann davon ausgegangen werden, dass es 2020 ff. keine Beschäftigten in der Arbeitsphase 

mehr gibt. Ansonsten müssten die Arbeitsleistungen, für die nicht unmittelbar eine Vergütung 

erfolgt, bei den vergleichbaren Kosten zusätzlich berücksichtigt werden. 

 

Die Situation in der Freistellungsphase im EPl. 07 (nicht EPl. 13!) stellt sich wie folgt dar: 

31.01.2020 31.01.2021 31.01.2022 31.01.2023 31.01.2024

GS 5,76 2,31 0,9 0,9 0,9

SekS 7,44 3,94 2,2 1,3 0,4

GemS 0,5 0,0 0,0 0,0 0,0

Gym 6,5 2,91 0,4 0,0 0,0

GesS 0,95 0,5 0,4 0,0 0,0

FÖS 2,0 0,0 0,0 0,0 0,0

BbS 7,2 4 1,3 0,9 0,0

Summe 30,35 13,66 5,2 3,1 1,3

31.01.2020 31.01.2021 31.01.2022 31.01.2023 31.01.2024

GS 29,2 32,79 30,6 26,6 19,2

SekS 1,4 4,15 3,9 3,9 3,5

GemS 0 0,94 1,3 0,4 0,4

Gym 0,31 0,31 0,9 0,9 0,9

GesS 0 0,45 0,4 0,4 0,4

FÖS 30,34 34,26 34,5 23,6 16,2

BbS 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Summe 61,25 72,9 71,6 55,9 40,6

VZÄ Pädagogische Mitarbeiter

VZÄ Lehrkräfte

 
 

Es ergeben sich auch in den Jahren 2023 und 2024 „Korrekturbeträge“ von 3 bis 4 Mio. Euro. 
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Zu Satz 3 

Es erfolgt ein Kostenausgleich, der berücksichtigt, dass die unmittelbaren Kosten von verbe-

amteten Lehrkräften geringer sind als die von tarifbeschäftigten Lehrkräften und man die Kos-

ten für die Zeit nach dem aktiven Schuldienst außer Betracht lassen kann, da solche an Schu-

len in freier Trägerschaft nicht anfallen.  

 

Zunächst betrachtet man öffentliche Schulen, an denen tarifbeschäftigte und verbeamtete 

Lehrkräfte unterrichten. 

 

Die Kosten der tarifbeschäftigten Lehrkräfte ergeben sich für das Land als Arbeitgeber wie 

folgt: Jahresentgelt aus dem Bruttoentgelt (einschließlich Jahressonderzahlung) zuzüglich der 

Arbeitgeberanteile zu den Zweigen der Sozialversicherung und der Zusatzversorgung. Nach 

dem Arbeitsleben tritt der Bund für die Rente ein. 

 

Für die verbeamteten Lehrkräfte ergeben sich für das Land als Dienstherr während des aktiven 

Dienstes die Kosten Jahresentgelt und Beihilfe. Nach dem aktiven Dienst entstehen dem Land 

Kosten für die Versorgungsbezüge, Versorgungsbezüge für Hinterbliebene, Fürsorge- und 

Unterstützungsleistungen der Versorgungsempfänger und Beihilfen der Versorgungs-

empfänger. Um spätere Zahlungen abzufedern, leistet das Land Zahlungen an das 

Sondervermögen „Pensionsfond". 

 

Es ist unstreitig, dass die Kosten für das Land für die verbeamteten Lehrkräfte über den ge-

samten Lebenszyklus (einschließlich der Hinterbliebenen) erheblich höher sind als die Kosten 

für tarifbeschäftigte Lehrkräfte, die für das Land nur Kosten bis zum Renteneintritt verursa-

chen. 

 

Die Statistiker, die sich mit den öffentlichen Kosten aus volkswirtschaftlicher Sicht beschäfti-

gen, beziehen bei Beamtinnen und Beamten neben den gegenwärtigen Kosten auch einen 

Betrag für zukünftige Kosten ein, der „Versorgungszuschlag“ genannt wird. Da es sich stets 

um eine Schätzung handelt, gibt es viele Modelle und daraus folgend genauso viele 

verschiedene Angaben eines Vomhundertsatzes als „Versorgungszuschlag". Es gibt somit 

nicht den einen richtigen Wert für den Versorgungszuschlag. Die Sätze liegen in Abhängigkeit 

vom Betrachtungshintergrund zwischen 25% und 50%.  Der KOWID Bericht verwendet bei 

seiner Berechnung der Kosten eines öffentlichen Schülers in ST (2020) den Wert 30%. Das 

Statistische Bundesamt setzt 2021 den Wert 34,6% an. 
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Welcher Vorteil aus der Beschäftigung von verbeamteten Lehrkräften an öffentlichen Schulen 

wäre gegenüber den freien Schulen auszugleichen? 

 

Die höheren Kosten für den gesamten Lebenszyklus können es nicht sein. Betrachtet man 

allerdings nur die Zeit der Lehrkräfte an den Schulen, so kann festgestellt werden, dass die 

Höhe der Besoldung verbeamteter Lehrkräfte stets geringer ausfällt als das Entgelt der tarif-

beschäftigten Lehrkräfte. Hierin könnte man einen Kostenvorteil des Landes sehen, der durch 

das Land bei der Finanzhilfe zu berücksichtigen wäre. Dass Argument, dass dieser Vorteil mit 

den anschließenden Pensionslasten für das Land mehr als ausgeglichen ist, wird zurückge-

stellt. 

 

Nach dem Gesagten ist es auch nichtzutreffend, den „Kostenvorteil des Landes“ (= “Kosten-

nachteil der freien Schulen“) unter Verwendung des Wortes „Versorgungszuschlag" 

beschreiben zu wollen, weil er mit Versorgung überhaupt nichts zu tun hat. Es werden die 

Kosten aktiver Beschäftigter verglichen. 

 

- Mit welchen Zahlen kann der „Kostenvorteil des Landes“ beschrieben werden? 

Dazu wird folgende Modellrechnung durchgeführt. 

Im Schuljahr 2023/24 werden die an den öffentlichen Gymnasien (Kapitel 0717) tätigen 

verbeamteten Lehrkräfte betrachtet. Man stellt sich die Frage, welche Kostenveränderung sich 

ergeben würde, wenn diese in tarifbeschäftigte Lehrkräfte „umgewandelt“ werden würden. 

 

Dazu werden folgende Angaben benötigt:  

- Entgelt- und Besoldungstabellen 

- Haushaltsrechnung Beihilfe 0701 

- Informationen über die Sozialversicherungsbeiträge, Steuern und Umlagen/Zulagen 

- Anzahl der verbeamteten Lehrkräfte in den einzelnen der acht Tarifstufen, Angaben 

zu den Familienzuschlägen.  

Die Daten wurden anonymisiert von der Landesleitstelle Bezüge zur Verfügung gestellt. 

Die Fallgruppen „Fünf Kinder“ und weitere Fallgruppen mit mehr Kindern wurden geeignet 

(gleiche Zuschlagssumme) in die Fallgruppe „Vier Kinder“ aufgenommen. 

 

Weiter ist die Berechnung mit der Annahme verbunden, dass die Verbeamtung im Wesentli-

chen mit der Dienstaufnahme oder in deren zeitlicher Nähe erfolgt ist.  
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Lehrkräfte an Gymnasien (Kapitel 0717) 2023

Fassung 30.07.2024

Fälle in der 

Tarifstufe 

1.10.2023

rechnerische 

Aufteilung auf 

das Alter

Beamte TB 1 2 3 4 = Sp2xSp3 5 6=Sp2*Sp5 E 13 2021 AG

66 8 6 358 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 Stufe 1 2 3 4 5 6

65 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 Brutto 4.188,38 4.508,07 4.748,54 5.215,72 5.861,53 6.037,38

64 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 12 * Monat  zzgl. 23 % AG-Beiträge + Jahressonderzahlung 46,47% Monat Nov zzgl. AG KV RV PV

63 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 JBPK 64.113,21 69.006,83 72.687,80 79.839,11 89.724,78 92.416,59

62 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30

61 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30

60 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 A13 ab 1.1.2021 AG

59 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 Stufe 1 2 3 4 5 6 7 8

58 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 Brutto 4.366,73 4.584,96 4.806,34 5.027,73 5.181,34 5.334,93 5.488,33 5.640,95

57 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 Stellenzulage* 1.212,84 1.212,84 1.212,84 1.212,84 1.212,84 1.212,84 1.212,84 1.212,84

56 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 FZ/Kinder 4.921,71 4.921,71 4.921,71 4.921,71 4.921,71 4.921,71 4.921,71 4.921,71

55 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 Sonderzahlung 400,00 400,00 400,00 400,00 400,00 400,00 400,00 400,00

54 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 JBPK ohne Beihilfe 58.935,31 61.554,07 64.210,63 66.867,31 68.710,63 70.553,71 72.394,51 74.225,95

53 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 * nach LBesG Anlage 8 Nummer 13 Buchst. c mtl. 98,32 Euro

52 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30

51 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 Beihilfe

50 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 Beamte in Besoldungsgruppe A13 in 0717 am 1.10.2023: 1.940 Zahlen aus der Bezügestelle sind blau eingefärbt.

49 8 6 19,9 74.225,95 1.476.271,61 92.416,59 1.838.063,30 Beihilfe HHPl 2023 Ist 18.331.309

48 7 6 53 13,3 72.394,51 959.227,21 92.416,59 1.224.519,83 HHPl-Anteil der Beamten in 0717 nach Beukert 25,36% 4.648.820

47 7 6 13,3 72.394,51 959.227,21 92.416,59 1.224.519,83 Anteil A13 Beamte =1.682/1.876 (Verhältnis am 1.8.2021) =0,897 4.168.078

46 7 6 13,3 72.394,51 959.227,21 92.416,59 1.224.519,83

45 7 6 13,3 72.394,51 959.227,21 92.416,59 1.224.519,83 Anteil der Fälle in den Stufen nach Bezügeleitstelle

44 6 6 91 22,8 70.553,71 1.605.096,83 92.416,59 2.102.477,44 0717 am 1.8.2021 Fälle Zuschlag Zuschlag 

43 6 6 22,8 70.553,71 1.605.096,83 92.416,59 2.102.477,44 Anzahl insgesamt pro Personalfall

42 6 6 22,8 70.553,71 1.605.096,83 92.416,59 2.102.477,44 Familienzuschlag 2.843 7.058 149,42 60,19

41 6 6 22,8 70.553,71 1.605.096,83 92.416,59 2.102.477,44 Pro Personalfall durchschnittlicher Familienzuschlag Stufe 1   60,19 Euro.

40 5 5 264 66,0 68.710,63 4.534.901,36 89.724,78 5.921.835,77

39 5 5 66,0 68.710,63 4.534.901,36 89.724,78 5.921.835,77

38 5 5 66,0 68.710,63 4.534.901,36 89.724,78 5.921.835,77 Familienzuschlag

37 5 5 66,0 68.710,63 4.534.901,36 89.724,78 5.921.835,77 1. Kind 2. Kind

36 4 5 372 124,0 66.867,31 8.291.546,03 89.724,78 11.125.873,26 ab 1.12.2022 149,42 312,85 312,85

35 4 4 124,0 66.867,31 8.291.546,03 79.839,11 9.900.049,93 Am 1.8.2021 1.876 Personalfälle in 0717 mit 1.842 Kindern.

34 4 4 124,0 66.867,31 8.291.546,03 79.839,11 9.900.049,93 Fallgruppe Fälle in 0717 Zuschlag Zuschläge insg.

33 3 4 316 105,3 64.210,63 6.763.519,35 79.839,11 8.409.719,83 1 Kind 432 312,85 135.151,20

32 3 4 105,3 64.210,63 6.763.519,35 79.839,11 8.409.719,83 2 Kinder 453 312,85 141.721,05

31 3 3 105,3 64.210,63 6.763.519,35 72.687,80 7.656.448,39 453 312,85 141.721,05

30 2 3 291 97,0 61.554,07 5.970.744,47 72.687,80 7.050.716,72 3 Kinder 132 312,85 41.296,20

29 2 3 97,0 61.554,07 5.970.744,47 72.687,80 7.050.716,72 132 312,85 41.296,20

28 2 2 97,0 61.554,07 5.970.744,47 69.006,83 6.693.662,58 132 744,28 98.244,96

27 1 2 195 97,5 58.935,31 5.746.192,40 69.006,83 6.728.166,00 4 Kinder 27 312,85 8.446,95

26 1 1 97,5 58.935,31 5.746.192,40 64.113,21 6.251.037,78 27 312,85 8.446,95

25 1940 1940 Summe B 129.539.604,89 Summe TB 159.256.632,51 27 744,28 20.095,56

Beihilfe 4.168.078,45 27 744,28 20.095,56

Differenz 155.088.554,05 1.842 Summe 656.515,68

Summe B 129.539.604,89 Pro Persfall 349,96

Verhältnis 1,197 Pro Personalfall durchschnittlicher Familienzuschlag Stufe 2  349,96 Euro.

Stufe 1 60,19

Stufe 2 349,96

Summe 410,14

Jahr 4.921,71

3. Kind und weitere Kinder

Stufe 2
Stufe 1

744,28

Personalkosten 

der Jahresscheibe

Alter
Stufen

Beiträge: KV 7,3%  RV 9,3%  AV 1,20%  PV1.HJ 1,525% 2.HJ 1,70  ZV 2%  UmlageZV  Zusatzbeitrag  UmlageU2  VLZulage ->23%

Mitteilung Bezügeleitstelle

A13
JBPK A13 

ohne 

Beihilfe

Personalkosten 

der 

Jahresscheibe

JBPK E 13

unmittelbare Kosten der Beamten
Bezüge, Stellenzulage, ggf. Familienzuschlag , Sonderzahlung
Beihilfe

unmittelbare Kosten der Tarifbeschäftigten
Entgelt, AG-Beiträge, Jahressonderzahlung

1,20 X Bruttobezüge der Beamten + Beihilfe = Bruttopersonalkosten der Tarifbeschäftigten
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Ergebnis: 

Jahresentgelt Tarifbeschäftigte = Jahresentgelt Beamte x 1,20 + geleistete Beihilfe 

(Pauschale) 

 

Der „Kostenvorteil“ des Landes beträgt bei Einbeziehung der Beihilfe etwa 20% des Jahres-

entgeltes der verbeamteten Lehrkräfte. 

 

(§ 18a Absatz 4): 

Die ermittelten Kosten werden nicht in der vollen Höhe als Zuschuss an die Schulen in freier 

Trägerschaft weitergegeben.  

Das Land hat nach Art. 7 Abs. 4 GG und der Rechtsprechung des BVerfG einen weiten Spiel-

raum bei der Festlegung der Höhe der Finanzhilfe, solange im betreffenden Land nicht das 

„Privatschulwesen“ als Institution gefährdet ist. Als Finanzierungsminimum der Schulen in 

freier Trägerschaft sind die Kosten gemeint, die zur Erfüllung der Genehmigungsvorausset-

zungen aus Art. 7 Abs. 4 S. 3 und 4 GG notwendig sind. Eine vollständige Förderpflicht der 

Länder ist dagegen verfassungsrechtlich nicht geboten. Dabei ist es zunächst Aufgabe des 

Gesetzgebers, selbst eine Bewertung der Kostensituation vorzunehmen und seine Hilfe da-

nach auszurichten. Zudem steht die Förderungspflicht von vornherein unter dem Vorbehalt 

dessen, was vernünftigerweise von der Gesellschaft erwartet werden kann. Darüber hat in 

erster Linie der Gesetzgeber in eigener Verantwortung unter Berücksichtigung anderer Ge-

meinschaftsbelange und der Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu be-

finden. 

 

Der Gesetzgeber kann im Rahmen der Festlegung der Förderquote in Rechnung stellen, dass 

die Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft auf einem sog. „Drei-Säulen-Modell“ be-

ruht. Neben der staatlichen Finanzhilfe seien dies die - in den Grenzen des Art. 7 Abs. 4 Satz 

3, 2 GG zulässigen - Schulgelder sowie die von den Schulträgern zu erbringenden Eigenleis-

tungen. Unter die Eigenleistung seien etwa die Nutzung eigenen Vermögens, beispielsweise 

eines Schulgebäudes, der Einsatz aus Einnahmen von kostenpflichtigen Zusatzangeboten, 

Fördervereinen, Stiftungen, Spenden sowie - jedenfalls zur Überbrückung- auch die Aufnahme 

von Krediten zu fassen. Hinzukommt die Möglichkeit der Träger freier Schulen wirtschaftlich 

tätig zu sein, z.B. Rücklagen zu bilden. Diese Grundlage ist insofern bedeutend, damit Cha-

rakter, Eigenständigkeit, Innovationsfähigkeit der Privatschulen erhalten bleiben. Vor dem Hin-

tergrund der Förderung individueller Freiheit, eigene Ziele und Vorstellungen im schulischen 

Bereich zu verwirklichen, kann der Staat von jedem freien Träger einer Ersatzschule erwarten, 

dass er eine angemessene Eigenleistung erbringt.  
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Im Umkehrschluss ist der Zuschuss, entgegen der Vollfinanzierung, auch deshalb gerechtfer-

tigt, weil es besondere Belastungen des öffentlichen Schulwesens gibt, die aus dem originären 

Auftrag von Staatlichkeit heraus entstehen, denen sich wiederum das private Schulwesen 

nicht ausgesetzt sieht. In erster Linie hat das öffentliche Schulwesen dafür zu sorgen, ein re-

gional ausgeglichenes und leistungsfähiges Schulangebot anzubieten. Dieses Gebot der Da-

seinsvorsorge muss Schulwegzeiten zumutbar gestalten und alle Formen von Bildungsange-

boten im urbanen wie ländlichen Raum abbilden. Anders als öffentliche Schulen, haben freie 

Schulen die Möglichkeit einer Auswahl von Schülerinnen und Schüler. Zwar fordert das Son-

derungsverbot von den Ersatzschulen erstens, dass sie ihre Schülerinnen und Schüler unab-

hängig von den Einkommens- und Vermögensverhältnissen der Eltern auswählen (Diskrimi-

nierungsverbot). Eine Auswahl der Schülerinnen und Schüler nach ihrer persönlichen Eignung 

für das Schulprofil oder ihrer Begabung und Leistungsfähigkeit verwehrt das Sonderungsver-

bot den Ersatzschulen nicht. Diese beiden Aspekte sind nur zwei Beispiele für eine gesamt-

gesellschaftliche Verantwortung, welche freie Schulen nicht oder nur in begrenztem Maße in 

Ihre inhaltliche und wirtschaftliche Kalkulation einzubeziehen müssen. 

 

Die Höhe der Förderquote ist letztlich ein Ergebnis einer komplexen Erwägung, in welche die 

konkrete Festlegung durch verfassungsrechtliche Argumente nach unten und haushaltspoliti-

sche Grenzen nach oben gedeckelt wird.  

 

(§ 18a Absatz 5): 

In diesem Absatz wird die Zusammensetzung der Schülerkostensätze dargestellt. Satz 3 regelt 

die Berücksichtigung der Schülerinnen und Schülern im gemeinsamen Unterricht. Für Schüle-

rinnen und Schüler im gemeinsamen Unterricht wird das bestehende System weitgehend bei-

behalten. Der Zusatzbetrag wird jedoch nicht jährlich neu berechnet, sondern unterliegt der 

Steigerung nach Absatz 7. Es erfolgt eine separate Ausweisung der Personalkosten für Schü-

lerinnen und Schüler im gemeinsamen Unterricht. Dazu werden die entsprechenden Kosten-

teile ebenfalls aus den Personalkosten der einzelnen Schulformen herausgerechnet und an-

schließend ins Verhältnis zur jeweiligen Zahl der Schüler im Gemeinsamen Unterricht gesetzt. 

Damit können Ersatzschulen bei Erfüllung der übrigen im Gesetz normierten Vorgaben für 

Schülerinnen und Schüler im Gemeinsamen Unterricht die Schülerkostensätze der jeweiligen 

Schulform gesteigert um einen Zusatzbetrag für gemeinsamen Unterricht erhalten. Ein geson-

derter Sachkostenanteil wird nicht bereitgestellt, da bei der Sachkostenermittlung keine Berei-

nigung um die Schülerinnen und Schüler im gemeinsamen Unterricht erfolgt ist.  
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Nicht angewendet wird der Fördersatz für Förderschulen. Dies würde zu einer Besserstellung 

der Schulen in freier Trägerschaft gegenüber den öffentlichen Schulen führen. Für die Finanz-

hilfe für Schulen in freier Trägerschaft wird derselbe Betreuungsaufwand wie im öffentlichen 

Schulwesen zugrunde gelegt. Das wäre nicht der Fall, wenn für den GU in den Schulen in 

freier Trägerschaft der Schülerkostensatz der entsprechenden öffentlichen Förderschule an-

gewendet werden würde. Hier wird aufgrund des weitergehenden Förderbedarfs ein höherer 

Satz gewährt. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass aus pädagogischen und sonderpäda-

gogischen Gründen die Anzahl der Schülerinnen und Schüler je Klasse geringer ist und hier-

durch die Schülerkosten je Schüler an den Förderschulen deutlich ansteigen. 

 

 (§ 18a Absatz 6): 

In Absatz 6 wird geregelt, dass eine Festsetzung der Schülerkostensätze erstmalig für das 

Jahr 2023 erfolgt. Die Festlegung erfolgt in der Anlage (zu § 18a Abs. 6) zum Gesetz. 

 

Für die Schülerkostensätze der Waldorfschulen wurden folgende Entsprechungen angesetzt: 

Waldorf Schuljahrgänge 1 bis 4 Grundschule 

Waldorf Schuljahrgänge 5 bis 12 Sekundarschule/Gemeinschaftsschule 

Waldorf Schuljahrgang 13 50% Gymnasium Sek I und 50% Sek II (Gymnasiale 

Oberstufe) Gemeinschaftsschulen, Gesamtschulen, 

Gymnasien 

 

In die Fortschreibung der Matrix wurden die Daten der Jahresabschlüsse für die Haushalts-

jahre 2022 und 2023 sowie die Schuljahresstatistik der Schuljahre 2022/2023 und 2023/2024 

aufgenommen, so dass die nach Maßgaben der Absätze 2 bis 4 berechneten Personalkosten-

anteile für das Jahr 2023 ermittelt und festgesetzt werden können. Für den Personalkosten-

anteil sind deshalb die unter den Maßgaben der Absätze 2 bis 4 die Daten des Jahres 2023 

heranzuziehen.  

 

Fortschreibung SK 2022 

Für den Sachkostenanteil der kommunalen Schulträger liegen die Daten für das Jahr 2022 in 

der Matrix vor. Die Daten für 2023 werden vom Statistischen Landesamt um ein Jahr zeitver-

setzt bereitgestellt, so dass für die Fortschreibung ein Verfahren festzusetzen ist. Für die Fort-

schreibung der nach den Maßgaben der Absätzen 2 bis 4 berechneten Sachkosten von 2022 

auf 2023 wird einmalig der Durchschnittswert der durchschnittlichen und gerundeten Steige-

rungsraten für den fünfjährigen Zeitraum der Jahre 2018 bis 2022 des Verbraucherpreisindex 

– Gesamt- nach Erhebungen des Landesamtes für Statistik Sachsen-Anhalt ermittelt und für 

die Fortschreibung herangezogen. 
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Steigerungsraten Verbraucherpreisindex Sachsen-Anhalt

2017 2018 2019 2020 2021 2022

Verbraucherpreisindex 

insgesamt
96,5 98,0 99,5 100 103,2 110,7

Steigerungsrate in %  

zum Vorjahr
1,55 1,53 0,50 3,20 7,27

Fünfjahresdurchschnitt 2018-2022 2,81  
 

Der Durchschnittswert der jährlichen Steigerungsraten für den Zeitraum von 2018 bis 2022 ist 

2,81 %. 

 

 (§ 18a Absatz 7): 

§ 18a Abs. 7 legt fest wie die Festlegung und die jährliche Fortschreibung der Schülerkostens-

ätze erfolgen. 

 

Die Entwicklung der Kosten im Schulsystem ist dynamisch. Aus diesem Grund erfolgt eine 

Anpassung der staatlichen Finanzhilfe. Die Orientierung der Personalkosten am TV-L bedeutet 

eine Fortschreibung entlang der tatsächlichen Gegebenheiten im staatlichen Schulsystem. Die 

Einbeziehung der Entwicklung der Verbraucherpreise trägt Inhalten der sächlichen Kosten des 

Schulaufwandes Rechnung. Beide Elemente orientieren sich dabei nicht an einer abgeschlos-

senen Entwicklung in einem festgelegten Zeitraum, sondern beziehen einen Fünfjahreszeit-

raum vor dem Berechnungsjahr ein.  

 

Die Fortschreibung erfolgt ab dem Jahr der Festsetzung, d.h. ab 2023 jährlich. Die Fortschrei-

bung der Personalkosten ergibt sich aus den durchschnittlichen und gerundeten Steigerungs-

raten der Jahreswerte des Bruttojahresverdienstes einschließlich Jahressonderzahlung TV-L 

E13 Stufe 5 von fünf Jahren endend mit dem letzten Jahr bezogen auf das Berechnungsjahr. 

Die Fortschreibung der Sachkosten ergibt sich aus den durchschnittlichen und gerundeten 

Steigerungsraten der Jahreswerte des Verbraucherpreisindex gesamt des Statistischen Lan-

desamtes Sachsen-Anhalt von fünf Jahren endend mit dem vorletzten Jahr bezogen auf das 

Berechnungsjahr. Die Steigerungsrate des Berechnungsjahres ergibt sich dann aus der Zu-

sammenfassung von 80 v.H. Steigerungsrate TV-L und 20 v.H. Steigerungsrate Verbraucher-

preisindex. 

 

Dies führt zu einer tatsächlich dynamischen Anpassung der Schülerkostensätze an die mittle-

ren Entwicklungen im Bereich der Kosten des Lehrpersonals und der wirtschaftlichen Gesamt-

situation. 
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Die Steigerungsraten und die Fünfjahresdurchschnitte sehen wie folgt aus: 

Steigerungsraten TV-L E13 Stufe 5

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

E 13 Stufe 5 64.722 66.243 68.157 70.201 71.072 71.232 73.062 73.555

Steigerungsrate in %  zum 

Vorjahr
2,35 2,89 3,00 1,24 0,22 2,57 0,67

Fünfjahresdurchschnitt 2019-2023 1,98

Fünfjahresdurchschnitt 2020-2024 1,54

Steigerungsraten Verbraucherpreisindex Sachsen-Anhalt

Verbraucherpreisindex 

insgesamt
96,5 98,0 99,5 100 103,2 110,7 117,3

Liegt erst ab 

Mitte 2025 vor.

Steigerungsrate in %  zum 

Vorjahr
1,55 1,53 0,50 3,20 7,27 5,96

Fünfjahresdurchschnitt 2018-2022 2,81

Fünfjahresdurchschnitt 2019-2023 3,69

 

(§ 18a Absatz 8): 

In diesem Absatz wird für die Berechnung der Schülerkostensätze die Umrechnung der Jah-

resschülerkostensätze auf schuljahresbezogene Schülerkostensätze geregelt. Das Verhältnis 

5/12 zu 7/12 entspricht der Berücksichtigung der Monate in den jeweiligen Schuljahren. Diese 

Aufteilung entspricht dem derzeitigen Verfahren. 

 

Wie wird der Schülerkostensatz 2025/26 ermittelt? 

Zuerst werden die für 2023 festgesetzten Schülerkostensätze auf 2024, dann von 2024 auf 

2025 fortgeschrieben. Der Schülerkostensatz 2025/26 ergibt sich aus 5/12 des Schülerkosten-

satzes 2025 und 7/12 des Schülerkostensatzes des Folgejahres 2026.  

 

Die Daten für das Berechnungsjahr 2025 liegen vor, sowohl die Entwicklung des TV-L 2024 

(Bezug: letztes Jahr) als auch der Verbraucherpreisindex 2023 (Bezug: vorletztes Jahr). 

Die Daten für das Berechnungsjahr 2026 liegen natürlich nicht vor. Für den Schülerkostensatz 

2026 wird deshalb der Schülerkostensatz verwendet, der sich aus dem Schülerkostensatz 

2025 und der Steigerungsrate 2025 ergibt. 
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Die Berechnung der Schülerkostensätze 2025/26 sieht wie folgt aus: 

 

Fünfjahres-

zeitraum
Steigerung in % Steigerungsrate

Steigerung TV-L 2019-2023 1,98

Steigerung Index 2018-2022 2,81

gesamt 2,15 1,0215

2025

Steigerung TV-L 2020-2024 1,54

Steigerung Index 2019-2023 3,69

gesamt 1,97 1,0197

SKS 2025/26 = 5/12 x Schülersatz 2023 x 1,0215 x 1,0197 + 7/12 x Schülersatz 2023 x 1,0215 x 1,0197 x 1,0197

SKS 2025/26 = Schülerkostensatz 2023  x 1,0536

 

(§ 18a Absatz 9): 

Der neue Absatz 9 trifft Regelungen zum Umfang der Finanzhilfe in Abhängigkeit der Anzahl 

der Schülerinnen und Schüler.  

 

Dieser entspricht weitgehend der bisherigen Fassung von § 18a Absatz 1 Satz 2. Bezugspunkt 

ist der Schuljahrgang. Abweichend zu der alten Regelung, wird ein auf drei Schuljahren basie-

render Durchschnittswert für die als Bezugspunkt eingesetzte Klassenfrequenz ermittelt und 

festgesetzt, der für die Folgejahre jeweils neu zu berechnen ist. Die Daten der Klassenfre-

quenzen der öffentlichen Schulen werden vom Statistischen Landesamt Sachsen-Anhalt in 

der Schuljahresanfangsstatistik jährlich veröffentlicht und sind allgemein zugänglich. Die jähr-

lich fortgeschriebenen Klassenfrequenzen werden veröffentlicht. Die Durchschnittswerte stel-

len sicher, dass Abweichungen ausgeglichen werden. Die Festsetzung ermöglicht den Trägern 

der Schulen Planungssicherheit.  

 

Es wird eine Regelung für neu hinzukommende Bildungsgänge im berufsbildenden Bereich 

und für solche Bildungsgänge, die im berufsbildenden Bereich nicht angeboten werden, ge-

troffen.  

 

(§ 18a Absatz 10): 

Die Regelung aus § 18a Abs.6 der bisherigen Fassung des Schulgesetzes wird unverändert 

übernommen. Die Förderprogramme sehen in der Regel Vorgaben für die Beteiligung der 

Schulen in freier Trägerschaft vor. Das Ministerium für Bildung hat sich im Rahmen der Betei-

ligungsverfahren für Förderrichtlinien immer für eine angemessene Beteiligung der Schulen in 
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freier Trägerschaft eingesetzt und wird dieses bewährte Verfahren fortsetzen. Den Schulträ-

gern ist es, wie bisher möglich auch Kosten von Investitionen durch den Schülerkostensatz in 

angemessenem Umfang abzudecken. Der Auftrag aus dem Koalitionsvertrag, als wichtiger 

Teil des Schulsystems die Schulen in freier Trägerschaft prozentual anteilig an allen Unter-

stützungsleistungen und Förderprogrammen des Landes, des Bundes und der EU zu berück-

sichtigt, ist von der Landesregierung umzusetzen.  

 

(§ 18a Abs.11): 

Wesentliche Festlegungen zu der Zusammensetzung und der Höhe der Finanzhilfe sind im 

Gesetz festgelegt. Für einzelne in der Verordnung zu treffende Regelungen, wie das Antrags-

verfahren für die Finanzhilfe, die Voraussetzungen für deren Gewährung die Ausgestaltung 

der Finanzhilfe und die Maßgaben für eine zweckentsprechende Verwendung und deren 

Nachweis durch die Schulträger und die Überprüfung durch die Schulbehörde bedarf es wei-

terhin Verordnungsermächtigungen. 

 

Zu Nummer 9 (§ 18f Abs. 1a Satz 1) 

Es erfolgt eine ‚Anpassung an die Rechtslage. In der Pflegehilfeausbildung werden die bishe-

rigen Bildungsgänge Altenpflegehilfe und der Ausbildungsgang Krankenpflegehilfe zusam-

mengeführt. Nach § 2 des Gesetzes zur Finanzierung der Ausbildungsvergütung in der Pfle-

gehilfe (Pflegehilfeausbildungsvergütungsgesetz - PflhAVG) vom 5. Juli 2023 erhalten staat-

lich anerkannte Ersatzschulen in freier Trägerschaft auf Antrag eine Förderung zur Finanzie-

rung der Ausbildungsvergütung nach dem PfhAVG.  

 

Zu Nummer 10 (§ 18g): 

§ 18 g erhält eine neue Fassung. Es wird geregelt, dass im Jahr 2030 eine Neufestsetzung 

der Schülerkostensätze für das Jahr 2029 erfolgt und dass im Vorfeld die Landesregierung 

einen Bericht über die Überprüfung der bisherigen Kostenentwicklung vorlegt. 

 

Zu Nummer 11 (§ 86): 

Die bisherige Regelung bezieht sich auf die Zeit bis zum Inkrafttreten eines Modells für die 

Finanzhilfe, muss daher gestrichen werden. 

 

Für die Zeitspanne ab dem Inkrafttreten des neuen Modells bis zum 31.07.2025 wird eine 

Übergangsregelung aufgenommen, um den Schulen in freier Trägerschaft einen angemesse-

nen Zeitraum für gegebenenfalls anzupassende Planungen zu ermöglichen. 
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Informationen zum bisherigen Umfang der Finanzhilfen 

Dazu werden Informationen aus den Haushaltsdaten des Landes herangezogen. Weiter wird 

ein Ländervergleich der Zuwendungen über Schülerkostensätze für Schuljahr 2022/23 zwi-

schen ST mit SN und TH vorgenommen. 

 

- Entwicklung der Ausgaben für Schulen in freier Trägerschaft in Sachsen-Anhalt 

Für die Ausgaben in Sachsen-Anhalt für Schulen in freier Trägerschaft in den zurückliegenden 

Jahren 2012 bis 2023 lässt sich anhand der Haushaltsdaten folgendes Fazit ziehen: 

 

 Die jährlichen Ausgaben für Zuschüsse an Schulen in freier Trägerschaft sind in 

den Jahren 2012 bis 2023 von 83,2 Mio. Euro auf 216,8 Mio. Euro gestiegen. Das ist ein 

Aufwuchs um 133,6 Mio. Euro bzw. um 160,5%. Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass 

in 2023 ein Nachzahlungsanteil von ca. 35 Mio. Euro enthalten ist. Bereinigt um diesen 

Betrag beliefe sich der Aufwuchs von 2012 bis 2023 auf ca. 181,8 Mio. Euro (= Aufwuchs 

um 98,6 Mio. Euro / +118,5%). 

 

 Die jährlichen bereinigten Gesamtausgaben des Epl. 07 (ohne Ausgaben für 

SchifT) sind in den Jahren 2012 bis 2023 von 1,27 Mrd. Euro auf 1,61 Mrd. Euro gestie-

gen. Das ist ein Aufwuchs um 334 Mio. Euro bzw. um 26,4%. Der prozentuale Aufwuchs 

des Gesamthaushalts bleibt damit weit hinter dem Aufwuchs der Ausgaben für SchifT 

zurück.  

 

 Schülerzahlbezogen sind die Unterschiede noch extremer. Im Jahr 2012 beliefen sich 

die Ausgaben je Schüler bei den SchifT auf 4.037 Euro / Schüler. Diese sind bis 2023 

auf 8.065 Euro / Schüler angestiegen, was ein Aufwuchs um 99,8% bedeutet. 

 

 Die Ausgaben je öffentlichen Schüler (Basis: bereinigter Gesamthaushalt ohne Ausg. 

für SchifT) sind demgegenüber von 6.032 Euro / Schüler (2012) auf 7.081 Euro / Schüler 

(2023) gestiegen. Das ist ein Aufwuchs um 17,4%. 
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Ländervergleich der Zuwendungen über Schülerkostensätze Schuljahr 2022/23 zwischen ST, SN und TH 

 
- Schülerkostensätze 

 
  

ohne 

Aufwuchs

mit Aufwuchs 

6,35%
gesamt

Anteil      

Ausgleich 
4

Euro Euro Euro

4.935,70 5.249,12

401,80
427,31

342,29 364,03

5.490,94 5.839,61

6.615,93 7.036,04
Oberschule                                             

(einschl. Sek I der Oberschule+)
7.058,01 415,40 6.462

   5 bis 10 7.063,00 7.511,50

11 bis 12 11.653,03 12.393,00

   5 bis 11 6.653,58 7.076,08

12 bis 13 11.653,03 12.393,00

5 bis 11 7.009,37 7.454,46

12 bis 13 11.221,43 11.933,99

 5 bis 10 6.420,25 6.827,94 5 bis 10 6.507

 11 bis 12 9.541,25 10.147,12 11 bis 12 7.983

gew. Mittel 
2 7.044,45 7.491,77 gew. Mittel

 2 6.802

7.980,76 8.487,54

13.657,85 14.525,12 FÖS zur Lernförderung 12.159,97 445,11 14.466

Schule mit Ausgleichsklassen - FSP emot.-soz. Entw.
3            21.438,98 22.800,36 FÖS für  emot.-soz. Entwicklung 20.870,21 641,93 FSP emot.-soz. Entwicklung 14.466

28.673,51 30.494,28 FÖS für geistige Entwicklung 35.625,22 1.043,45 FSP geistige Entwicklung 29.867

1 Anteile aus der tatsächlichen SKS-Auszahlung

Euro

Grundschule (= Waldorfschule 1 bis 4)

gesamt
 1 

=  Grundbetrag + 99% Zusatz unt.begl. Maßnahmen +                             

46% Zusatz präv. Sonderpäd. Förd.

Sekundarschule (=Waldorfschule 5 bis 12) Regelschule

5.388,63 Grundschule

ganztags
 5 6.781

nicht ganztags 4.846

Zusatz für unterrichtsergänzende Maßnahmen während der 

verlässlichen Öffnungszeit
447,64

ST SN TH

Gemeinschaftsschule 12jährig                                                   

Gemeinschaftsschule 6.560,03 465,08

"Bei Gemeinschaftsschulen und Gesamtschulen wird die 

Finanzhilfe mit den Schülerkostenjahresbeträgen in den 

jeweils gleichen oder gleichartigen Klassenstufen 

(Grundschule, Regelschule, Gymnasium) berechnet."
Gemeinschaftsschule 13jährig                                                

Integrierte Gesamtschule

Gymnasium Gymnasium 7.443,62 Gymnasium

Waldorfschule 13

Förderschule für Lernbehinderte FSP Lernen                                                          

Schule für Geistigbehinderte

 gemäß Anlage 1 zum ThürSchFTG; Stand: 27. Juni 2023

508,83

Die Fördersätze für die Waldorfschulen sind in den einschlägigen SKS-Veröffentlichungen nicht enthalten.

2 berechnet für Vergleichszwecke aus 80% Sek I und 20% Sek II
4 Ausgleich für kommunale Investitionstätigkeit                                           

LTDrs. 7/4901 Beträge sind dem Haushaltsbegleitgesetz 

2021/2022 entnommen, Beträge FÖS Mitteilung SMK

5 gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 ThSchulG                                                                     

Für Schüler der Primarstufe besteht ein Anspruch auf 

Förderung in einem Schulhort von montags bis freitags mit 

einer täglichen Betreuungszeit von zehn Stunden unter 

Anrechnung der Unterrichtszeit. 

3 92% besitzen den o.a. FSP, die übrigen verteilen sich auf drei weitere FSP. Dafür gibt es in 

den Vergelichsländern keine gesonderten SKS.

Zuschuss für präventive sonderpäd. Förderung 

Grundschule (einschl. Primarstufe der 

Oberschule+)                                                          
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- Berechnete Auszahlung ST und Vergleich mit SN und TH 

 
 

FH Schüler wie ST FH Schüler wie ST

SKS Sachsen SKS Thüringen

SKS Summe SKS Summe SKS Summe SKS Summe

Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro

Grundschule 6.218 5.490,94 34.142.636 5.839,61 36.310.694 Grundschule 5.388,63 33.506.501 Grundschule nicht ganztags 4.846 30.132.428

3.244 6.615,93 21.462.077 7.036,04 22.824.919 Oberschule 7.058,01 22.896.184 Regelschule 6.462 20.962.728

5 bis 11 1.968 7.009,37 13.794.440 7.454,46 14.670.387 Gemeinschaftsschule 6.560,03 12.910.139 50%RS 5bis10 + 50%Gym 5bis10 6.485 12.761.496

11 bis 13 257 11.221,43 2.883.908 11.933,99 3.067.036 Gymnasium 7.443,62 1.913.010 Gymnasium 11 bis 12 7.983 2.051.631

5 bis 10 363 7.063,00 2.563.869 7.511,50 2.726.675 Gemeinschaftsschule 6.560,03 2.381.291 50%RS 5bis10 + 50%Gym 5bis10 6.485 2.353.874

11 bis 12 73 11.653,03 850.671 12.393,00 904.689 Gymnasium 7.443,62 543.384 Gymnasium 11 bis 12 7.983 582.759

5 bis 11 883 6.653,58 5.875.111 7.076,08 6.248.181 Gemeinschaftsschule 6.560,03 5.792.506 50%RS 5bis10 + 50%Gym 5bis10 6.485 5.725.814

12 bis 13 18 11.653,03 209.755 12.393,00 223.074 Gymnasium 7.443,62 133.985 Gymnasium 11 bis 12 7.983 143.694

5 bis 10 4.867 6.420,25 31.247.357 6.827,94 33.231.564 Gymnasium 7.443,62 36.228.099 Gymnasium 5 bis 10 6.507 31.669.569

11 bis 12 1.372 9.541,25 13.090.595 10.147,12 13.921.848 Gymnasium 7.443,62 10.212.647 Gymnasium 11 bis 12 7.983 10.952.676

291 21.438,98 6.238.743 22.800,36 6.634.903 FÖS für emot.-soz. Entwicklung 20.870,21 6.073.231 FSP emot.-soz. Entwicklung 14.466 4.209.606

Schule für Geistigbehinderte 202 28.673,51 5.792.049 30.494,28 6.159.844 FÖS für geistige Entwicklung 35.625,22 7.196.294 FSP geistige Entwicklung 29.867 6.033.134

Schule für Lernbehinderte 0 13.657,85 0 14.525,12 0 FÖS zur Lernförderung 12.159,97 0 FSP Lernen 14.466 0

19.756 138.151.211 146.923.813 Summe 139.787.273 Summe 127.579.408

1 bis 4 485 5.490,94 2.663.104 5.839,61 2.832.211 keine Angaben keine Angaben

5 bis 12 803 6.615,93 5.312.592 7.036,04 5.649.941

13 33 7.980,76 263.365 8.487,54 280.089

21.077 146.390.271 155.686.053

ST Berechnete Auszahlung mit SKS im Schuljahr 2022/23 SN Vergleichbare Auszahlung TH Vergleichbare Auszahlung

Gymnasium

FH Schüler

ohne Aufwuchs mit Aufwuchs 6,35%

verwendeter SKS

Sekundarschule

Gesamtschule (nur IGS)                      

Gemeinschaftsschule 12 jährig

Gemeinschaftsschule 13 jährig

verwendeter SKS

Schule mit Ausgl.kl. - FSP emot.-soz. 

Summe

Freie Waldorfschule                                1 bis 4

Schüler insgesamt
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Um die Höhe der Gesamtzuwendungen in den Ländern ST, SN und TH zu vergleichen, werden die 

Fallzahlen der in ST in den Schulformen/Bildungsgängen finanzhilfeberechtigten Schülerinnen und 

Schüler jeweils mit den entsprechenden SKS der Vergleichsländer verknüpft.  

 

Man ermittelt so, was man zahlen müsste, wenn man für die finanzhilfeberechtigten sachsen-anhalti-

schen Schülerinnen und Schüler jeweils die SKS der Vergleichsländer SN und TH anwenden würde. 

Da es für SN und TH keine veröffentlichten SKS für die Freien Waldorfschulen gibt, werden diese 

Schulen nicht in den Vergleich aufgenommen. 

 

- Zuwendungen für Schulen in freier Trägerschaft über Schülerkostensätze (SKS) (ohne 

Waldorfschulen) 

Es ergeben sich folgende Gesamtzuwendungen:  

ST 146,9 Mio. Euro mit den um 6,35% erhöhten SKS 

138,2 Mio. Euro bei Berechnung mit den nicht erhöhten SKS 

SN 139,8 Mio. Euro  

darin enthalten 9,4 Mio. Euro als Ausgleich für kommunale Investitionstätigkeit 

TH 127,6 Mio. Euro 

 

- Feststellung Bezug Schuljahr 2022/23 

ST gewährt mit Abstand die höchsten Zuwendungen.  

Es folgt SN. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die SKS SN einen Anteil von etwa 7% für kommunale 

Investitionstätigkeit ausweisen. Mit erheblichem Rückstand folgt TH. 

 

Bei Anwendung des nicht erhöhten SKS würden in ST die Zuwendungen 138,2 Mio. Euro betragen. 

ST würde dann mit SN vergleichbar sein. Dass in SN noch die Anteile für die kommunale Investitions-

tätigkeit in den Zuwendungen enthalten sind, ist bei der Sicht auf den Vergleich zu berücksichtigen.  

 

- In welcher Relation stehen die Zuwendungen für Schulen in freier Trägerschaft zu den 

Ausgaben für öffentliche Schulen je Schülerin und Schüler? 

Um die festgestellten Unterschiede einzuordnen, werden die Ausgaben für öffentliche Schulen je 

Schülerin und Schüler betrachtet. Einzige Vergleichsmöglichkeit zwischen den Ländern sind die jähr-

lichen Berechnungen des Statistischen Bundesamtes. 
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Bei den öffentlichen Ausgaben für Schulen je Schülerin und Schüler können ST und SN als weit-

gehend vergleichbar angesehen werden. 

 

TH hat die höchsten Ausgaben für öffentliche Schulen je Schülerin und Schüler und leistet gleich-

zeitig die geringsten Zuwendungen an Schulen in freier Trägerschaft. 

 

 

Übersicht der Anlagen zur Begründung zu Artikel 5 

 

- Anlage 1 zu § 18a Abs. 1 

Zu den einbezogenen schulformbezogenen Kapiteln, erfassten und nicht erfassten Personalaus-

gaben der Hauptgruppe 4 sowie dem Umgang mit dem Sondervermögen „Pensionsfonds des 

Landes Sachsen-Anhalt“  

 

- Anlage 2 zu § 18a Abs. 1 

Zu den einbezogenen schulformbezogenen und schulformübergreifenden Kapiteln sowie außer-

halb des Einzelplans 7 entstehenden Verwaltungsgemeinkosten des Einzelplans 4 

 

- Anlage 3 zu § 18a Abs. 1 

Zur Berücksichtigung der in Satz 2 Nummer 3 aufgeführten Sachkosten der Kommunen 

 

- Anlage 4 zu § 18a Abs. 1 

Berechnungsschritte im Zuge der Kostenermittlungen 

 

- Anlage 5 zu § 18a Abs. 2 

Zur Basis der Kostenaufteilung gemäß der Datengrundlagen, die Vorgehensweise im Rahmen 

der Kostenaufteilung, die Vorgehensweise zur Ermittlung des Personalkostenanteils und des 

Sachkostenanteils, die Differenzierung der Schulformen und Bildungsgänge, insbesondere die 

Aufteilung der schulformübergreifenden Kosten von Land und Kommunen einerseits und die All-

gemeine Differenzierung der Schulformen auf Grundlage der Schulstatistik andererseits 

 

 

Statistischer Bericht

Ausgaben für öffentliche Schulen je Schülerin und Schüler 2022

EVAS-Nummer 21711

Erschienen 13.3.2024

21711-03: Ausgaben1 für öffentliche Schulen je Schülerin und Schüler nach Ausgabearten und Ländern in Euro, 2021 und 20222

Sachsen  6 300  1 000  1 000  8 400  6 400  1 100  1 100  8 600

Sachsen-Anhalt  6 800   800  1 200  8 900  6 600   900  1 300  8 800

Thüringen  7 900   900   800  9 600  8 000  1 000   900  9 900

Deutschland  7 000  1 200   900  9 100  7 200  1 300   900  9 500

2 Ergebnisse für 2022 sind vorläufig

1 Personalausgaben für Schulen und Schulverwaltung einschließlich unterstellter Sozialbeiträge für verbeamtete Lehrkräfte sowie Beihilfeaufwendungen, laufender Sachaufwand, 

Investitionsausgaben.  Alle Ergebnisse wurden nach der Berechnung gerundet. 

Bundesländer

2021 2022

Personalausgaben Laufender 

Sachaufwand
Investitionen Gesamtausgaben Personalausgaben

Laufender 

Sachaufwand
Investitionen Gesamtausgaben
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Anlage 1 zu § 18a Abs. 1  

Zu den einbezogenen schulformbezogenen Kapiteln, erfassten und nicht erfassten Personal-

ausgaben der Hauptgruppe 4 sowie dem Umgang mit dem Sondervermögen „Pensionsfonds 

des Landes Sachsen-Anhalt“  
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Anlage 2 zu § 18a Abs. 1  

Zu den einbezogenen schulformbezogenen und schulformübergreifenden Kapiteln sowie außer-

halb des Einzelplans 7 entstehenden Verwaltungsgemeinkosten des Einzelplans 4 
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Anlage 3 zu § 18a Abs. 1 

Zur Berücksichtigung der in Satz 2 Nummer 3 aufgeführten Sachkosten der Kommunen  
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Anlage 4 zu § 18a Abs. 1 

Berechnungsschritte im Zuge der Kostenermittlungen 
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Anlage 5 zu § 18a Abs. 2 

Zur Basis der Kostenaufteilung gemäß der Datengrundlagen, die Vorgehensweise im Rahmen 

der Kostenaufteilung, die Vorgehensweise zur Ermittlung des Personalkostenanteils und des 

Sachkostenanteils, die Differenzierung der Schulformen und Bildungsgänge, insbesondere die 

Aufteilung der schulformübergreifenden Kosten von Land und Kommunen einerseits und die All-

gemeine Differenzierung der Schulformen auf Grundlage der Schulstatistik andererseits.  
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Zu Artikel 6 und 7  

(Aufhebung des Investitionsbank-Begleitgesetzes und der Verordnung über die Er-

richtung der Investitionsbank): 

 

Zum 01.03.2024 trat das Gesetz zur Errichtung der Investitionsbank Sachsen-Anhalt (IB ErrG) in 

Kraft, die IB wurde zu einer rechtlich selbständigen Förderbank als Anstalt des öffentlichen 

Rechts. Der in diesem Zusammenhang ergangene Erlaubnisbescheid der BaFin formulierte als 

Auflage, dass das InvBankBegleitG aufzuheben ist. Dieser Auflage wird nun mit der Regelung in 

Art. 6 entsprochen. Gleichzeitig wird durch die Regelung in Art. 7 die durch die Verselbständigung 

der Investitionsbank gegenstandslos gewordene Verordnung über die Errichtung der Investitions-

bank Sachsen-Anhalt aus Gründen der Rechtsbereinigung aufgehoben. 

 

Zu Artikel 8  

(Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 


